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1. Übersicht über die Verhandlungen • Resume des deliberations 

x 32/02.090 n Eingetragene Partnerschaft 
glelchgeschlechtllcher Paare. Bundesgesetz 

Botschaft vom 29. November 2002 zum Bundesgesetz 
Ober die eingetragene Partnerschaft 
gleichgeschlechtlicher Paare (BBI 20031288) 

NR/SR Kommission für Rechtsfragen 

Bundesgesetz Ober die eingetragene Partnerschaft 
gleichgeschlechtlicher Paare (Partnerschaftsgesetz) 

03.12.2003 Nationalrat. Beschluss abweichend vom 
Entwurf des Bundesrates. 

03.06.2004 Stinderat. Abweichend. 

10.06.2004 Nationalrat Zustimmung. 

18.06.2004 Nationalrat Das Bundesgesetz wird In der 
Schlussabstimmung angenommen. 

18.06.2004 Stinderal Das Bundesgesetz wird In der 
Schlussabstimmung angenommen. 
Bundesblatt 2004 3137; Ablauf der Referendumsfrist: 
7. Oktober 2004 

x 32/02.090 n Partenarlat enreglstre entre 
personnes du mime sexe. Lol federale 

Message du 29 novembre 2002 relatlf a la loi federale 
sur le partenariat enregistre entre personnes du mAme 
sexe (FF 2003 1192) 

CN/CE Commlssion des affaires Juridlques 

Lol federale sur le partenariat enregistre entre 
personnes du mAme sexe (Lol sur le partenariat 
enreglstre) 

03.12.2003 Consell national. Declslon modlflant le 
projet du Conseil federal. 

03.06.2004 Conseil des Etats. Divergences. 

10.06.2004 Conaell national. Adheslon. 

18.06.2004 Consell national. La loi est adoptee en 
votatlon finale. 

18.06.2004 Consell des Etats. La lol est adoptee en 
votation finale. 
Feullle federale 2004 2935; delal referendalre: 7 
octobre 2004 
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3. Zusammenfassung der Verhandlungen 

02.090 Eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare. 
Bundesgesetz 

Botschaft vom 29. November 2002 zum Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft 
gleichgeschlechtlicher Paare (881 2003 1288) 

Ausgangslage 
Der Entwurf sieht die Einführung einer eingetragenen Partnerschaft vor. Mit diesem neuen 
Rechtsinstitut soll es zwei Personen gleichen Geschlechts, die nicht miteinander verwandt sind, 
ermöglicht werden, ihre Beziehung rechtlich abzusichern. 
Die eingetragene Partnerschaft wird beim Zivilstandsamt beurkundet und begründet eine 
Lebensgemeinschaft mit gegenseitigen Rechten und Pflichten. Die Partnerinnen oder Partner leisten 
einander Beistand und nehmen aufeinander Rücksicht. Für den gebührenden Unterhalt der 
Gemeinschaft sorgen sie gemeinsam nach ihren Kräften. Über die gemeinsame Wohnung soll nur 
noch zusammen verfügt werden. Der Gesetzesentwurf sieht zudem eine Regelung für die Vertretung 
der Gemeinschaft und die solidarische Haftung für Schulden, die in Vertretung der Gemeinschaft 
begründet worden sind, vor. Die beiden Partnerinnen oder Partner sollen sich gegenseitig Auskunft 
über Einkommen, Vermögen und Schulden geben und bei Konflikten in der Beziehung für bestimmte 
in der Gemeinschaft wichtige Fragen ein Gericht anrufen können. 
Im Sinne einer modernen Namensregelung hat die Eintragung der Partnerschaft keine Auswirkungen 
auf den gesetzlichen Namen. Den beiden Partnerinnen oder Partnern steht es aber frei, Im Alltag den 
Namen des andern oder einen Doppelnamen zu verwenden. Das Kantons- und GemeindebOrgerrecht 
bleibt unberührt. Besitzt eine der Partnerinnen oder einer der Partner eine ausländische 
Staatsangehörigkeit, so kann nach dem Bundesrecht die Einbürgerung nach fünf Wohnsitzjahren 
erfolgen, sofern die eingetragene Partnerschaft seit mindestens drei Jahren besteht. 
Vermögensrechtlich soll das Paar einer Regelung unterstehen, die materiell der Gütertrennung des 
Eherechts entspricht. In einem öffentlich beurkundeten Vertrag kann im Hinblick auf die Auflösung der 
eingetragenen Partnerschaft eine spezielle vermögensrechtliche Regelung vereinbart werden. 
Namentlich können die beiden Partnerinnen oder Partner vereinbaren, dass nach den Bestimmungen 
des Eherechts Ober die Errungenschaftsbeteiligung abgerechnet wird. 
lm Erbrecht, im Sozialversicherungsrecht, In der beruflichen Vorsorge sowie im Steuerrecht werden 
gleichgeschlechtliche Paare Ehepaaren gleichgestellt. Anspruch auf eine Hinterlassenenrente besteht 
unter den Voraussetzungen eines Witwers. Die Anwesenheitsregelung fOr ausländische Partnerinnen 
und Partner entspricht derjenigen von ausländischen Ehegatten. 
Hat eine Person aus einer früheren Beziehung Kinder, so ist die eingetragene Partnerin oder der 
eingetragene Partner verpflichtet, ihr in der Erfüllung der Unterhaltspflicht beizustehen und darf sie in 
der Ausübung der elterlichen Sorge nötigenfalls vertreten. Die Adoption eines Kindes und die 
Anwendung von fortpflanzungsmedizinischen Verfahren werden ausgeschlossen. 
Aufgelöst wird die eingetragene Partnerschaft durch Tod oder Urteil. Die beiden Partnerinnen oder 
Partner können beim Gericht gemeinsam den Antrag auf Auflösung stellen. Zudem kann jede 
Partnerin oder jeder Partner die Auflösung verlangen, wenn das Paar seit mindestens einem Jahr 
getrennt lebt. Wie bei der Ehescheidung sollen die 
Anwartschaften in der beruflichen Vorsorge geteilt werden, die während der Dauer der Gemeinschaft 
erworben worden sind. Unter engeren Voraussetzungen als im Scheidungsrecht besteht auch ein 
Anspruch auf Unterhaltsbeiträge. Zudem soll das Gericht die gemeinsame Wohnung einer Partnerin 
oder einem Partner zuteilen können. 
Im Anhang zum Bundesgesetz Ober die eingetragene Partnerschaft werden verschiedene bestehende 
Erlasse geändert. Insbesondere soll im Bundesgesetz Ober das internationale Privatrecht ein neues 
Kapitel Ober die eingetragene Partnerschaft eingefügt werden. Unvereinbarkeiten und 
AusstandsgrOnde von Behördenmitgliedern sowie das Zeugnisverweigerungsrecht werden gleich wie 
bei Ehegatten umschrieben; in die neue Regelung werden aber auch faktische Lebensgemeinschaften 
einbezogen. Eine Mehrfachpartnerschaft soll wie eine Mehrfachehe unter Strafe gestellt werden. 

Verhandlungen 
03.12.2003 NR Beschluss abweichend vom Entwurf des Bundesrates. 
03.06.2004 SR Abweichend. 
10.06.2004 NR Zustimmung. 
18.06.2004 NR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (112:51) 
18.06.2004 SR Das Bundesgesetz wird in der Schlussabstimmung angenommen. (33:5) 



VI 

Im Nationalrat stiess die Vorlage, die in der Kommission klar gutgeheissen worden war, auf 
Widerstand aus konservativen Kreisen. Die Fraktion der SVP und Christian Waber (E, BE) 
beantragten Nichteintreten, Maurice Chevrier (C, VS) beantragte Rückweisung an die Kommission mit 
dem Auftrag, eine Gesetzesgrundlage zu schaffen, die den Abschluss eines Partnerschaftsvertrages In 
der Form einer öffentlichen Urkunde ermöglicht. Der Rat lehnte die Nichteintretensanträge mit 126 zu 
55 Stimmen ab, und sprach sich anschllessend mit 117 zu 62 Stimmen gegen den 
Rückweisungsantrag aus. 
Wie schon in der Kommission standen im Rat zwei Fragen im Vordergrund: der Status der 
ausländischen Partnerinnen oder Partner sowie die Adoption und die fortpflanzungsmedizlnischen 
Verfahren fOr Paare in einer eingetragenen Partnerschaft. 
Die Kommission befürwortete insgesamt die Idee, gleichgeschlechtliche Paare im Auslanderrecht 
gleichzustellen wie verheiratete Paare. Problematisch für sie ist die gleichzeitige Revision des 
Bundesgesetzes Ober Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer: Der Bundesrat hat In seiner 
Vorlage zu der gleichgeschlechtlichen Partnerschaft dieser Revision vorgegriffen, Insbesondere in 
Artikel 6, der vorsieht, dass das Zivilstandsamt abzuklären hat, ob die Eintragung nicht auf eine 
Umgehung der Bestimmungen Ober Zulassung und Aufenthalt von Ausländerinnen und Ausländern 
hinausläuft. 
Um sicherzugehen, dass hier keine Ungleichheiten zwischen gleichgeschlechtlichen und 
heterosexuellen Paaren geschaffen werden, war es in den Augen der Kommission besser, die Absätze 
2 und 3 von Artikel 6 des Entwurfs, welche die Einwanderungsfrage zum Inhalt haben, zu streichen. 
Christian Waber (E, BE) beantragte, dem Entwurf des Bundesrats zuzustimmen. Der Rat sprach sich 
jedoch mit 114 zu 63 Stimmen für den Kommissionsantrag aus. 

Auch bei Art. 9 Abs. 1 Bst. c setzte sich der Streichungsantrag der Kommission mit 97 zu 80 Stimmen 
gegenOber einem Antrag Waber auf Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates durch. Erfolg hatte 
Christian Waber (E, BE) lediglich mit einem Antrag zu Artikel 27. Absatz 1 wurde durch den Zusatz 
ergänzt: ,.Elternrechte bleiben jedoch in allen Fällen gewährt." 

Bei der Frage um das Verbot der Adoption und fortpflanzungsmedizinischer Verfahren (Art. 28) sprach 
die Kommission sich nach eingehender Diskussion fOr die Vorlage des Bundesrats aus. Zwei 
Minderheiten setzten sich für eine offenere Lösung in diesem Bereich ein. Die Minderheit I Hubmann 
(S/ZH) wollte den Artikel gestrichen und diese Frage in den allgemeinen Bestimmungen des 
Zivilgesetzbuches geregelt haben. Die Minderheit II Menetrey-Savary (G, VD) wollte unter bestimmten 
Bedingungen eine Adoption von Kindern des Partners bzw. der Partnerin ermöglichen. Diese beiden 
Anträge wurden abgelehnt und der Nationalrat stimmte der Vorlage des Bundesrats zu. 

In der Gesamtabstimmung wurde die Vorlage mit 118 zu 50 Stimmen gutgeheissen. Christian Waber 
{E, BE) kündigte an, dass die EDU das Referendum ergreifen werde. 

Die Kommission des Ständerats sprach sich fQr die Vorlage des Bundesrats aus, wünschte allerdings 
einige Änderungen technischer Natur. Simon Epiney (C, VS) beantragte eine Rückweisung an die 
Kommission mit dem Auftrag eine Vorlage zu unterbreiten, welche die minimalen Erwartungen 
gleichgeschlechtlicher Paare erfOllt. Um zu vermeiden, dass ein Referendum zustande kommt, strebte 
er eine weniger ambitiöse, nicht so sehr der Ehe nachempfundene Variante der eingetragenen 
Partnerschaft an. Er plädierte deshalb für eine schrittweise Anerkennung. Dieser Antrag wurde mit 25 
zu 11 Stimmen abgelehnt. 
Die Kommission beantragte, im Zivilgesetzbuch die Artikel 95 und 105 in dem Sinne zu ändern, dass 
das Verbot der Eheschliessung zwischen Verwandten aufgehoben wird. Diese vom Ständerat 
angestrebte Änderung wurde von Helen-Leumann-Würsch (AL, LU), die befürchtete, dass dadurch die 
Gefahr eines Volksneins erhöht wOrde, vergeblich angefochten. Der Antrag der Kommission wurde mit 
16 zu 11 Stimmen angenommen. 
Die vom Ständerat angenommene Fassung wich somit von jener des Nationalrats nur geringfügig ab. 
In der Gesamtabstimmung sprach sich der Rat einhelllg mit 25 Stimmen fOr die Vorlage aus. 

Die Kommission des Nationalrats schliessllch beantragte, die verbliebenen Differenzen auszuräumen 
und sämtlichen Beschlüssen des Ständerats zuzustimmen. Die einzige eigentliche Neuerung des 
Ständerats war somit nur die Änderung von Artikel 95 ZGB, wonach das Eheverbot und die 
eingetragene Partnerschaft bei Stiefverhältnissen aufzuheben sei. Die Motion Janiak (02.3479), 
welche dieser Änderung zugrunde liegt, wurde in beiden Räten angenommen. Sämtlichen Änderungen 
wurde beigepflichtet. 
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Im Nationalrat kOndigte Ruedi Aeschbacher (E, ZH) im Namen der EVP-EDU-Fraktion (Evangelische 
Volkspartei und Eidgenössisch-Demokratische Union) ein Referendum an. In der Schlussabstimmung 
wurde die Vorlage mit 112 zu 51 Stimmen angenommen. 
Der Ständerat wurde das neue Gesetz mit 33 zu 5 Stimmen bei 4 Enthaltungen angenommen 
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3. Condense des deliberations 

02.090 Partenariat enregistre entre personnes du meme sexe. Lol 
federale 

Message du 29 novembre 2002 relatif a la lol federale sur le partenariat enregistre entre personnes du 
mAme sexe (FF 2003 1192) 

Shuatlon lnltlale 
Le present projet de loi propose de creer le partenariat enregistre, nouvelle instltutlon juridlque qul 
permettra a deux personnes du mOme sexe n'ayant pas de lien de parente de donner un cadre 
juridlque a leur relation de couple. 
Le partenariat est enregistre devant l'officier de l'etat civil. II atteste l'engagement des partenaires a 
mener une vie de couple et a assumer l'un envers l'autre les drolts et les devoirs decoulant du 
partenariat enregistre. Ainsl, les partenaires se doivent l'un a l'autre assistance et respect. lls 
contribuent, chacun selon ses facultes, a l'entretien de la communaute. lls prennent ensemble les 
decisions relatives a leur demeure commune. Par allleurs, le projet de lol regle la representation de la 
communaute et la responsabilite solldaire pour les dettes qui ont ete conclues en representation de la 
communaute. Chaque partenaire a le devoir de renselgner l'autre sur ses revenus, ses biens et ses 
dettes, et peut, en cas de conflit quant a certaines questions importantes pour la communaute, recourir 
aujuge. 
Comme le veut la reglementatlon moderne du nom, l'enreglstrement du partenarlat raste sans effet sur 
le nom legal. Les deux partenaires ont toutefois la liberte d'utiliser au quotidian le nom de l'autre ou un 
double nom. Le droit de cite cantonal et communal n'est pas modifie. Si l'un des deux partenaires est 
de nationallte etrangere, il peut, selon le droit federal, demander sa naturalisation apres cinq ans de 
residence en Suisse dans la mesure ou le partenariat est enregistre depuls trois ans au moins. 
S'agissant de leurs rapports patrimoniaux, les partenaires enregistres sont soumis a un reglme qui 
correspond materiellement a celul de la separation de biens du droit matrimonial. lls peuvent toutefois 
convenir, par acte authentique, d'une reglementation patrimoniale pour le cas de 1a dissolution de leur 
partenariat enregistre, et notamment prevoir de proceder a la dissolution selon les dispositions du droit 
matrimonial concemant la participation aux acquAts. 
En ce qul conceme le droit successoral, le droit des assurances sociales, 1a prevoyance 
protesslonnelle et le drolt flscal, les partenaires enregistres ont le mOme statut que les couples maries. 
Le partenalre survivant a droit a une rente de survivant aux mOmes conditions qu'un veuf. S'aglssant 
du droit des etrangers, les partenaires etrangers sont soumis aux mOmes regles que des conjoints 
etrangers. Lorsqu'un partenaire enregistre a des enfants d'une precedente union, l'autre est tenu de 
l'assister de fayon appropriee dans l'accomplissement de son obligation d'entretien et dans l'exercice 
de l'autorite parentale et de le representer lorsque les circonstances l'exigent. L'adoption d'un enfant et 
le recours a la procreation medicalement asslstee sont lnterdits. 
Le partenariat enregistre est dissous par le deces de l'un des partenaires ou par un jugement. Les 
partenaires peuvent demander la dissolution par une requOte commune. Mais II est aussi possible a 
l'un des partenaires de demander la dissolutlon s'ils ont vecu separes pendant un an au moins. 
Comme en cas de divorce, les prestatlons de sortie de la prevoyance professionnelle acquises 
pendant la duree de la vie commune sont partagees entre les partenalres. Un partenalre peut exiger 
une contribution cl'entretien, mais a des conditlons plus restrictives qu'en droit du divorce. Par ailleurs, 
le Juge peut attribuer a l'un des partenaires le logement commun. 
D'autres lois sont modifiees en annexe a la loi sur le partenariat enregistre. Un nouveau chapitre dolt 
notamment Otre ajoute a la loi federale sur le droit international prive. Le partenariat enregistre sera un 
motif d'incompatibilite et de recusation de membres des pouvolrs publics, ou donnera le drolt de 
refuser de temoigner a l'instar du mariage - ces dispositions etant etendues du mOme coup aux 
personnes menant de fait une vie de couple. La conclusion simultanee de partenariats est interdite au 
mOme titre que 1a polygamie. 

Dellberatlons 
03-12-2003 CN Decision modifiant le projet du Conseil federal. 
03-06-2004 CE Divergences .. 
10-06-2004 CN Adheslon. 
18-06-2004 CN La lol est adoptee en votation finale. (112:51) 
18-06-2004 CE La loi est adoptee en votation finale. (33:5) 
Au Conseil natlonal, le projet de loi qui avait ete bien accepte en commission, a rencontre la 
resistance du camp conservateur. Le groupe UDC et Christian Waber (E, BE) demandaient de ne pas 
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entrer en matiere. Maurice Chevrier (C, VS) souhaitait un renvoi a la commission avec, pour mandat, 
la mise sur pied d'une base legale permettant 1a conclusion d'un contrat de partenarlat sous 1a forme 
authentique. Le Conseil a refuse par 126 voix contre 55 la proposftlon de non entree en matlere et 
s'est declare contre le renvoi a la commission par 117 voix contre 62. 
Les debats en commission, ainsi qu'au plenum, ont porte essentiellement sur deux questlons : celle du 
statut des partenaires etrangers et celle de l'adoption et de la procreation medicalement assistee. 
La commlsslon, dans son ensemble, etalt favorable a !'Idee d'accorder aux couples homosexuels le 
mllme statut qu'aux couples marles dans le domaine du droit des etrangers. Mals eile s'est heurtee ä 
la revislon en cours de la loi federale sur le sejour et l'etablissement des etrangers actuellement en 
revision. Or, dans son projet de partenariat homosexuel, le Conseil federal a anticipe cette revlsion, 
notamment a l'art. 6 concernant la verification par l'officier d'etat civil que la procedure engagee ne 
vlse pas a eluder les regles sur l'admission et le sejour des etrangers. 
Pour Atre certain que la situation des homosexuels sott calquee sur celle des couples heterosexuels, II 
semblait preferable a la commission de proposer de blffer les al. 2 et 3 a l'art. 6 du projet de loi relatifs 
a la problematique de !'Immigration. Au contraire, Christian Waber (E, BE) souhaitalt adherer au projet 
du Conseil federal. C'est par 114 voix contre 63 que la proposition de la commission l'a emporte. 
A l'art. 9 al.1, la propositlon de la commission de bitter 1a let.c - egalement liee a la question du sejour 
et de l'etablissement des etrangers - a ete acceptee par 97 voix contre 80 en faveur de Christian 
Waber qui appelait a suivre le projet du Conseil federal. 
Ce n'est que lors du vote sur l'art. 27 al.1 concemant les enfants du partenaire que Christian Waber 
est parvenu a ses fins en obtenant du Conseil la precision suivante a la disposition : cc Les drolts des 
parents sont garantis dans tous les cas.» 

En ce qul concerne la question de l'lnterdictlon de l'adoption et de la fecondatlon in vltro, art. 28 de la 
presente lol, la commlssion a, apres une tongue dlscusslon, tranche dans sa majorite pour la version 
du Conseil federal. Deux minorites cependant abondaient dans le sens de laisser une certaine 
ouverture dans ce domaine. La minorlte I Hubmann (S, ZH), proposalt simplement de bitter l'article et 
de renvoyer aux disposltions generales du Code civil sur l'adoption. La minorlte II Menetrey-Savary (G, 
VD) offralt la possibillte d'adoption des enfants du partenaire dans des conditions restrictives. Les 
proposltions des deux minorites ont ete rejetees et la chambre bassa a declde d'adherer au projet du 
Consell federal. 

Au vote sur l'ensemble, la propositlon a ete adoptee par 118 voix contre 50. Christian Waber (E, BE) a 
slgnale que le Partl evangelique poputalre (PEV) lancerait un referendum. 

La commlssion du Conseil des Etats s'est prononcee en f aveur du projet du Consell federal mals 
souhaitait neanmoins apporter quelques modifications de nature technique. Simon Epiney (C, VS) a 
propose un renvoi a la commission avec mandat de presenter un projet repondant aux attentes 
minimales des personnes de mllme sexe. En vue de prevenlr l'aboutissement d'un referendum, il 
desirait faire adopter une formule moins ambitieuse du partenarlat enregistre qu'il juge trop calque sur 
l'lnstitution du marlage. II a donc plaide en faveur d'une reconnaissance progressive. Sa proposition a 
ete rejetee par 25 voix contre 11. 
Au Code civll, la commission a propose de modHier les art. 95 et 105 afin de supprimer l'empächement 
du marlage en cas de lien de parente. La modificatlon voulue par le Conseil des Etats a ete contestee 
en valn par Helen Leumann-Würsch (AL, LU) qui craignait que cette mesure n'agite davantage la 
menace referendaire. La propositlon de 1a commission a ete suivie par 16 voix contre 11. 
Le Conseil des Etats a donc adopte une version tres proche de celle du Conseil national. Au vote sur 
l'ensemble, le projet a ete accueilli par une adheslon unanlme de 25 voix. 

Enfin, la commlssion du Conseil national a propose d'ellminer les demieres divergences en acceptant 
toutes les decisions du Conseil des Etats. La seule vraie nouveaute introduite dans ce projet par le 
Conseil des Etats reside donc dans la retouche de l'art. 95 du Code civil levant l'interdlction du mariage 
et du partenarlat enregistre pour cause de lien de parente. La rnotlon Janlak (02.3479), a l'orlglne de 
cette decision, a ete adoptee par les deux conseils. Tous les changements ont ete acceptes. 

Au Consell natlonal, Ruedi Aeschbacher (E, ZH) a d'ores et deja annonce au nom du groupe E (Parti 
evangelique populalre et Union democratique federale) le lancement d'un referendum. Au vote final, le 
oul l'a emporte avec 112 volx contre 51. 
Le projet de loi a ete adopte au Conseil des Etats par 33 volx contre 5 voix et 4 abstentions. 
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Eingetragene Partnerschaft 
glelchgeschlechtllcher Paare. 
Bundesgesetz 
Partenarlat enreglstre 
entre personnes du meme sexe. 
Lol federale 

Erstrat - Premier Conseil 
Botschaft des Bundesrates 29.11.02 (BBI 2003 1288) 
Message du Conseil federal 29.11.02 {FF 2003 1192) 
Nationalral/Conseil national 02.12.03 (Erstrat- Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 03.12.03 (Fortsetzung- Suite) 
Nationalrat/Conseil national 03.12.03 (Fortsetzung - Suite) 

Antrag der Fraktion der Schweizerischen Volkspartei 
Nichteintreten 

Antrag Waber 
Nichteintreten 

Antrag Chevrler 
Rückweisung an die Kommission 
mit dem Auftrag, eine Gesetzesgrundlage zu schaffen, die 
den Abschluss eines Partnerschaftsvertrages in der Form ei­
ner öffentlichen Urkunde ermöglicht. 

Proposition du groupe de l'Union democratique du Centre 
Ne pas entrer en matiere 

Proposition Waber 
Ne pas entrer en matlere 

Proposition Chevrier 
Renvoi a la commission 
avec mandat de mettre sur pled une base legale permettant 
la conclusion d'un contrat de partenarlat sous la forme au­
thentique. 

Man6trey-Savary Anne-Catherine (G, VD), pour la commis­
sion: On peut dire que cette loi sur le partenariat enregistre 
etalt attendue comme l'Arlesienne par de nombreux couples 
en butte a toutes sortes de diflicultes et de prejuges. II ne 
faut pas oublier en effet que, jusqu'en 1942, t'homosexuallte 
etait poursuivie penalement. Encore recemment, les homo­
sexuels faisaient l'objet d'un fichage systematlque, raison 
pour laquelle ils ont demande de modifier le titre de cette loi 
en allemand pour effecer les mauvais souvenirs que rap­
pelte le terme «enregistre». 
AuJourd'hul, l'homosexuallte fait toujours l'objet d'une repro­
bation sociale latente, qui ne s'exprime pas seulement par 
un vocabulalre blessant, mais aussi par des discrlminations 
qui subsistent sur le marche du travail, du logement ou dans 
l'acces ä certains postes, mime sl des exemples recents 
montrent que les choses commencent ä bouger. 
Dans ce contexte et apres tant d'attente, cette loi est donc 
b1en re<rue, meme si certains se disent de<rus. Ceux qui sont 
deQus sont par exemple ceux qui auraient voulu que le par­
tenariat s'adresse aussi aux couples heterosexuels vivant 
en concubinage, ceux qui appelaient de leurs voeux de nou­
velles formes de vie en commun inscrites dans le code civil 
au chapitre du droit de la famille. Le Conseil federal n'en a 
pas voulu, arguant du fait que les couples heterosexuels 
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peuvent se marier s'ils souhaitent un engagement recipro­
que plus solide, et que la Constltutlon nous falt obllgatlon de 
proteger !'Institution du mariage. La commission n'est pas 
revenue sur ce point. 
Du cOte des organisations homosexuelles, on attendait un 
partenariat qui ait les mAmes effets et les mlämes formes 
que le mariage. Pour alles, faire une loi speciale plutOt que 
de completer le code clvil, c'est deja malntenlr une dlscrlmi­
natlon qui empAche une reconnalssance pleine et entiere. 
L'.analogie complete ou partielle entre le partenariat et le 
mariage constitue donc blen le point fondamental de cette 
loi. Le Conseil federal est tres clair sur ce point, il ne veut 
pas d'un manage homosexuel. II denie aussi aux couples 
homosexuels - et ya, pour eux, c'est un peu plus dlfflcile a 
avaler - la posslbilite de fonder une famille ou d'Atre, en tant 
que couple, consideres comme une famille. Cette affirmation 
souvent repetee, et qui traverse toute la loi ainsi que le mes­
sage, la commission l'a acceptee sans grand debat. 
Le partenarlat n'est donc pas un mariage, mafs II lul ressem­
ble. Si on y regarde de plus pres, les differences entre les 
deux sont souvent plus symbollques que materielles, plus 
formelles que concretes, a part naturellement l'interdiction 
de l'adoptlon. On peut donc caracterlser ce partenariat de 
mariage simplifle, slmpllfle dans sa forme, dans sa conclu­
sion, dans sa dissolution, mais pas dans ses effets. 
On auralt pu aussl se contenter d'un PACS a la franyaise, 
soit d'un contrat seien le code des obligations, comme le de­
mande aujourd'hui Monsieur Chevrier. Le Conseil federal a 
rejete cette solution et 1a commisslon. ä la quasi-unanlmlte, 
l'asuivi. 
La loi va donc assez loln dans les rapprochements entre 
partenariat et mariage, que ce soit dans le droit successoral, 
le droit des assurances sociales, le drolt fiscal ou le droit des 
etrangers. Les effets du partenarlat sont aussi comparables 
au mariage pour ce qul concerne le devolr d'asslstance et 
l'obligation d'entretien entre les partenaires. L'.inscriptlon au 
registre civil fait du partenariat un etat civil reconnu, alors 
qu'on aurait pu encore une fols se contenter d'un contrat. On 
se rapproche encore du mariage par la dispensation du de­
voir de temoigner en Justice contre son partenalre ou par la 
reconnaissance du drolt de vlsite en cas d'hospltallsatlon. 
Sur la forme en revanche, des differences subslstent. Salon 
le message, «le partenariat est conclu par l'enregistrement 
de la declaration de volonte des deux partenaires, et non 
pas par leurs reponses affirmatives aux questions de l'offi­
cier d'etat clvil .. (p. 1215). Or les organlsatlons homosexuel­
les plaidaient pour le oui prononce devant l'officier d'etat 
civil. Paradoxalement, peut-Mre, les elements qui different 
sont parfois ceux qui ont perdu de leur lmportance ou de leur 
signification ou qui sont remis en question dans le droit ma­
trimonial ordinalre, comme les noms de famille et le droit de 
cite. Comme si les couples homosexuels accordaient aux sl­
gnes visibles de l'unlon davantage de valeur que les autres 
couples. 
A part quelques questlons relatlvement mlneures, la com­
misslon s'est concentree sur les deux questlons importan­
tes, voire fondamentales: celle du statut des partenalres 
etrangers et celle, naturellement, de l'adoption et de la pro­
creation medicalement assistee. 
Concernant le droit des etrangers, la commission dans son 
ensemble estime necessaire d'adapter la situation des par­
tenalres a celle des couples maries. La manlere de le formu­
ler a donne lieu a des discussions et a des hesitations sur 
lesquelles nous reviendrons dans la dlscussion par artlcle. 
On peut simplement rappeler ici que cette question a provo­
que d'importants remous et de vigoureuses protestations 
lorsque le Tribunal federal, dans un arr&t recent, avalt denle 
aux partenaires etrangers d'un ou d'une homosexuelle le 
droit de beneficier d'un permis de seJour. Rappelez-vous, 
certains d'entre nous avaient ete gratifies ä cette occasion 
d'une avalanche de lettres demandant toutes qu'une solu­
tion soit trouvee. Ce sera desormais le cas. 
Le point qui a suscite le plus de discussions, sur lequel nous 
aurons l'occaslon de revenir, concerne evldemment l'lnter­
diction de l'adoption et de la fecondation in vitro. C'est un su-
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jet sensible sur lequel la commission s'est penchee avec 
beaucoup d'attention, de retenue, mais aussi d'ouverture. 
Apres avoir entendu un expert avec lequel nous avons mene 
une longue dlscussion, la commlsslon a flnalement tranche, 
dans sa majorite, pour la version du Conseil federal, a savoir 
l'interdiction pure et simple, ooartant de ce fait deux proposi­
!ions de minorite qui seront discutees tout a !'heure et qui, 
toutes deux, demandaient un assouplissement de cette in­
terdiction. 
II faut signaler encore que ce projet a obtenu l'adhesion de 
pratiquement tous les milieux consultes. Selon le message 
du Conseil federal, cctres rares ont etll les partlclpants offl­
ciels a rejeter dans l'absolu l'introductlon d'une instltutlon 
juridique pour les couples homosexuels .. (eh. 1.5.4). Tout rll­
cemment encore, vous avez rec;u la prise de posltion favora­
ble de la Ligue suisse des femmes catholiques qul a falt 
toute une etude sur cette question. 
Dans 1a commission, l'entree en matlere n'a pas ete com­
battue et le projet, dans son ensembie, a ete adopte par 
12 volx contre 1 et 3 abstentions. 
J'afouterai encore que ta commission propose du meme 
coup de classer t'lnitiative parlementaire Gros Jean-Michel 
98.443 visant a un partenariat enregistre. A cette initiative le 
consell avait donne sulte, par 105 voix contre 46, le 27 sep­
tembre 1999. Redlglle en termes generaux, eile recomman­
dait des modifications des lois dans le sens du present 
projet. Nous pouvons donc aujourd'hui considerer qu'elle est 
reallsee. 
En concluslon, la commission vous demande d'entrer en 
matiere sur ce projet et de rejeter les proposltlons de non­
entrlle en matiere, de meme que la proposltlon de renvol 
Chevrier a la commission. 

Gutzwlller Felix (R, ZH), für die Kommission: Es sei gleich 
vorab gesagt: Ihre Kommission hat sich sehr klar fOr ein Ein­
treten auf dieses Gesetz entschieden. Nach Ansicht der 
Kommission - das ist wohl die Essenz dieser Aussage -
sind im Hinblick auf die pluralistischen Lebensformen von 
heute die Anliegen glelchgeschlechtllcher Paare legitim. Ih­
nen soll durch die Schaffung dieses Instituts der eingetrage­
nen Partnerschaft Rechnung getragen werden. Das Ist die 
Essenz dieses Anliegens. Wir bitten Sie deshalb, mit der 
grossen Mehrheit der Kommission, darauf einzutreten. Die 
Kommission hat der Vorlage mit 12 zu 1 Stimmen bei 3 Ent­
haltungen zugestimmt. 
Sie haben es gehört: Dieser Entwurf sieht die Einführung 
der so genannten eingetragenen Partnerschaft vor. Es geht 
also um ein neues Rechtsinstitut, das es ermöglichen soll, 
dass zwei Personen gleichen Geschlechts, nicht miteinander 
verwandt, ihre Beziehung rechtlich absichern können. Es 
entspricht dies auch einem lang gehegten Wunsch gleichge­
schlechtlicher Paare. Das Konzept sieht vor, dass die einge­
tragene Partnerschaft beim Zivilstandsamt beurkundet wird, 
eine Lebensgemeinschaft begrOndet, die selbstverständlich 
gegenseitige Rechte und Pflichten - Rechte und Pflichten! -
mit sich bringt. Das helsst, dass die Partner einander Bei­
stand leisten mOssen, Rücksicht nehmen müssen, dass sie 
gemeinsam fOr den Unterhalt dar Gemeinschaft sorgen; sie 
verfügen nur noch zusammen Ober die gemeinsame Woh­
nung. Zudem sieht der Entwurf eine Regelung fOr die Vertre­
tung und die solidarische Haftung fOr Schulden vor. Beide 
Partnerinnen oder Partner sollen sich gegenseitig auch Aus­
kunft Ober Einkommen, Vermögen, Schulden usw. geben 
und bei Konflikten in dieser Beziehung für bestimmte wich­
tige Fragen auch ein Gericht anrufen können: 
Vermögensrechtlich soll das Paar einer Regelung unterste­
hen, die materiell der Gütertrennung des Eherechtes ent­
spricht. In einem öffentlich beurkundeten Vertrag kann im 
Hinblick auf die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft 
eine spezielle vermögensrechtliche Regelung vereinbart 
werden. Namentlich können die beiden Partnerinnen oder 
Partner vereinbaren, dass nach den Bestimmungen des 
Eherechtes Ober die Errungenschaftsbetelligung abgerech­
net wird. 
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Im Erbrecht, im Sozialversicherungsrecht, aber auch in der 
beruflichen Vorsorge sowie im Steuerrecht werden gleichge­
schlechtliche Paare Ehepaaren gleichgestellt Anspruch auf 
eine Hlnterlassenenrente besteht gemäss der Vorlage unter 
den Voraussetzungen eines Witwers; Ich komme auf diesen 
Punkt zurück. Die Anwesenheitsregelung für ausländische 
Partnerinnen und Partner entspricht derjenigen von auslän­
dischen Ehegatten. 
Aufgelöst wird die eingetragene Partnerschaft durch Tod 
oder Urteil. Die beiden Partnerinnen oder Partner können 
beim Gericht gemeinsam den Antrag auf Auflösung stellen. 
Zudem kann jede Partnerin oder jeder Partner die Auflösung 
verlangen, wenn das Paar seit mindestens einem Jahr ge­
trennt gelebt hat. 
Ich habe es Ihnen schon gesagt: Ihre Kommission hat die­
sem Entwurf mit 12 zu 1 Stimmen bei 3 Enthaltungen zuge­
stimmt. Sie ist sehr weitgehend der Fassung des Bundesra­
tes gefolgt. So hat sie - um einen Punkt herauszugreifen -
mit 12 zu 9 stimmen beschlossen, In eingetragener Partner­
schaft lebenden Personen die Adoption von Kindern zu un­
tersagen. Wie Sie das auf der Fahne festgestellt haben, gibt 
es allerdings eine Minderheit, die es ermöglichen möchte, 
unter bestimmten, eingeschränkten Bedingungen das Kind 
des anderen Partners adoptieren zu können. Diese so ge­
nannte Stiefkindadoption hat die Kommission Intensiv be­
schäftigt. Zu diesen einschränkenden Bedingungen, die eine 
Adoption möglich machen worden, gehören vorab das Wohl 
des Kindes, aber auch die Langjährigkelt der Partnerschaft 
bzw. die Abwesenheit des anderen leiblichen Elternteils. 
Eine weitere Minderheit hat beantragt, aus Gründen der 
Glelchbehandlung das Adoptionsverbot Oberhaupt zu strei­
chen und den In eingetragener Partnerschaft lebenden Per­
sonen die Möglichkeit der Einzeladoption nach ZGB einzu­
räumen - ein Punkt also, der uns nachher noch beschäf­
tigen wird. 
Weiter beantragt die Kommission mit 8 zu 7 stimmen - also 
mit einer knappen Mehrheit -, den lesbischen Paaren die 
Vorteile zu gewähren, die das geltende Recht bezOgllch Wit­
wenrenten fOr Frauen vorsieht. Nach Auffassung der Mehr• 
helt rechtfertigt sich diese bevorzugte Behandlung der 
Frauen auch deswegen, weil Lohngleichheit noch immer 
nicht Wirklichkeit ist. Die knappe Mehrheit der Kommission 
hat also festgehalten: Eine Frau Ist rechtlich gesehen gege­
benenfalls immer ccWltwe» und nicht ccWltwer», welcher 
Partnerkombination auch Immer sie lebt. Eine Minderheit 
folgt dem Bundesrat; dieser sieht fOr gleichgeschlechtliche 
Paare das gleiche System vor wie fQr Witwer, mit der Be­
gründung, dass sich dadurch Ungleichbehandlungen ver­
meiden liessen. 
Ich habe es eingangs erwähnt: In der Kommission war unbe­
stritten, dass im Hinblick auf die sehr unterschiedlichen heu­
tigen Lebensformen den berechtigten Anliegen der gleich­
geschlechtlichen Paare durch die Schaffung eines neuen 
Rechtsinstitutes, eben dieses Institutes der eingetragenen 
Partnerschaft, Rechnung getragen werden soll. Die Kommis­
sion empfiehlt Ihnen deshalb grossmehrheitlich, einzutreten 
und den Nichteintretens- und den ROckwelsungsantrag ab­
zulehnen. Sie empfiehlt Ihnen im Übrigen mit 12 zu 9 Stlm• 
men - Ich habe Ihnen das Im Detall auseinander gesetzt-, 
keine Adoptionen zuzulassen, und mit 8 zu 7 Stimmen, den 
lesbischen Paaren die Vorteile zu gewähren, die das gel­
tende Recht tar Witwen vorsieht. 
Ich bitte Sie also, auf die Vorlage einzutreten. 

Waber Christian (E, BE): Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
wenn ich Sie mit «liebe» anrede, dann meine Ich das auch 
so; ich meine auch die Frau Bundesrltin, die hier mit 
ccSchumi»-Geschwindlgkeit legiferlerte. Mein Nichtelntre­
tensantrag Ist keine Kampfansage an die homosexuellen 
Menschen, sondern richtet sich allein gegen die Sache. Vor 
nicht allzu langer Zelt wurde ich hier In diesem Saal gefragt, 
ob ich nun Prediger oder Politiker sei. Meine Antwort Ist 
heute dieselbe wie damals: Politiker, die nicht auf der Grund­
lage Gottes des Allmächtigen Gesetze behandeln, sind 
schlechte Politiker. 

Bulletin offlclel de r Assemblee ftkllrale 
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Die heutige Gesellschaft anerkennt keine für alle Menschen 
gültige Wahrheit. An die Stelle der absoluten Aussage von 
Jesus Christus «Ich bin der Weg, die Wahrheit und das Le­
ben» treten individuelle Wahrheiten und somit auch eine 
Scheintoleranz, gemäss der jeder Anspruch wahr Ist. Somit 
kennt unsere Gesellschaft keine verbindlichen moralischen 
und ethischen Werte mehr. Der Staat - wir als Gesetzgeber 
sind ein Teil davon - sollte Gesetze erlassen, die dem Ge­
meinwohl dienen und es auch fördern. Es gibt Kernaufga­
ben. die unsere Bundesverfassung ganz klar definiert. Eine 
davon ist der Schutz von Familie, Ehe und Kindern. Jede an­
dere Form des Zusammenlebens oder Lebensweise kann 
und muss der Staat nicht schützen. Homosexuelle Verhal­
tensweisen, sei es öffentlich oder privat, muss der Staat 
nicht als Norm anerkennen. Die persönliche Freiheit ist in je­
dem Fall gewährleistet, die Konsequenzen aus jemandes 
Verhalten gehören in die individuelle Verantwortung. So sind 
die zivilrechtlichen Möglichkeiten zweier Menschen sehr 
vielfältig und lassen einen grossen vertraglichen Spielraum 
zu. 
Warum, frage ich, diskutieren wir ein Gesetz nur für die 
Gleichgeschlechtlichen? Existieren nicht auch viele andere 
Formen des Zusammenlebens, für die mit gleichem Recht 
eine staatliche Anerkennung gefordert werden könnte? 
Warum erlassen wir ein Gesetz, das nur einen ganz kleinen 
Teil der Bevölkerung betrifft und nur von einem Bruchteil da­
von in Anspruch genommen werden wird? Nur eine Verbin­
dung zwischen Mann und Frau, am besten gelebt in einer 
verbindlichen Ehe, zeugt Kinder. Diese Tatsache alleine 
lässt den Staat überleben und ergibt den alleinigen verfas­
sungsrechtlichen Schutz. 
Sexualität gehört zu jedem Menschen, und er kann sie auch 
leben; er kann sie auch so leben, wie er das wünscht. Sie 
dient nicht allein der Kinderzeugung, sondern ist ein grosses 
Geschenk Gottes an uns, Mann und Frau. Sexualität ist 
auch heute noch, in der tabulosen Gesellschaft, ein Thema, 
das starke Emotionen auslöst. Unser Gewissen setzt uns 
Schranken, die wir gerne und lustvoll auch Obersehreiten. 
Wehe aber, wenn die Spielregeln nicht eingehalten werden! 
Jeder kann tun und lassen, was ihm gefällt; die finanziellen 
Konsequenzen trägt am Schluss der Staat. Kaum werden 
Leitplanken in morallscher und ethischer Hinsicht aufgestellt, 
werden diese als Diskriminierung dargestellt. Das vorlie­
gende Gesetz möchte vermeintliche Diskriminierungen ab­
bauen und beruft sich dabei auf Artikel 8 der nachgeführten 
Bundesverfassung. Erstens wurde der Antrag auf Erwäh­
nung sexueller Lebensformen nicht geschatzt; Bundesrat 
und Parlament haben den Antrag dazumal klar abgelehnt. 
Zweitens werden gleichgeschlechtliche Lebensformen schon 
lange nicht mehr diskriminiert. 
Das Gegenteil Ist der Fall. Keine andere Minderheit fordert 
mit einem starken weltweiten Netzwerk ihre so genannten 
Rechte, das mit einer Vehemenz, die oftmals an Frechheit 
grenzt. An Schulen und in der Öffentlichkeit wird das 
Schwulseln als schön verkauft und als normal deklariert. 
Wenn wir als glückliche heterosexuelle Menschen an den 
Schulen das Neue Testament verteilen wollen. wird uns das 
verboten. «Wertneutral» heisst das Zauberwort des Verbo­
tes. Wenn sich medizinisches Personal weigert, bei Abtrei­
bungen zu assistieren, wird ihm gekündigt. Das sind 
Dimensionen der Diskriminierung! Es geht bei diesem Ge­
setz nicht um Gerechtigkeit, Nichtdiskriminierung oder die 
Aufgaben des Staates, sondern um die Forderung der Aner­
kennung der homosexuellen Lebensweise. Ich wiederhole 
das, das ist der Kernsatz: Es geht bei diesem Gesetz nicht 
um Gerechtigkeit, Nichtdiskriminierung oder Aufgaben des 
Staates, sondern um die Forderung der staatlichen Anerken­
nung der homosexuellen Lebensweise. 
Noch einmal: Die EDU kämpft nicht gegen Menschen mit 
homosexueller Lebensweise. Die politische stellungnahme 
unterscheidet zwischen Mensch und Sache. Der Mensch ist 
immer und in jeder Situation von Gott geliebt und auch ge­
wollt. Die Wahl haben wir zwischen Segen und Getrennt­
sein. Unsere Entscheide akZeptiert Gott, aber die Konse­
quenzen daraus müssen wir selber tragen. Die AkZeptanz 
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und Förderung der Homosexualität verändert unsere Gesell­
schaft nachhaltig; Ehe und Familien geraten ins Visier derje­
nigen, die ihre verfehlte Sexualität als mögliche Alternative 
anpreisen. Normal wird, was Lust und VergnOgen dient, und 
die Spassgesellschaft spendet freudig Applaus. Da alle 
Recht haben und ihr Verhalten als Wahrheit darstellen, kann 
sich niemand mehr an absoluten Werten orientieren. Die 
Menschen werden gottlos und sind damit auch Gott los. 
Lassen wir uns nicht durch Unwahrheiten verleiten. Das vor­
liegende Gesetz Ist ein Wolf im Schafspelz. Wenn wir auf 
das Gesetz nicht eintreten, handeln wir verfassungsgemäss. 
Ungleiches kann nicht gleich werden. Schutzbedürftlg Ist 
nur, was auch Schutz benötigt. Nehmen Sie Ihre Aufgabe 
ernst, und bedenken Sie: Was der Mensch sät, muss er 
auch ernten. 

Schlüer Ulrich (V, ZH): Ich beschränke mich auf ergän­
zende Bemerkungen. Es geht bei diesem Gesetz nicht um 
Gleichstellung. Es geht nicht darum, eine bestehende Diskri­
minierung aufzuheben. Mag sein, dass frOher Menschen lei­
den mussten, die homosexuell waren; das bestreiten wir 
nicht. Aber heute geht es nur noch darum, dass wir eine 
neue BQrokratle dank einer neu dem Bund Qbertragenen Zu­
ständigkeit schaffen sollen. Wir wenden uns dagegen, dass 
nun wieder ein neuer bürokratischer Apparat geschaffen 
wird, obwohl die Frage der Diskriminierung gelöst ist. Es 
muss heute weder beruflich noch sonstwie jemand wegen 
Gleichgeschlechtlichkeit eine Diskriminierung erleiden. 
Wir haben eine Fahne mit einem Umfang von fast 50 Selten 
vor uns; es entsteht also ein grosser bürokratischer Apparat. 
Dieser burokratische Apparat wird das tun, was bQrokrati­
sche Apparate immer tun: Er wird Berichte produzieren, und 
in diesen Berichten werden die Berichteschreiber Rechtferti­
gungen suchen, um ihre eigene Aufgabe als besonders not­
wendig hinzustellen und sie möglichst noch auszubauen. 
Das ist der Weg, den jede BOrokratisierung eines jeden Pro­
blems in unserem Lande geht. 
Die Zeiten liegen noch nicht so weit zurOck - fOnf, sechs 
Wochen -, dass wir uns im Wahlkampf getroffen haben. Ich 
richte mich jetzt Insbesondere an die BOrgerllchen: Sie alle 
haben scharf kritisiert, dass trotz Regime des Personal­
stopps beim Bund Jahr für Jahr Hunderte neuer Stellen ge­
schaffen werden. Letztes Jahr waren es mehr als tausend! 
Und jetzt schaffen Sie hier wieder einen neuen Apparat, der 
neue Stellen bedingen wird, und Sie wissen so gut wie ich, 
dass deswegen nicht Irgendwo beim Bund andere Stellen 
abgebaut werden; vielmehr bauen wir einen neuen, zusätzli­
chen Apparat an. NatOrlich, auf der linken Seite ist man der 
Auffassung, als Polltlker sei man dazu da, sich beim Staat 
zu bedienen, wozu laufend neue Bürokratien geschaffen 
werden. Aber auf bürgerlicher Seite mOsste, wenn es uns 
ernst ist mit dem Bekenntnis zur Selbstverantwortung und 
mit unseren freiheitlichen Zielsetzungen, klargestellt werden: 
Diese Bürokratie ist unnötig, zumal sie sich als besonders 
herrliche Bürokratie ankOndigt. Was hat diese zu tun? Diese 
Bürokratie hat Unglelchhelten zu fixieren, damit Gleiche, die 
gleicher sein wollen als andere Gleiche, tatsächlich gleicher 
werden als andere Gleiche. Da öffnet sich ein Eldorado für 
Jeden Bürokraten, der sich in diesen Gefilden bewegen darf. 
Wir sind der Auffassung, dass es keine Diskriminierung von 
Gleichgeschlechtlichen mehr gibt. So können .wir gut und 
gerne auf dieses neue Gesetzeswerk verzichten. Verzichten 
wir darauf. Leben wir Selbstverantwortung vor, leben wir fOr 
die Freiheit, dann brauchen wir das neue Gesetz nicht. 
Ich ersuche Sie im Namen der SVP-Fraktion, fOr Nichteintre­
ten zu stimmen. 

Chevrler Maurice (C, VS): Oul, l'homosexuallte est un falt. 
Oul, elle concerne une petite mlnorite de personnes qui me­
ritent notre respect et qui l'ont. Face a ce phenomene, qua­
tre attitudes nous semblent possibles: 
1. rejeter, occulter, nier, voire diaboliser rhomosexualite: 
c'est une attltude que nous reprouvons; 
2. prendre ce fait de societe pour ce qu'il est, le tolerer et 
contribuer a regler au mieux quelques situations particulie-
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res, eliminer les discrlminations: c'est l'attltude que nous 
soutenons; 
3. promouvoir fhomosexuallte, la hisser au rang de modele 
a suivre: c'est une attltude que nous ne pouvons adopter et 
qui est l'objectif de la presente lol; 
4. vlser l'equivalence pure et simple avec le marlage: c'est la 
posltlon que defendront certains ici dans cette salle et que 
nous combattrons avec force et conviction. 
Au moment d'aborder cette delicate discussion du PACS se 
pose la question du röle d'une loi. A notre sens, la loi n'a pas 
a regler toutes les questions morales. Elle n'a pas ä se subs­
tituer ä la conscience individuelle, mais eile doit 6tre en ac­
cord avec les exigences de l'ethique et du bien commun. La 
loi ne doit pas s'adapter aux comportements, mais dlre ce 
qui est juste et servir de norme pour inviter les citoyens ä 
adopter leur comportement. Ce principe rappele, revenons 
au theme du jour et aux differentes posltions. 
lnutile d'ergoter sur les causes, les motivatlons, les conse­
quences de i'homosexualite. Elle existe, point. Nous devons 
en prendre acte et la tolerer au mieux. La tolerer au mieux, 
cela signifie pour nous veiller a ce que ies homosexueis ne 
soient pas victlmes de dlscrlminatlons lnjustes. Nous avons 
bien dit de dlscrimlnatlons lnJustes car, par definition, toute 
discrimination n'est pas forcement injuste. Cela nous ame­
nerait trop loin que de developper ce sujet. 
Concretement, nous voulons permettre aux homosexuels de 
conclure un contrat sous la forme authentique, pour lui don­
ner un caractere officlel, contrat qui sera enregistre aupres 
des differents offices exlstants dans les cantons, pour eviter 
ces problemes de bureaucratie auxquels falsalt notamment 
allusion M. SchlOer. Cet acte authentique, qui servira de 
piece justlficatlve, dolt perrnettre d'evlter une dlscriminatlon 
lnjuste en matiere de relations personnelles - je pense aux 
visites a l'hOpltal -, en matlere de fiscallte, en matiere de 
droits successoraux. Cependant, nous ne voulons pas figer 
les situations, mais au contraire preserver une liberte con­
tractuelle totale aux contractants. Les personnes concer­
nees doivent pouvolr, llbrement et sans carcan, prevolr ou 
non des dispositions en matiere d'asslstance mutuelle, de 
contribution d'entretien, de droits reciproques aux presta­
tions LPP, ou encore s'instltuer herltieres. II doit s'aglr d'un 
acte volontariste, adapte aux situations, et non d'une regle 
officieiie de droit, par definition lntangible. 
Car effectivement, tolerer ne signlfie pas pour nous legaliser. 
Nous refusons de donner a ce partenariat un statlrt a part 
entiere, une nouvelle forme d'etat clvil. En autorisant l'enre­
gistrement de ce contrat aupres de retat civil, en obligeant 
les contractants a passer systematiquement devant le Juge 
pour regler la separatlon et ses effets accessolres alnsl que 
tous les differends qui pourralent surgir pendant l'unlon - je 
pense a la demeure commune, a l'entretien, au devolr d'as­
sistance, et j'en passe -, on cree une nouvelle Institution 
dont nous ne voulons pas. Dans les falts, on erigera le parte­
nariat en variante du mariage, chemin que nous ne pouvons 
suivre. 
En voulant assimller le partenariat au manage, Je projet de 
loi va trop loin, car l'Etat ne promeut plus clairement une 
forme d'unlon au detriment de l'autre. Or, nous devons avolr 
comme objectif polltique de favorlser, de promouvoir, le ma­
riage et la famille, le blen commun par la naissance d'en­
fants, seul gage de Ja perennlte d'une socil~te. Avec le 
PACS, l'unlon entre personnes de mAme sexe n'est plus prl­
vee. Mais approuvee par la loi, elle devlent, je le rappelle, 
une institution alors m6me qu'il n'y a aucune raison objective 
pour que nous accordions un statut public de partenarlat ä 
des unions qui ne profitent pas a Ja societe. Cela nous sem­
ble injuste et, quelque part. cela devalue le mariage. 
Ainsi. comme il n'y a aucun apport au bien commun, nous 
devons ev1ter la reconna1ssance, car une fois que nous 
l'aurons accordee, nous ne voyons aucun element rationnel 
pour ne pas aller jusqu'au bout, c'est-ä-dlre considerer Je 
partenarlat comme l'equivalent du mariage en autorisant no­
tamment l'adoption et la procreation medlcalement assistee. 
Nous en tirons la conclusion qu'il ne faut pas laisser enclen­
cher le processus de legalisatlon. II taut s'opposer au niveau 
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du principe. Apres, cela sera trop tard, rien n'arrAtera la de­
marche. 
Renvoyons le projet ä la commlsslon en lul demandant de 
mettre sur pied une base legale permettant aux personnes 
de mAme sexe de vlvre leurs dlfferences dans la dlgnite, 
dans le respect et sans discrlmination injuste, mais refusons 
de transformer le partenariat en ersatz de mariage. 

Genner Ruth (G, ZH): Die grüne Fraktion Ist klar fOr Eintre­
ten und Zustimmung zum Gesetz Ober die eingetragene 
Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare. Wir unterstot­
zen damit die Anliegen verschiedenster Organisationen von 
Betroffenen wie der Lesbenorganlsatlon der Schweiz (LOS), 
der Schweizerischen Schwulenorganisation Pink Cross, der 
Vereinigung der Freundinnen, Freunde und Eltern von Les­
ben und Schwulen (Fels) und der Organisation der schwulen 
Führungskräfte Network. 
Wir stellen fest, dass glelchgeschlechtllche Paare bis heute 
weitgehend schutzlos dastehen. Nur die Kantone ZOrich und 
Genf haben erst kOrzlich einen «sanften Rechtsstatus» fQr 
glelchgeschlechtllche Paare geschaffen; dies Im Sinne, dass 
eine Partnerschaft eingetragen werden kann. Es ist uns aber 
allen völlig klar, dass die bundesrechtliche Zuständigkeit fQr 
die wesentlichen rechtlichen Belange entscheidend Ist. Das 
vorliegende Gesetz wird deshalb dringend erwartet. FOhren 
wir uns vor Augen: Noch Ist es nicht lange her, dass Homo­
sexualität ein Grund fQr Verfolgungen, Flchierungen, Diskri­
minierungen und Stigmatisierungen in hohem Masse war. 
Situationen Im Alltag von heute zeigen aber Immer noch, 
dass gleichgeschlechtliche Paare mit vielen Vorurteilen oder 
Ausgrenzungen konfrontiert sind, genau so, wie sie Minder­
heiten häufig erleben. 
Wir sind besonders aufgrund von Artikel 8 der Bundesver­
fassung dazu verpflichtet, dafür einzustehen und zu kämp­
fen, dass Diskriminierungen aufgrund der Lebensform nicht 
vorkommen. Die alten Vorurteile sind tief verankert, und 
eine neue Gesetzgebung ändert diese selbstverständlich 
nicht. Es ist aber an uns als gesetzgebender Behörde, dle 
rechtlichen Voraussetzungen zur Nichtdiskriminierung zu 
schaffen. Persönlich bin Ich davon Oberzeugt, dass es ge­
rade aus diesem Grund notwendig wäre, glelchgeschlechtll­
chen Paaren die Rechtsform der Ehe zu öffnen. Ich habe 
deshalb vor fünf Jahren eine entsprechende parlamentari­
sche Initiative (98.453) eingereicht. Denn wer lesbische und 
schwule Paare Im Sinne der neuen Bundesverfassung als 
gleichwertig akzeptiert, muss auch Ihre rechtliche Gleich­
stellung unterstOtzen. Formal könnte die Einführung der 
glelchgeschlechtlichen Ehe mit einer sanften sprachlichen 
Überarbeitung des Zivilgesetzbuches, des BOrgerrechtsge­
setzes sowie der Zlvllstandsverordnung erreicht werden. 
Das wOrde Im Übrigen zwingend die geschlechtsneutrale 
Ausgestaltung weiter Teile des Zivilgesetzbuches erfordern 
und daher auch das Postulat der sprachlichen Gleichstel­
lung von Frauen und Männern verwirklichen. Aus rechtlicher 
Sicht ist die Eheforderung fQr gleichgeschlechtliche Paare 
der einfachste Lösungsansatz zur Beseitigung des aner­
kannten Diskrimlnlerungstatbestandes. 
Mit dem vorliegenden Gesetz wird eine eigene, neue 
Rechtskategorie geschaffen, namentlich eine Rechtskatego­
rie für Schwule und Lesben. Das bedeutet einen neuen 
Rechtsstatus - endlich einen Rechtsstatusl - für Schwule 
und Lesben, der bis heute nicht vorhanden Ist. Ein neuer, ei­
gener Rechtsstatus fOr Schwule und Lesben, ausgespro­
chen fQr Minderheiten einer Gesellschaft, Ist aus meiner 
Sicht Jedoch nicht unproblematisch und lässt noch Immer 
Differenzen, zum Teil erhebliche Differenzen, zur Rechts­
form der Ehe zu. Damit wird die Lebensform von schwulen 
und lesbischen Paaren rechtlich anders behandelt als die 
Lebensform der heterosexuellen Paare. Dieser Aspekt Ist 
nicht unbedenklich, zumal wir gegen Diskriminierungen und 
Stigmatisierungen antreten wollen. Die eingetragene Part­
nerschaft ist also keine Rechtsform wie die Ehe, aber sie soll 
in vielen Bereichen die glelchen Auswirkungen haben und 
die gleichen rechtlichen Wirkungen zeigen wie die Rechts-
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form der Ehe. Das bedeutet aber dennoch, dass wir einen 
Unterschied zwischen den verschiedenen Paaren legiferie­
ren - ein Tatbestand, der gemäss Artikel 8 der Bundesver­
fassung zu vermeiden ist. Die Eintragung der Partnerschaft 
Ist demzufolge keine Heirat, aber sie soll ihr gleichen. 
FQr die grQne Fraktion ist es wichtig, dass endlich eine 
Rechtsform für schwule und lesbische Paare geschaffen 
wird und damit die g!eichgeschlechtllche Partnerschaft als 
eine neue Form des Zivilstandes anerkannt wird. Wir bean­
tragen Ihnen deshalb, auf die Vorlage einzutreten. 
Ich möchte nun noch auf ein paar wichtige Punkte innerhalb 
der Gesetzgebung zu sprechen kommen. Aus den vorher 
genannten Granden ist es für die grQne Fraktion klar, dass 
wir bezüglich des Ausländerrechtes keine Differenzen zwi­
schen hetero- und homosexuellen Paaren wollen. Eine Dif­
ferenz wäre schlichtweg auch nicht zu begründen. Wir 
setzen uns deshalb für die Streichung von Artikel 6 Absät­
ze 2 und 3 ein. 
Was die Frage der Adoption betrifft, hat sich die grüne Frak­
tion auch hier dafür ausgesprochen, dass homosexuelle 
Paare in gleicher Welse wie heterosexuelle Paare Kinder 
adoptieren können. Wir stimmen deshalb in Artikel 28 für 
den Minderheitsantrag Hubmann, allenfalls dann für den 
Eventualantrag Menetrey-Savary Im Sinne einer Ermögli­
chung der Adoption von Stiefkindern. Mindestens die Adop­
tion von Stiefkindern Ist eine wünschenswerte Form, weil 
de facto schon sehr viele gleichgeschlechtliche Paare mit 
Stiefkindern zusammenleben. 
Beim Sozialversicherungsrecht stimmen wir für die Mehr­
heit. Wir wollen damit, dass beim Tod einer Partnerin oder 
eines Partners die überlebende Partnerin einer Witwe und 
der überlebende Partner einem Witwer gleichgestellt wer­
den. Ich muss sagen, dass uns gerade die BegrOndungen 
der Nichteintretensanträge und des Rückweisungsantrages 
in der Auffassung bestärken sollten, dass dieses Gesetz in 
Kraft treten muss. Toleranz bedeutet eben noch nicht, dass 
die Leute effektiv einen gleichen rechtlichen status haben. 
Nur dieser kann vor Diskriminierung schützen. 
Ich bitte Sie einzutreten. 

Waber Christian (E, BE): Frau Genner, sind Sie bereit, für 
alle Minderheiten In der Schweiz ein eigenes Gesetz zu er­
lassen? 

Genner Ruth (G, ZH): Ich habe Ihnen gesagt, dass ich es 
problematisch finde, dass wir fOr eine Minderheit legiferie­
ren. Aber dieser Rat war nicht bereit, das Institut der Ehe zu 
öffnen. Das wäre nach meiner Auffassung wirklich die Lö­
sung gewesen. die eine klare Nichtdiskriminierung zur Folge 
gehabt hätte. Ich weiss, dass Sie auch dagegen gestimmt 
haben. 

Huguenin Marianne h VD): Le groupe «A gauche toutel» 
se fellcite de l'aboutissement de 1a demarche initlee par l'inl­
tlative parlementalre Gros Jean-Michel 98.443 et soutlendra 
le projet de lol sur le partenariat enregistre entre personnes 
du meme sexe. Cette avancee, soutenue clairement par la 
commission, permet de donner un cadre national allant plus 
loin que les changements legislatifs permls aux cantons et 
de rejoindre les nombreux pays europeens ayant leglfere 
dans ce sens. Elle permet surtout d'appllquer le principe de 
non-discrimination de la nouvelle Constltutlon. 
Nous sommes attaches a ce princlpe fondamental et consl­
derons la reconnalssance donnee offlcfellement par l'Etat 
comme essentielle. C'est la reconnaissance d'une realite 
vecue par une mlnorite significative de la population; une 
realite vecue depuis toujours, avec ses discriminations nom­
breuses sur tous les plans et venues de la societe, auxquel­
les s'ajoutent parfois des difficultes plus personnelles. Les 
recherches menees depuis de nombreuses annees sur l'ho­
mosexuallte ont pu mettre en evidence l'addltlon de ces 
nombreuses difficultes rencontrees par une partie de cette 
population, en particulier chez les jeunes, chez lesquels le 
taux de suicide est eleve. La reconnaissance publique du 
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couple homosexuel, et par la meme du statut de l'homo­
sexualite, amene une vrale bouffee d'alr dans ce pays. La, 
on ouvre reellement des fenätres, Monsieur Blocherl On 
permet alnsi a une minorite, qul est plus lmportante que l'on 
ne pense sl l'on y ajoute l'ensemble des personnes concer­
nees - parents, enfants, proches, employeurs -, d'acceder a 
une citoyennete non tronquee. 
Finalement, les homosexuels sont un peu dans notre so­
ciete comme des sans-paplers. lls sont la, plus ou molns to­
leres, travaillent, palent des lmpOts, mals lls sont dans une 
partie de leur vie des citoyens de seconde zone. 
Bien sOr, les changements des lois ne suffisent pas a abattre 
les prejuges, a faire cesser les discrlmlnatlons et les dlfflcul­
tes quotidiennes. Mals ils donnent un slgnal fort dans ce 
sens, faisant partie sans aucun doute d'une politlque de pre­
vention au niveau de la sante psychique, en permettant aux 
personnes homosexuelles, se decouvrant comme telles a 
l'adolescence ou plus tard et pour qul cette decouverte n'est 
pas tou]ours simple, de la vlvre en diminuant l'excluslon et 1a 
marginalisation. 
L.:avancee des debats sur la reconnalssance du statut des 
homosexuels a ete posslble quand on a comprls qua ce 
n'est pas en parlant de l'homosexualite, en reconnalssant 
son existence, que l'on fait augmenter l'homosexuallte. II n'y 
aura pas, avec un PACS federal, plus d'homosexuels dans 
ce pays, mais il y aura moins d'homosexuels en dlfficulte. 
J'almerals dlre a Monsieur Chevrier que cette lol ne fait 
aucunement la promotion de l'homosexualite, mais qu'elle 1a 
reconnait simplement. Et je crois qua Monsieur SchlOer con• 
natt mal cette reallte quand il dlt qu'il n'y a actuellement plus 
de discriminatlon. Bien sOr, la Gay Prlde lutte contre ces dls­
crimlnations, mais justement, eile est necessalre parce que 
les discriminatlons existent. A l'ethique de Monsieur Waber 
qul avance un dogme, au fond, qui pese sur la täte d'une mi­
norite, je prefere celle de la Ligue suisse des femmes catho­
llques, qui alde a vfvre et qul n'ecrase pas. 
Le groupe «A gauche toutel» entrera blen sOr en matiere et 
soutiendra l'amendement de la minorlte Hubmann a l'arti• 
cle 28, vlsant a autoriser l'adoptlon tant des enfants du par• 
tenaire qu'en general. La aussl, II ne s'aglt au fond qua de 
reconnaitre une sltuatlon qui existe deja, plus frequemment 
qu'on ne l'imagine, que ce soit par les enfants d'un parte­
naire precedent ou lors d'adoption par une personne seule, 
autorisee par la loi et passee relativement lnaperc;ue 
jusqu'icl. II soutiendra egalement l'amendement adopte par 
une pellte ma]orite de la commlsslon aux chlffres 27 artlcle 
13a et 28 article 19a, qui propose de laisser aux femmes ho­
mosexuelles les petlts avantages restant aux veuves au ni­
veau des rentes, ceci en raison des inegalltes de salaires 
persistantes entre hommes et femmes. 

Aeschbacher Ruedi (E, ZH): Ich spreche hier für die EVP­
Vertreter in der EVP/EDLI-Fraktlon. In meinem relativ gros­
sen Bekannten- und Freundeskreis finden sich mehrere Per• 
sonen, die gleichgeschlechtlich orientiert sind und diese 
Veranlagung auch mehr oder weniger offen leben. Es sind 
durchs Band wertvolle, differenzierte und kultfvlerte Perso­
nen, denen meine Frau und Ich freundschaftlich verbunden 
sind. Auch wenn diese Menschen In Bezug auf ihre Gefühle 
anders veranlagt sind als wir - wir nehmen sie ebenso ernst 
wie alle anderen Freunde und Bekannten. 
Mit der eingetragenen Partnerschaft, die wir heute diskutie­
ren, soll nun ein Institut für gleichgeschlechtliche Paare In 
unserer Rechtsordnung verankert werden, welches sich an 
jenem der Ehe orientiert und Ober weite Strecken ähnliche 
Bestimmungen und Auswirkungen haben soll. Die Frage Ist: 
Braucht es das, und wollen wir das? 
Dazu ein paar Gedanken: Es gibt eine Vielzahl von Studien 
Ober den Anteil gleichgeschlechtlich orientierter Menschen 
in unserer Gesellschaft. Die meisten Studien kommen auf 
eine Zahl In der Grössenordnung von 1, 2 oder bestenfalls 
3 Prozent. Mit anderen Worten: Es handelt sich um eine ver­
schwindend kleine Zahl von Menschen, die von dem vorge­
schlagenen Gesetz Oberhaupt betroffen sein könnten. 



02.090 Conseil national 

Dieser Eindruck verstärkt sich noch, wenn man In Betrachl 
zieht, dass der weitaus grösste Tell der gleichgeschlechtli­
chen BeZiehungen keine festen und auf Dauer angelegten 
Partnerschaften und Lebensgemeinschaften sind, sondern 
meist nur kurze Zeit dauern und gleichzeitig andere Bezl&­
hungen nicht ausschliessen. Es ist daher kein Zufall, dass 
überall dort, wo gesetzliche Regelungen für eingetragene 
Partnerschaften geschaffen worden sind, viel weniger Per­
sonen von dieser Möglichkeit Gebrauch machen, als dies je­
weils bei den Diskussionen um die Schaffung des neuen 
Instituts angenommen wurde. Konkret: Letztllch geht es le­
diglich um einen Teil unserer Bevölkerung, der deutlich unter 
1 Prozent liegen dürfte. 
Geht man nun der Frage nach, ob es die neue Rechtsform 
überhaupt brauche, so stellt man fest, dass heute einem Zu­
sammenleben und Zusammenwohnen gleichgeschlechtli­
cher Paare keine rechtlichen Hindernisse entgegenstehen. 
Auch gesellschaftliche Hürden sind kaum noch vorhanden, 
denn die Bevölkerung hat sich in den letzten Jahrzehnten 
daran gewöhnt, dass Immer mehr Menschen nicht mehr Im 
Rahmen der traditionellen Familie, sondern In ihren eigenen, 
selbst und frei bestimmten Lebensformen zusammenleben, 
in Formen, die notabene sehr oft auch nicht auf einer Lie­
bes- oder Geschlechtsbeziehung beruhen, z. B. Geschwis­
ter, Mutter und Tochter, Senioren, Seniorinnen usw. Auch die 
Folgen, die laut Gesetzentwurf fQr eine eingetragene Part­
nerschaft entstehen, z. B. der gegenseitige Beistand, die ge­
genseitige Vertretung, wirtschaftliche und finanzielle Auswir­
kungen, können von zwei Personen, die zusammenleben 
wollen, in weiten Teilen heute schon privatrechtlich geregelt 
werden. 
Wenn also zu entscheiden Ist, ob ein neues, eheähnllches 
Institut für gleichgeschlechtliche Partnerschaften eingeführt 
werden soll, so Ist nach dem Gesagten davon auszugehen, 
dass es sich um eine gesetzliche Regelung handeln würde, 
die für eine sehr kleine Minderheit unserer Bevölkerung ak­
tuell wäre und überdies rechtliche Folgen schaffen würde, 
die heute schon weitgehend auf privater Basis zwischen 
zwei Menschen frei vereinbart werden können. Unter diesen 
Umständen sehen wir keine Notwendigkeit, In unserem Ge­
setz ein derartiges Institut einzuführen und gesetzlich zu re­
geln, welches sozusagen alternativ und gleichwertig neben 
dasjenige der Ehe gestellt würde. Denn diese hat für unser 
Volk, unser Land und seinen Fortbestand, aber auch für die 
auf Dauer darin verbundenen Ehegatten eine viel bedeutsa­
mere, weiter reichende Bedeutung als das Zusammenleben 
in einer gleichgeschlechtlichen Partnerschaft. 
Wir anerkennen, dass es eine Vielzahl von Lebensformen 
gibt, auch gleichgeschlechtliche. Wir akzeptieren dies und 
stellen fest, dass diese heute auch ohne wesentliche Ein­
schränkungen gelebt und die Beziehungen nach Wunsch 
der Betroffenen geordnet werden können. Ein neues Institut 
der eingetragenen Partnerschaft ist daher nicht nötig, zumal 
es auch nur eine verschwindend kleine Minderheit unserer 
Bevölkerung betreffen wOrde, in seiner Ausgestaltung aber 
zu sehr als eigentliche Alternative neben die Ehe gestellt 
wOrde und unseres Erachtens auch ein für unsere Gesell­
schaft falsches Signal aussenden würde. 
Wir EVP-Nationalräte werden daher, allerdings mit einer et­
was differenzierteren BegrOndung, den Nichteintretensan­
trag Waber unterstQtzen und den Gesetzentwurf in der 
vorliegenden Form ablehnen. 

Wäfler Markus (E, ZH): Zum Partnerschaftsgesetz noch ein 
paar Bemerkungen aus Sicht der EDU-Vertreter in der EVP/ 
EDU-Fraktion. 
Die gleichgeschlechtliche Lebensweise ist als Tell der per­
sönlichen Freiheit in unserem Land gestattet und ist nicht 
Gegenstand der Debatte. Diesbezüglich besteht keine Dis­
kriminierung der gleichgeschlechtlichen Lebensweise für 
Männer und Frauen. Bei Bedarf stehen ihnen auch privat­
rechtliche Mögllchkelten zur Verfügung, um ihre Beziehun­
gen zu regeln, wie dies mein Vorredner bereits erwähnt hat. 
Ein neuer Zivilstand in Form der eingetragenen Partner-
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schaft für gleichgeschlechtliche Paare entspricht jedoch kei­
ner Notwendigkeit. Dort, wo die Möglichkeit einer Form der 
Registrierung gleichgeschlechtlicher Paare besteht, macht 
nur ein verschwindend kleiner Anteil der Dlrektbetroffenen 
davon Gebrauch. Schätzungen variieren da von unter 1 Pro­
zent bis gegen 10 Prozent, wenn man die Botschaft des 
Bundesrates liest. Also kann von einer sachlichen Notwen­
digkeit dieses Gesetzes keine Rede sein. 
Aber es geht hier grundsätzlich um etwas ganz anderes: Ziel 
dieser Vorlage ist nämlich die öffentliche Anerkennung der 
gleichgeschlechtlichen Lebensweise durch Staat und Ge­
sellschaft und deren zivllrechtliche Gleichstellung mit der 
Ehe. Dies Ist so, auch wenn im Moment aus taktischen 
GrOnden im Bereich Adoption, Fortpflanzungsmedizin, Kin­
der und Ehestand noch zurOckgesteckt wird. Bei einer An­
nahme dieses Gesetzes werden diese Forderungen in Zu­
kunft aber wieder gestellt. Mit diesem Gesetz und dessen 
Folgeregelungen werden zwei absolut ungleiche Sachver­
halte rechtlich gleichgestellt: Die aus unserer Sicht wider­
natürliche gleichgeschlechtliche Lebensweise, welche der 
Schöpfungsordnung Gottes widerspricht, wird rechtlich mit 
der natürlichen und schöpfungsgemässen Ehe zwischen 
Mann und Frau gleichgestellt. Dadurch anerkennt der Staat 
die gleichgeschlechtliche Lebensweise weitgehend prak­
tisch als rechtlich gleichwertig mit der Ehe, und dies betrach­
ten wir als grundsätzlich falsch. 
Damit geben wir als Parlament und als staat falsche Si­
gnale, insbesondere an unsere eigene Jugend. Es ist 
schlichtweg unehrlich und unverantwortlich, wenn wir als 
Staat unserer eigenen Jugend In der Phase der Identitätsfin­
dung als Mann und Frau vorgaukeln, dass es einerlei, Ja 
egal sei, ob man sich für eine heterosexuelle oder homOS&­
xuelle Lebensweise entscheide. Dies wird zudem noch g&­
tan, obwohl bekannt ist, dass eine gleichgeschlechtliche 
Lebensweise Insbesondere bei Männern ein erhöhtes Ge­
sundheitsrisiko beinhaltet. Zudem wird durch die Schaffung 
eines neuen Zivilstandes In Form registrierter Partnerschaft 
auch die berechtigte Monopolstellung von Ehe und Familie 
in unserer Gesellschaft geschwächt und Infrage gestellt. 
Ehe und Familie sind die einzigen lnstltute, welchen auf­
grund Ihrer existenziellen Bedeutung fQr unseren Staat und 
unsere Gesellschaft vom Staat ein rechtlicher Sonderstatus 
und Schutz zuerkannt wird. Diese Schwächung der Bedeu­
tung und Stellung von Ehe und Familie kann nicht Im g&­
samtgesellschaftlichen Interesse unseres Landes Hegen. 
Wenn heute viele Parlamentarier und Parlamentarierinnen 
diesem Gesetz zustimmen, tun viele davon dies gegen ihre 
ureigene Überzeugung und nur, weil sie aus Opportunitäts­
grOnden nett und tolerant sein wollen. Es ist aber unverant­
wortlich, nur aus OpportunitätsgrOnden - auf dem Wege des 
geringsten Widerstandes, gegen die eigene Überzeugung -
einer staatlichen Anerkennung der gleichgeschlechtlichen 
Lebensweise zuzustimmen, weil eine lautstarke Minderheit 
Im Verbund mit einer Medienkampagne dies fordert. Eine 
Unterstützung dieses Gesetzes ist keine Bezeugung ehrli­
cher und echter Toleranz, sondern ein Kniefall vor dem Zeit­
geist, und der Ist bekanntlich kein guter Ratgeber. 
Ich WOnsche Ihnen deshalb den Mut, dieses Partnerschafts­
gesetz Im Interesse unserer eigenen Jugend, unserer Fami­
lien und unserer Gesellschaft abzulehnen und den Antrag 
Waber auf Nichteintreten zu unterstützen. 

Stump Doris (S, AG): Sie haben vorhin ausgeführt, dass Sie 
die Jugend schQtzen wollen, Indem Sie homosexuelle Part­
nerschaften nicht als normale, akzeptierte Lebensformen 
bezeichnen wollen, weil die Gefahr einer Aids-Ansteckung 
unter männlichen Homosexuellen sehr gross sei. Wissen 
Sie, wie gross der Anteil der Aids-Ansteckungen unter het&­
rosexuellen Partnern und Partnerinnen ist? 

Wäfler Markus (E, ZH): Es ist bekannt und erwiesen, dass 
die homosexuelle Lebensweise Insbesondere bei Männern 
ein erhöhtes Risiko darstellt. Es Ist aber auch bekannt und 
erwiesen, dass Partnerwechsel bei heterosexuellem Verhal-
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ten dieses Risiko ebenso beinhalten. Ich habe die Sache 
nicht so gesagt. Der Grund, weshalb unsere Jugend hier ge­
fährdet ist, ist folgender: Wenn wir als Staat beides gleich­
stellen und so tun, als ob es gleich wäre, obwohl es nicht 
gleich ist, verleitet das eben viele Jugendliche im Bereich ih­
rer Identitätsfindung dazu, den homosexuellen Weg zu wäh­
len. Das kann ich nicht bejahen. 

Stump Doris (S, AG): Wissen Sie, wie viele Jugendliche lei­
den, weil sie Ihre Identität nicht finden können, weil Homose­
xualität als etwas Verbotenes dargestellt wird? 

Wäfler Markus (E, ZH): Deshalb wollen wir eben, dass nicht 
mehr Jugendliche In diese Situation kommen. Und diese Si­
tuation ist nicht unumkehrbar - das nur nebenbei. 

Glasson Jean-Paul (R, FR): Notre groupe se nomme de­
puis hier «radlcal-liberal» en raison de l'arrivee de nos amis 
liberaux en son sein. Mais liberaux nous l'avons ete et nous 
le sommes dans l'Ame, dans la grande famille liberale qui ne 
parle pas que de llbertes economiques, mais egalement de 
libertes collectives et de libertes individuelles. II en va ainsl 
du sujet qui nous occupe et qul a tralt ä la llberte personnelle 
de choislr son mode de vle. La Constltutlon federale de 1999 
postule le libre cholx de l'orientatlon sexuelle et l'absence de 
discrimination. Notre groupe est donc generalement favora­
ble ä une reconnaissance des couples de m&me sexe et a 
bannir des discriminations de ce fait. 
C'est un depute liberal qul avalt depose une Initiative parle­
mentaire allant dans ce sens, l'ancien conseiller national 
Jean-Michel Gros. Le projet de loi que nous traitons decoule 
de cette Intervention. La gestation a ete longue, mais le re­
sultat nous satlsfait de maniere generale. II n'est pas adm!s­
sible en effet que des partenalres de m&me sexe, a l'unlon 
stable et reconnue, rencontrent des difficultes dans le cadre 
du contrat de ball par exemple, en matiere successorale ou 
lors de la maladie de l'un d'eux. Des lors, cette loi est bien­
venue. Elle regle bien ä nos yeux les questlons soulevees. 
Dans le m&me temps, ce sont plus de 30 actes leglslatlfs qul 
sont modifies. 
Mais, attentionl il ne s'agit ni d'un PACS a la fran~ise ni 
d'un mariage homosexuel. Tout d'abord, les couples doivent 
&tre de m&me sexe, deux femmes ou deux hommes, les 
concubins ou les fratrles ne peuvent se faire enreglstrer. 
Pour les premiers, il y a le mariage et pour les seconds, la 
parente suffit a regler le plus grand nombre des questlons 
soulevees dans la vie commune. Nous envisageons des dis­
positions speciflques pour les partenalres enregistres. Pas 
de recours posslble a la procreation medlcalement assistee 
par exemple; de m&me, 1a plupart d'entre nous n'admettent 
pas la possiblllte d'adoption par les partenalres, ni dans l'ab­
solu, ni mAme en ce qui conceme les enfants du partenaire. 
Nous estimons que cela va trop loin et il y aurait, en cas 
d'adoption de cette dlspositlon, rlsque de faire capoter toute 
la loi. 
II y a la, nous en sommes conscients, une dlfference de trai­
tement par rapport aux couples heterosexuels, mais eile est 
Justlflee ä nos yeux. Un expert nous a dlt en commlsslon que 
l'adoption par des homosexuels ne semblait pas poser da­
vantage de problemes que chez ies couples maries. Mais 
l'echantillon - si j'ose dlre - examine etait faible, a l'etranger 
egalement, et donc sujet a caution ou en tout cas a precau­
tion. De m&me, l'adoption en tant que teile a susclte des re­
serves chez le mäme expert. II s'aglt donc a nos yeux de 
maintenlr l'impasse sur ce sujet et d'interdire toute adoption 
par les partenaires enreglstres. 
Nous soutiendrons egalement la mlnorlte sur un point con­
troverse, celui du paiement d'une rente de survivant. Nous 
retenons l'octroi d'une rente correspondant a celle d'un veuf, 
mäme pour une lesbienne dont la partenaire vlendrait a 
mourlr. Cela nous semble dans la logique de notre systeme. 
Je ne vals pas aller plus loln dans l'analyse et je vous pro­
pose, au nom du groupe radical-llberal, d'entrer en matiere 
et devoter la loi proposee. Elle est a mäme de reconnaitre 
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la dignite des partenaires de m&me sexe, de leur unlon, de 
leurs sentlments ainsi que de leurs besoins essentlels, a de­
taut de toutes leurs aspirations. 
Merci d'en faire de mAme et de rejeter les propositions de 
non-entree en matlere Waberet du groupe de l'UDC. 

Janlak Claude (S, BL): Die Sozialdemokratische Partei un­
terstotzt seit den Achtzigerjahren Bestrebungen von Organi• 
sationen von Lesben und Schwulen um gesellschaftliche 
und rechtliche Anerkennung und Beseitigung bestehender 
Diskriminierungen. Die offizielle Bundespolitik Ist erst vor 
rund zehn Jahren erstmals mit diesen Fragen konfrontiert 
worden. Auf kantonaler Ebene hatten sich bereits viele 
Jahre frOher Exponenten aus Wissenschaft, Kultur und Poli­
tik bei Projekten engagiert, die der Information Ober beste­
hende und der Aufarbeitung vergangener Diskriminierungen 
dienten. Ich erinnere an erfolgreiche Ausstellungsprojekte In 
Zürich oder Basel; sie haben die Diskriminierungen - oft Lei­
densgeschichten von Ausgrenzung, Psychiatrisierung und 
Fichierung - aufgezeigt. Das alles liegt weniger weit zurOck, 
als man denken mag. 
Die homosexuelle Gemeinschaft war im Zusammenhang mit 
dem Aufkommen von Aids nicht nur besonders betroffen, 
sondern Diskriminierungen ausgesetzt. Der Kampf gegen 
diese Krankheit Ist von Ihr stark mitgeprägt worden und hat 
sie nicht nur sichtbar gemacht, sondern Ihr auch Anerken­
nung eingetragen. Die gesellschaftliche Akzeptanz dieser 
Lebensweise Ist In diesen Jahren enorm gestiegen. Mit der 
erfolgreichen, von zahlreichen Persönlichkeiten unterstütz­
ten Petition aus dem Jahre 1995 sind die Anliegen einer Be­
seitigung bestehender Diskriminierungen nach Bundesbem 
getragen worden. 
Die nun vorliegende Botschaft ist einer jener Fälle, bei de­
nen der Gesetzgeber - wenn auch reichlich spät - den ge­
sellschaftlichen Realitäten Rechnung trägt und Diskriminie­
rungen entgegentritt. Es ist ein Verdienst von Ihnen, Frau 
Bundesrätin, Schwung in die Debatte gebracht zu haben, 
nachdem Ihr Vorgänger dem Thema noch ausgewichen war. 
Die öffentliche Diskussion ist längst im Gang, und wir wis• 
sen, dass eine deutliche Mehrheit mit der Beseitigung recht­
licher Diskriminierungen nicht nur einverstanden Ist, sondern 
sie auch erwartet. Es Ist tor mich daher erstaunlich, heute zu 
hören, dass das Bestehen von Diskriminierungen schlicht 
verneint wird. 
In einzelnen, allerdings beschränkten Gebieten hat die 
Rechtsprechung eine Vorreiterrolle gespielt. Ich erinnere an 
die höchstrichterlichen Entscheide Im Zusammenhang mit 
dem Aufenthaltsrecht des ausländlschen Partners bzw. der 
ausländischen Partnerin. Diesen waren oft menschllche Tra­
gödien vorausgegangen, die leider nicht umgehend, son­
dern im besten Fall auf Umwegen befriedigenden Lösungen 
zugeführt werden konnten. Alle noch so gut gemeinten Ur­
teile haben die Diskriminierungen nicht endgültig beseitigt. 
Im Bereich des Aufenthaltsrechtes herrschen zudem noch 
Immer sehr unterschiedliche kantonale Praktiken. Man muss 
das Glück haben, in einem liberalen Kanton zu wohnen, um 
bei einem Gesuch auf die erforderliche Zustimmung der 
kantonalen Behörden zählen zu können und damit Erfolg zu 
haben. Es gibt auch in anderen Rechtsgebieten, etwa im 
Erbschaftssteuerrecht, kantonale Entscheide, die offansicht­
liche Diskriminierungen wenigstens mildern. Schliessllch er­
innere ich an Volksabstimmungen, In welchen die Akzeptanz 
gleichgeschlechtlicher Paare zum Ausdruck kam. Das zeigt 
die Notwendigkeit dieser Gesetzgebung. Eine Volksabstlm• 
mung hat im Kanton ZOrich einen Erfolg gezeitigt. Es Ist er­
staunlich, dass sich jetzt gerade zwei Vertreter aus diesem 
Kanton an dieser Stelle gegen diese Gesetzgebung aus­
sprechen. 
Die sozialdemokratische Partei hat in ihren Vernehmlassun­
gen die Öffnung der Ehe fOr gleichgeschlechtliche Paare be­
ziehungsweise die registrierte Partnerschaft mit weitgehend 
eheähnlichen Wirkungen bevorzugt. Sie hat das Vernehm­
lassungsergebnis zur Kenntnis genommen, wonach jeden­
falls die registrierte Partnerschaft eine deutliche Mehrheit 
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auf sich vereinigen konnte. Wir hätten es begrüsst, wenn der 
Bundesrat den Mut aufgebracht hätte, die Untervariante mit 
weitgehend ehegleichen Wirkungen vorzuschlagen. Die Bot­
schaft basiert auf der registrierten Partnerschaft mit relativ 
eigenständigen Wirkungen. Wir verzichten darauf, auf eine 
der von uns bevorzugten Varianten zurOckzukommen einer­
seits weil wir zu einer raschen Lösung kommen und zu ei­
nem tragfähigen Ergebnis beitragen wollen, anderseits vor 
allem aber auch, weil sich auch die betroffenen Organisatio­
nen mit dieser Variante abzufinden scheinen. Es geht hier 
eben gerade nicht um ein Institut, das mit der Ehe vergleich­
bar ist. Wir halten aber dafür. dass die eine oder andere Ver­
besserung angezeigt ist und dass vor allem neue Diskrimi­
nierungen vermieden werden müssen. 
Ich erlaube mir, auf ein paar Detailfragen einzugehen. Die 
Kommission hat es zu Recht abgelehnt, Entscheide, die im 
Rahmen der Revision des Ausländerrechtes zu treffen sind, 
in dieser Gesetzgebung vorwegzunehmen. Es betrifft dies 
die Prüfungskompetenz des Zivllstandsbeamten und die Un­
gilltigkelt von Scheinpartnerschaften. Die jeweils fiir Ehe• 
paare g0ltige Ausländergesetzgebung soll auch auf die 
eingetragene Partnerschaft anwendbar sein. 
Das Adoptionsrecht war In der Kommission Hauptdiskussi­
onspunkt. Es wird Im Zusammenhang mit der Registrierung 
gleichgeschlechtlicher Partnerschaften auch am kontrover­
sesten diskutiert. Etwas kann nicht bestritten werden: Der 
Entwurf des Bundesrates fiihrt zu einer neuen Diskriminie­
rung, indem er einen Ausschluss aufgrund der sexuellen 
Orientierung einführt. 
Das geltende Recht nimmt dagegen keinen Bezug auf die 
sexuelle Orientierung der Adoptiveltern, sondern stellt einzig 
das Wohl des Kindes in den Vordergrund: Artikel 268a des 
Zivilgesetzbuches hält fest, dass eine Adoption erst nach 
umfassender Untersuchung aller wesentlichen Umstände, 
nötigenfalls unter Beizug von sachverständigen, ausgespro­
chen werden darf. Es sind namentlich die Persönlichkeit und 
die Gesundheit der Adoptiveltern und des Adoptivkindes, 
ihre gegenseitige Beziehung, die erzieherische Eignung, die 
wirtschaftliche Lage, die BeweggrOnde und die Familienver­
hältnisse der Adoptiveltern sowie die Entwiclclung des Pfle­
geverhältnisses abzuklären. Das ist die geltende Gesetzge­
bung. Daran wird sich nichts ändern, auch wenn wir auf die 
vorgesehene Diskriminierung verzichten wilrden. Es sind dif­
fuse Ängste, die in diesem Zusammenhang heraufbeschwo­
ren werden. Sie halten auch einer wissenschaftlichen Ober­
prOfung nicht stand. Die konsequente Folge wäre deshalb 
die Streichung von Artikel 28 des Entwurfes. 
Ein einziger Einwand Ist nicht von der Hand zu weisen, und 
wir verschliessen uns ihm keineswegs: Die Streichung die• 
ses Artikels könnte allenfalls die Gesetzgebung gefährden. 
Inhaltlich richtig ist er deswegen gleichwohl nicht. Die Kom­
mission hat Professor Felder von der Universität Bern ange­
hört. Er hat bez0gllch der Stlefkindadoptlon seine Meinung 
geäussert, und das hat dann dazu geführt, dass Frau Mene­
trey-5avary einen Antrag gestellt hat, auf den wir dann In der 
Detailberatung zurückkommen werden. Jch habe mir erlaubt, 
auch noch drei weitere Anträge einzureichen, auf die wir 
dann in der Detailberatung noch kurz zurOckkommen wer• 
den. 
Gegen diese Gesetzgebung wird - wir haben das Ja auch 
heute gehört - immer wieder die Bibel bem0ht. Ich will mich 
nicht auf einen Bibelstellen krieg einlassen, sondern aus dem 
ausgezeichneten Diskussionspapier des Schweizerischen 
Katholischen Frauenbundes zitieren: ccMlt Bibelstellen hat 
man die Verbrennung von Hexen, die Folter der Inquisition, 
die Kreuzzüge, die Verfolgung der Juden und die UnterdrOk­
kung der Frauen begrOndet. Jeder Gebrauch der Bibel, der 
darauf hinausläuft, dass Menschen benachteiligt oder aus­
gegrenzt werden, muss uns zutiefst misstrauisch machen. 
Die Bibel ist nicht ein Verbotsnachschlagewerk, sondern ein 
Angebot, wie das Leben gelingen kann.» Auf dieser Über­
zeugung basiert die Zustimmung des Schweizerischen 
Evangelischen Kirchenbundes und offensichtlich auch dieje­
nige der katholischen Basis. Diese Gesetzgebung konkreti­
siert. was bei der Revision der Bundesverfassung ausgiebig 

2 decembre 2003 

diskutiert und mit dem Verbot der Diskriminierung wegen der 
Lebensform auf Verfassungsebene in Artikel 8 Absatz 2 ver­
ankert worden ist. Wir vollziehen die Vorgabe der Verfas­
sung. 
Ich bitte Sie namens der SP-Fraktlon, diesen Schritt nun 
konsequent zu vollziehen. 
Erlauben Sie mir noch zwei Bemerkungen zu den Nichtein­
tretensanträgen: Herr SchlOer hat jenen der SVP-Fraktlon Ja 
hauptsächlich mit der Bürokratie begrOndet. Der einzige Un­
terschied, der hier dazukommt, ist, dass sich der Zlvllstands­
beamte auch noch um diese registrierten Partnerschaften 
k0mmern muss. Sie milssen also nicht eine Stelle mehr 
schaffen - es gibt keine B0rokratislerung. 
Ich bin auch ein wenig erstaunt Ober den Rilckweisungsan­
trag Chevrier. Wir haben in der Diskussion nichts von sol­
chen Anträgen vonseiten der CVP gehört. Die Partei stand 
einhellig hinter dem Projekt ihrer Bundesrätin. Ich möchte an 
Sie appellieren, Frau Metzler nicht Im Regen stehen zu las­
sen. 

Leuthard Doris (C, AG): Weshalb braucht es ein Partner­
schaftsgesetz? Diese Frage müssen wir heute beantworten, 
und die meisten von Ihnen haben dazu vom Schweizeri­
schen Katholischen Frauenbund auch ein Diskussionspapier 
erhalten, das provokativ die Frage stellt: Sind gleichge­
schlechtliche Beziehungen unsittlich, oder sind sie eine an­
erkennenswerte Lebensform? 
Wir rechnen In der Schweiz mit rund 8000 Paaren, die In 
gleichgeschlechtlicher Beziehung leben, und ein Tell dieser 
Personen will diese Beziehung auf Dauer fiihren, will sich 
gegenseitig beistehen und etwas aufbauen. Es geht nicht 
darum, dass wir mit dem Eintreten auf dieses Gesetz diese 
Lebensform moralisch gut finden, und es geht auch nicht 
darum, diesen Personen eine staatlich anerkannte, der Ehe 
gleichgestellte Lebensform zuzugestehen. Vom Gesetz her 
ist diese Lebensform heute nicht vorgesehen, und sie ist 
auch nicht geschützt. Solche Paare können Ihre gegenseiti­
gen Beziehungen zwar vertraglich angehen, aber solchen 
Versuchen sind vom Gesetz klare Grenzen gesetzt, etwa Im 
Erbrecht oder Im Sozialversicherungsrecht. Wir können ent­
scheiden, dass diese Situation halt einfach hinzunehmen Ist, 
oder wir können entscheiden, diese Unglelchbehandlung In 
einem Rechtsstaat wie der Schweiz nicht weiter tolerieren 
zu wollen. 
Ich erinnere Sie daran, dass der Europarat schon vor sehr 
langem eine Richtlinie verabschiedet hat mit dem Ziel, Dis­
kriminierungen aufzuheben. Ich habe gelesen, dass vor 
1 O Tagen der Kanton Freiburg im Verfassungsrat ebenfalls 
die Registrierung f0r glelchgeschlechtllche Paare verab­
schiedet hat. Es gibt bereits Kantone, die diese Registrie­
rung kennen. Man hat erfahren, dass kein Run auf diese 
Registrierung stattfindet, aber sie ist vorgesehen, und sie er­
klärt eine Unglelchbehandlung somit fOr nicht mehr zulässig, 
sondern bietet einen adäquaten Ausweg. 
Die CVP-Fraktion ist für Eintreten auf diese Vorlage, nicht 
weil wir diese Lebensform als richtig erachten und auch 
nicht weil wir der Meinung sind, dass ein Grossteil unserer 
Bevölkerung davon Gebrauch machen wird. Es Ist, wie Kol­
lege Aeschbacher zu Recht angefiihrt hat, ein sehr kleiner 
Teil unserer Bevölkerung betroffen. Die Frage ist fOr uns von 
der CVP-Fraktlon aber ethisch klar: Wir sind auch gegen 
Diskriminierungen, wir sind fOr den Respekt vor Andersden­
kenden, wir sind fiir Toleranz gegen Ober anderen Lebenstor• 
men. Die Moral Ist etwas Privates und nicht etwas, das der 
Staat verankern und vorschreiben muss. 
Es ist unserer Ansicht nach besser, dass Paare Bindungen 
und rechtliche Beziehungen eingehen, als dass sie nur lose 
zusammenleben. Der Staat und die Gesellschaft haben ein 
Interesse an klaren, geregelten Beziehungen, In denen es 
nicht nur Rechte gibt, sondern eben auch Pflichten. Mit die­
sem Gesetz verankern wir insbesondere auch Pflichten sol-
cher Paare. . 
Konkubinatspaare haben jederzeit die Möglichkeit, zu heira­
ten und damit ihre Beziehung auf ein rechtliches Fundament 
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zu stellen. Gleichgeschlechtliche Paare haben diese Wahl 
nicht, sie können sich nicht frei entscheiden. Dafür schaffen 
wir diese Registrierung, dafür heben wir die vorhandenen 
Diskriminierungen auf. Für die CVP-Fraktion ist es daher 
enorm wichtig, dass In der Vorlage die Ehe als verfassungs­
rechtlich geschützte Lebensform klar privilegiert wird, dass 
die Ehe In keiner Weise geöffnet wird und diese Registrie­
rung eheähnlich ist. Wir bringen das nur schon durch den 
Ort, an dem wir diese Regelungen treffen, zum Ausdruck: 
Wir treffen diese Regelungen nicht etwa im Zivilgesetzbuch, 
sondern wir schaffen ein eigenes Gesetz, eine eigenstän­
dige Registrierung, die eben nicht der Ehe entspricht und ihr 
auch nicht entsprechen darf. Wir wollen die Ehe nicht abwer­
ten, im Gegenteil: Die Ehe muss vom Staat privilegiert wer­
den, daran halten wir klar fest. 
Wir sind auch froh, dass der Bundesrat und die Mehrheit der 
Kommission nicht einverstanden sind mit einer Öffnung der 
Adoption oder der Zulassung von fortpflanzungsmedizini­
schen Verfahren fOr gleichgeschlechtliche Paare. Wir kom­
men zu diesem Schluss nicht etwa, weil wir finden, 
gleichgeschlechtlich orientierte Menschen hätten keine Er­
ziehungsfähigkeiten, sondern weil wir der Meinung sind, im 
Zentrum müsse das Kind stehen, das Kind und sein Wohl, 
und nicht etwa egoistische Ansätze von Ettern oder potenzi­
ellen Erziehern. Der Staat muss im Interesse des Kindes die 
Adoption sowie fortpflanzungsmedizinische Techniken tor 
gleichgeschlechtliche Paare verbieten. Hier geht es uns ef­
fektiv um die Familie, um die Ehe, denn die Ehegatten sind 
eben von der Natur her nicht gleichgeschlechtlich orientiert. 
Ich bitte Sie daher, auf dieses Gesetz einzutreten und in der 
Folge dem Antrag der Mehrheit analog der Version des Bun­
desrates zu folgen. 

Baumann J. Alexander (V, TG): Das vorliegende Geschäft 
geht zurOck auf eine parlamentarische Initiative Gros Jean­
Michel vom 30. November 1998, welcher in der Phase der 
VorprOfung vom Nationalrat am 27. September 1999 mit 
105 zu 46 Stimmen Folge gegeben wurde. Offensichtlich 
war das Anliegen des Initianten dem Justizdepartement ein 
zentrales Anliegen. Bereits im April 1999 schickte der Bun­
desrat nämlich einen Bericht des Bundesamtes für Justiz 
Ober die rechtliche Situation gleichgeschlechtllcher Paare Im 
schweizerischen Recht In die Vernehmlassung. Es ging dem 
Bundesamt f0r Justiz offensichtlich darum, das in der so ge­
nannt nachgeführten Verfassung von 1999 neu formulierte 
Dlskriminierungsverbot von Artikel 8 Absatz 2 verzögerungs­
frei und rasch umzusetzen. Es ging darum, Diskriminie­
rungen bestimmter Personengruppen zu unterbinden. Die 
Merkmale dieser Personengruppen dürfen nicht als Beweg­
grund für eine diskriminierende Ungleichbehandlung dienen. 
Eine Diskriminierung liegt nach dem Votum des Berichter­
statters der ständerätlichen Verfassungskommission dann 
vor, wenn eine Person allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten Gruppe In besonderer Welse rechtsun­
gleich behandelt werde. Dabei sei eine Diskriminierung 
mehr als einfach nur ungerechtfertigte Ungleichbehandlung; 
sie sei stets mit einer herabw0rdigenden, ausgrenzenden 
Einstellung oder Haltung der Bevölkerungsmehrheit oder der 
staatlichen Organe verbunden. 
Der Bundesrat nahm im Oktober 2000 vom Ergebnis des 
Vernehmlassungsverfahrens Kenntnis und beauftragte des 
EJPD, noch im Jahre 2001 einen ausformulierten Vorentwurf 
für ein Bundesgesetz Ober die registrierte Partnerschaft aus­
zuarbeiten - dies im Sinne einer eigenständigen Regelung, 
bei welcher der Personenstand der beiden Partner oder 
Partnerinnen verändert und diesen ein vom Staat anerkann• 
ter rechtlicher Status gegeben wird. In seiner Ausgestaltung 
sollte sich das Institut aber von der Ehe als einem durch die 
Bundesverfassung besonders geschatzten Institut abgren­
zen. 
Ein Vorentwurf wurde bereits ein Jahr später In die Ver­
nehmlassung geschickt, welche bis Februar 2002 dauerte. 
Die grosse Mehrheit der offiziellen Vernehmlassungsteilneh­
mer begrOsste die Schaffung einer eidgenössischen Rege-
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lung, welche es gleichgeschlechtlichen Paaren ermöglichen 
soll, ihre Beziehung rechtlich abzusichern. In einigen ableh­
nenden Stellungnahmen wurde als Lösung zur Verbesse­
rung der Situation solcher Paare eine punktuelle Anpassung 
bestimmter Gesetze vorgeschlagen. Die symbolische Funk­
tion, die dem Gesetz Innewohnt bzw. die ihm zugeschrieben 
werden soll, wurde kritisiert. Insbesondere wurde aber auch 
die Schwächung des durch Artikel 14 der Bundesverfassung 
besonders gesch0tzten Instituts der Ehe zur Sprache ge­
bracht. Verschiedentlich wurden auch religiöse Motive ge­
gen das Gesetz vorgebracht. 
Im Juni 2002 nahm der Bundesrat vom Ergebnis der Ver­
nehmlassung Kenntnis und erteilte noch vor Ende Jahr den 
Auftrag - die Prioritäten sind deutlich -, die Botschaft zu un­
terbreiten. Fürwahr ein herausragendes Beispiel zügiger, um 
nicht zu sagen beschleunigter Gesetzgebung. Doch ist das 
neue Gesetz auch so gut, wie es schnell war? 
Die SVP-Fraktion lehnt dieses Gesetz beinahe einstimmig 
ab und unterstatzt die Nichteintretensanträge Waber und 
Schlüer. Wir sind der Ansicht, dass die abendländisch-christ­
lich geprägte gesellschaftspolitische Grundauffassung die 
diversen Gebilde von Partnerschaften dem verfassungs­
mässig privilegierten lnstltut der Ehe ganz bewusst nicht 
gleichstellen will. Wir vermögen im derzeitig lediglich auf 
Toleranz beruhenden Ist-Zustand aber auch keine Diskrimi­
nierung der betreffenden Personen zu erkennen. Zwischen 
heterosexuellen und homosexuellen Partnerschaften be­
steht bekanntlich ein essenzieller Unterschied, welcher eine 
Gleichbehandlung geradezu ausschllesst, weil nur Gleichem 
ein Anspruch auf Gleichbehandlung zukommen kann. Es ist 
zudem immerhin nicht unmöglich, viele, Ja die meisten der 
sich stellenden zivilrechtlichen Fragen auch ausserhalb der 
heute vorgeschlagenen Partnerschaften vertraglich zu re­
geln, und zwar sowohl zwischen Partnern bzw. Partnerinnen 
als auch in der Beziehung zu Drittpersonen, deren Einver­
ständnis jedoch vorliegen muss. 
So hat denn auch das Bundesgericht entschieden, dass bei 
der Auflösung der Lebensgemeinschaft von heterosexuellen 
Konkubinatspartnern auf die Normen über die einfache Ge­
sellschaft zur0ckzugreifen sei. Die Anwendung dieser Regel 
kann Im Inneren Verhältnis, aber auch gegenüber Drittperso­
nen, durch einverständliche Erklärung der Partner gesichert 
werden. Auch für die Nachlassregelung sind vertragliche Lö­
sungen ohne grössere Nachteile möglich. Das immer wieder 
ins Feld geführte Auskunftsrecht bzw. Besuchsrecht fOr den 
Partner oder die Partnerin im Falle eines Spltaiaufenthaltes 
kann mit einer rechtzeitig vorbereiteten und hinterlegten ein• 
seitigen Erklärung einwandfrei geregelt werden. Andere Pri­
vilegien, wie sie dem Institut der Ehe aufgrund seiner 
verfassungsrechtlichen Anerkennung und seines Schutzes 
in der Verfassung zuerkannt werden, sind fOr weitere Le• 
bensformen nicht gegeben, da diesen eine verfassungsge­
mässe Privlleglerung nicht zuerkannt worden Ist. 
Ich frage mich abschliessend, ob die BefOrchtungen begrün­
det sind, wonach das Gesetz Tür und Tor fOr mögliche 
Missbrauchsaktivitäten In den Bereichen Ausländergesetz, 
Bürgerrechtsgesetz und Asylgesetz öffnet. Ja, solche Mög­
lichkeiten werden tatsächlich geschaffen. Ein Weg des 
Missbrauchs, ja sogar eine breite Strasse, öffnet sich aber 
auch im Bereich des Sozialversicherungsrechtes. Solche 
breite Strassen warden sich auch In anderen Bereichen und 
Rechtsgebieten öffnen, wenn man den Pfad der regulären 
Norm verliesse. 
Aus diesen Erwägungen bitte Ich Sie namens der SVP-Frak­
tlon, auf dieses Geschäft nicht einzutreten. 

Präsident (Binder Max, Präsident): Ich mache Sie auf eine 
Änderung der bis heute gängigen Praxis aufmerksam. Das 
neue Geschäftsreglement des Nationalrates sieht in Arti­
kel 52 Absatz 3 Folgendes vor: «Nachdem die Rednerllste 
erschöpft ist, können die Vertreterin oder der Vertreter des 
Bundesrates und anschliessend die Berichterstatterinnen 
und -erstatter der Kommissionen auf die gefallenen Voten 
kurz antworten.» Das war gewollt so, dass eben das Paria-
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ment das letzte Wort hat und nicht der Bundesrat. Ab jetzt 
werden wir diese Praxis einführen und dem Reglement 
nachleben. Deshalb hat jetzt Frau Bundesrätin Metzler das 
Wort. 

Metzler-Arnold Ruth, Bundesrätin: Ich möchte noch einmal 
kurz auf die Geschichte dieses Geschäftes zurückkommen. 
Im April 1999 schickte der Bundesrat einen Bericht In die 
Vernehmlassung. In diesem Bericht waren fOnf verschie­
dene Lösungsvarianten vorgesehen. Die registrierte Part­
nerschaft wurde klar und deutlich als das Institut favorisiert, 
auf welchem man eine gesetzliche Regelung aufbauen 
sollte. In der Vernehmlassung bejahte die grosse Mehrheit 
den Handlungsbedarf bezüglich der Schaffung gesetzlicher 
Regelungen fOr glelchgeschlechtllche Partnerschaften. Der 
Bundesrat hat dann im November 2001 einen Entwurf In die 
Vernehmlassung gegeben. Auch in dieser Vernehmlassung 
war das Echo sehr positiv. Natürlich fand der Entwurf nicht 
überall Zustimmung; aber die grosse Mehrheit begrüsste die 
Schaffung einer eidgenössischen Regelung, und zwar einer 
Regelung In der Form, wie sie vom Bundesrat vorgeschla­
gen wurde. Beide Vernehmlassungen haben überdies ge­
zeigt, dass eine bundesrechtllche Regelung nicht nur be­
grüsst, sondern auch erwartet wurde. 
Die wachsende gesellschaftliche Toleranz gegenüber gleich­
geschlechtlichen Paaren Ist keine spezifisch schweizerische 
Erscheinung; man spart sie Im gesamten europäischen 
Umfeld, auch in unseren Nachbarstaaten. Dass gleichge­
schlechtliche Paare das Bedürfnis nach einer rechtlichen 
Absicherung ihrer Partnerschaft und auch nach einer Dekla• 
ration ihrer Beziehung gegenüber der Öffentlichkeit haben, 
Ist eigentlich selbstverständlich und sollte uns freuen. Ich bin 
deshalb überzeugt, dass sich der Staat diesem Anliegen 
nach einer klaren rechtlichen Ordnung nicht weiterhin ver­
schllessen darf. Es ist an der Zeit, ein Zeichen für die Tole­
ranz und den Respekt auch gegenüber homosexuellen 
Paaren zu setzen und hier bestehende Diskriminierungen 
wirklich abzubauen. Vergessen Sie bitte nicht, dass der 
Staat auch auf stabilen Zweierbeziehungen aufbaut. 
Verschiedene Kantone haben bereits begonnen, eigene 
kantonale Rechtsinstitute zu schaffen. Es stellt sich für uns 
auch die Frage, ob es wirklich sinnvoll ist und ob es zugelas­
sen werden soll, dass immer mehr kantonale Bestimmungen 
geschaffen werden, zumal eine gesamthafte Regelung die­
ser Materie so nicht möglich ist, weil viele Bereiche durch 
das kantonale Recht gar nicht geregelt werden können. 
Es ist mir ein Anliegen, heute nochmals darauf hinzuweisen, 
dass wir ein eigenständiges Rechtsinstitut fOr gleichge­
schlechtliche Paare schaffen, um die anstehenden Pro­
bleme zu lösen und die bestehenden Diskriminierungen 
abzubauen. Damit wollen wir auch ganz klar zum Ausdruck 
bringen, dass die eingetragene Partnerschaft eben nicht die 
Basis für eine Familiengründung Ist, wie wir sie in der Ehe 
sehen. Es ist die rechtliche Absicherung der Lebensgemein­
schaft zweier erwachsener Menschen. 
Ich möchte noch kurz auf den Vorwurf gegenüber dieser 
Vorlage eingehen, wonach die eingetragene Partnerschaft 
die Ehe gefährde. Warum soll die Ehe durch ein Institut ge­
schwächt werden, das deftnitionsgemäss nur Personen of­
fen steht, die miteinander gar keine Ehe eingehen können 
und die gemeinsam auch keine Kinder zeugen können? 
Deshalb sieht auch der Bundesrat in seiner Vorlage klar vor, 
dass eine Adoption sowie fortpflanzungsmedizinlsche Ver­
fahren fOr Paare In einer eingetragenen Partnerschaft nicht 
zugelassen werden. 
Ich bitte Sie deshalb, auf diese Vorlage einzutreten und die 
Nichteintretensanträge abzulehnen. 
Ich habe noch eine Bemerkung zum Votum von Herrn 
SchlOer, der befQrchtet, dass ein immenser bürokratischer 
Apparat aufgebaut werden müsste. Wir gehen davon aus -
gestatzt auf die Zahlen im Ausland -, dass ein paar Hundert 
solcher Partnerschaften pro Jahr eingetragen werden. Das 
können wir zudem gestützt auf die Zahl der Registrierungen 
abschätzen, wie sie nach Einführung des kantonalzürcherl­
schen Gesetzes erfolgt sind. 
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Damit möchte ich Oberleiten zu einigen Bemerkungen be• 
treffend den Rückweisungsantrag Chevrier. Diesen Antrag 
kann man in zweierlei Hinsicht verstehen: nämlich einerseits 
so, dass die Zeremonie nicht auf dem Zivilstandsamt vollzo.. 
gen werden soll. Aber da stellt sich gerade mit Blick auf die 
Forderung, dass man keine neuen bürokratischen Apparate 
aufbauen will, die Frage: Wer sonst - ausser den Zlvll­
standsbeamten - soll denn zum Beispiel das Vorliegen von 
Hindernissen gegen das Eingehen einer solchen eingetra­
genen Partnerschaft zuverlässig prüfen? Es sind die Zlvil­
standsbeamten, die kompetent und geschult sind, solche 
Hindernisse zu überprüfen, und es wäre - auch aus Sicht 
der Verwaltungsökonomie - falsch, hier eine andere oder 
eine neue Instanz einzuschalten. Es kann also nicht die 
Frage sein, welcher Beamte zuständig Ist, eine solche Prü­
fung vorzunehmen, sondern wir müssen die vorhandenen 
Institutionen auch nutzen. 
Der Antrag Chevrier kann andererseits auch viel umfassen­
der Interpretiert werden, nämlich im Sinne einer Grundsatz­
frage, ob es richtig Ist, ein neues Rechtsinstitut mit Stetus­
wlrkungen einzufOhren. Hierzu möchte Ich noch Folgendes 
sagen: Ein öffentlich beurkundeter Partnerschaftsvertrag ist 
nicht die Losung für die Probleme und hilft nicht, jene Diskri­
minierungen zu eliminieren, die wir eben beseitigen wollen. 
Glelchgeschlechtliche Paare lassen sich nicht einfach auf 
eine Form der Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft reduzie­
ren, die In einem privaten Vertrag öffentlich beurkundet fest­
gehalten werden kann. Es geht bei dieser Vorlage ganz klar 
auch darum, dass im Verhältnis zu Dritten und Im Verhältnis 
zum Staat ein rechtlicher Stetus geschaffen wird, der diese 
Beziehungen regelt. Hier liegt der eigentliche Kern des Pro­
blems. Das Ausländerrecht ist ein Thema, das Steuerrecht, 
das Erbrecht, das Sozialversicherungsrecht. Das kann nicht 
allein auf der Basis von privaten Verträgen geregelt werden. 
Ich bitte Sie also, diesem Anliegen nach einer klaren rechtli­
chen Ordnung Rechnung zu tragen. Ich ersuche Sie, dafOr 
nicht nur einen Vertrag vorzusehen, in diesem Sinne Eintre­
ten zu beschliessen und die Nlchteintretensanträge und 
auch den Antrag Chevrler auf ROckweisung abzulehnen. 

Menetrey-S.vary Anne-Catherlne (G, VD), pour 1a commls­
sion: J'al blen ecoute hier Monsieur Blocher nous lnviter a 
ouvrir les fenfltres et a nous rapprocher du peuple - je crois 
d'allleurs qu'on a dO ouvrlr Jes fenlltres quelque part, parce 
que tout a l'heure, j'ai vu voleter un lnsecte dans la salle et Je 
dois dire que ~ m'a paru assez plalsant - enfln, trltve de 
plaisanteriel 
Je pense que Monsieur SchHler devralt sulvre les recom­
mandatlons de son mentor et aller voir sl, reellement, II n'y a 
plus de discrimlnation. Rapprochez-vous du peuple et ecou­
tez comment Je peuple parle des homosexuels et comment 
la soclete traite les homosexuels. Et allez volr vers les per­
sonnes concernees, les couples qul ne peuvent pas vlvre 
ensemble parce qu'il n'y a pas de permls de seJour, et vous 
verrez sl c;:a n'est pas une discrlmlnatlonl Cette remarque est 
aussi valable pour Monsieur Waber. 
Nous sommes la pour organlser 1a soclete reelle et non pas 
pour construlre un Etat Ideal tel que Dieu lul-mllme le vou­
drait. Je dois vous dlre d'ailleurs que quand on invoque 
Dieu, j'ai toujours une reaction de mefiance parce qu'en l'oc­
currence, je dols me demander pourquol Dieu seralt de votre 
cOte plutOt que du cOte des femmes catholiques. Excusez­
moi, j'al beaucoup de respect pour la rellglon, Justement, et 
je trouve que c'est quelque part rabalsser 1a religlon que de 
convoquer Dleu pour qu'il s'occupe des vlclssitudes de notre 
vle terrestre. Je pense qu'en l'occurrence, nous avons a re­
gler un probl~me qul est reel. 
Monsieur SchlOer, j'al ete choquee par le falt que vous vou­
lez ramener les sentlments des gens et leur desir de s'enga­
ger mutuellement a une question de paperasserle. Vous 
dltes: «C'est de la bureaucratle lnutlle ... Je comprends qu'on 
puisse refuser le partenariat pour des ralsons de convlctlon. 
Mais, si c'est simplement parce que c'est de la bureaucratle, 
alors Je pense qu'on peut le dire aussi des contrats de ma-
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riage; je pense qu'on peut le dire de tous les contrats et puls, 
finalement, de toutes les loisl C'est tellement complique, 
pourquoi est-ce qu'on ne laisse pas les gens faire a peu pres 
ce qu'ils veulent? 
Cela m'amene a une remarque que plusieurs intervenants 
ont falte apropos de cette loi qui aurait pour but de promou­
voir l'homosexualite. Alors ~a. certainement pasl La loi met 
des limites. Monsieur Chevrier, vous dites: ccOui, mals ces li· 
mites seront depassees et on ira vers le mariage, l'adoption, 
etc.» Non! Mol, Je pretends que qa, c'est de la mauvaise foi. 
Nous avons falt precisement une loi pour fixer des limites et 
pour dire tres clairement que le partenariat n'est pas un ma­
rlage. 
Enfin, peut-etre une derniere remarque au sujet des propos 
de Monsieur Aeschbacher et d'autres concernant la peur 
qu'on pourrait avoir de ce partenariat, qui nous conduirait 
vers un monde de depravation. Je vous en prie, ne faites 
surtout pas intervenir le spectre du sida! Effectivement, on 
peut avoir peur du slda, mais ce n'est certainement pas le 
partenariat enregistre qui provoquera une nouvelle epidemie 
de sida. Je crois qu'il ne faut pas diaboliser cette loi. 
Monsieur Aeschbacher dlsalt: «II y a des couples qui sont 
peu stables.» Eh bien oui, mals ce n'est pas pour eux qu'on 
fait ce partenariat. II nous disait aussi: «II y a finalement peu 
de cas.» Eh bien oui, et c'est justement pour ~ qu'il ne faut 
peut-etre pas cralndre une enorme bureaucratie. II y aura ef• 
fectlvement assez peu de cas, mals II faut permettre aux 
gens qul le souhaltent de s'engager comme ils le souhaitent. 
Pour conclure, je dirai que, quand quelqu'un falt une propo­
sitlon, II y a evldemment tout de suite une floralson d'autres 
proposltlons: on pourralt faire autrement, on pourralt faire 
des contrats, on pourralt revenir sur la question dans 
d'autres lois. La commisslon a examine toutes ces proposi­
tlons d'une manlere serleuse et approfondle. Elle s'est reso­
lue a adopter celle qul vous est presentee maintenant. 
Ceux qui veulent rejeter cette lol speclale font en realite pre­
cisement opposition a ce qul falt que le partenariat n'est pas 
un marlage. Si on ne fait pas cette loi, on met le partenariat 
dans le code civil et a ce moment-la, on a un chapltre de 
plus sous les drolts de la famille. C'est justement ce que 
vous ne voulez pasl C'est donc blen cette lol qul etabllt tres 
clalrement les limites entre le partenariat homosexuel et le 
mariage. 
C'est pourquoi la commission vous recommande d'entrer en 
matlere sur ce projet de lol. 

Gutzwlller Felix (R, ZH), tor die Kommission: ich will mich 
nur noch kurz zu zwei, drei Punkten äussern. Ich glaube, 
man muss noch einmal ganz klar sagen, worym es hier ei• 
gentlich geht, trotz der teilweise tiefsinnigen Uberlegungen, 
die hier angestellt worden sind. Es geht schlicht und einfach 
darum, dass tor bestimmte Lebensformen mit diesem Ge­
setz eine Rechtsform geschaffen werden soll. Es soll also 
die Möglichkeit gegeben werden, die Beziehung rechtlich 
abzusichern, wenn das zwei Menschen wollen, die gleichen 
Geschlechts und nicht miteinander verwandt sind. Sie schaf­
fen nur eine Möglichkeit tor diese Lebensform und sonst 
nichts. 
Unter den Argumenten gegen dieses Gesetz sticht zunächst 
die Thematik der Werthaltungen hervor. Ich will nicht auf 
Einzelheiten eintreten, aber es ist uns ja allen klar, dass 
diese Werthaltungen unserer Kolleginnen und Kollegen 
selbstverständlich respektiert werden. Aber es Ist auch allen 
im Saal klar, dass es Menschen - BOrgerinnen und BOrger 
dieses Landes - gibt, die andere Werthaltungen haben, und 
diese möchten wir ebenfalls respektieren. 
Zu den Risiken eines solchen Institutes hat meine Vorredne­
rin schon gesprochen. Ganz kurz kann man sagen: Je stabi· 
ler eine Beziehung - und dieses Institut ist ja ein stabilisator 
tar Beziehungen -, desto geringer die Infektionsrisiken; das 
gilt tor Heterosexuelle wie fi'.ir Homosexuelle. Sicher ist das 
kein Argument gegen die eingetragene Partnerschaft. 
Ein drittes Argument betrifft die BOrokratie; auch dazu wurde 
schon einiges gesagt. Die Kommission ging klar davon aus, 
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dass das bestehende Beamtenheer genilgend Kapazitäten 
hätte, um dieses Institut auch noch zu integrieren. 
Zum vierten Argument, das ange10hrt worden Ist, muss man 
vielleicht doch noch kurz etwas sagen. Herr Chevrler hat ge­
sagt, wenn ich ihn auf Deutsch richtig interpretiere, dass es 
keine öffentliche Absicherung von Verbindungen geben 
solle, die nichts zur Gesellschaft beitragen - sprich: die 
keine Kinder produzieren. Das scheint mir doch eine gefähr· 
liehe Argumentation zu sein. Es gibt gewollt kinderlose Ehe­
paare. Wollen Sie denn denen das Recht absprechen, eine 
Ehe zu schliessen? Es gibt homosexuelle und lesbische 
Paare, die weiss Gott zu dieser Gesellschaft etwas beitra­
gen, ohne Kinder zu haben. So einfach darf man sich die Ar­
gumentation nicht machen! 
Die Kommission, Sie haben es gehört, empfiehlt Ihnen Ein­
treten. Sie empfiehH Ihnen mit 12 zu 9 stimmen weiter, auf 
das Recht auf Adoption zu verzichten. Letztlich beantragt sie 
Ihnen mit einer sehr knappen Mehrheit von 8 zu 7 Stimmen, 
die Witwen rechtlich gesehen als Witwen zu behandeln. Bei 
diesem letzten Punkt - die Mehrheit war knapp - werden Sie 
selber entscheiden: Sollen Witwen nur deshalb rechtlich ge­
sehen zu ccWitwern» werden, weil es sonst etwas weniger 
kostet? Wir Oberlassen den Entscheid gerne dem Plenum. 

Präsident (Binder Max, Präsident): Wir stimmen zuerst 
Ober die Nichteintretensanträge Waber und der SVP-Frak• 
tion ab. Falls Eintreten beschlossen wird, stimmen wir an­
schllessend Ober den ROckwelsungsantrag Chevrler ab. 

Erste Abstimmung - Premier vote 
(namentlich - nominatif: Beilage -Ann._02,090/35) 
FOr Eintreten .... 125 Stimmen S. 'IO 
Dagegen .... 55 Stimmen V• f'Ot- ~O 

Zweite Abstimmung - Deuxieme vote 
(namentlich - nomlnatif; Benage - Annexe 02.090/36) 
FOr den Antrag Chevrier •••. 62 Stlmmr,n 

0 
Dagegen .... 117 Stimmen S.ScJl {V...f""i'- TA 
Bundesgesetz Ober die eingetragene Partnerschaft 
glelchgeschlechtllcher Paare 
Lol f6derale sur le partenarlet enreglstr6 entre per­
aonnes du mime sexe 

Detailberatung - Dfscussion par art/cle 

Tltel und Ingress, Art. 1, 2 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Titre et preambule, art. 1, 2 
Proposition de Ja commlsslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art. 3 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Waber 
Abs.2 
.... gesetzlichen Vertreters. Gegen die Weigerung des Vor­
mundes kann der EntmOndigte bei den vormundschaftlichen 
Behörden Beschwerde erheben. 

Art. 3 
Proposition de la commfssion 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Waber 
A/.2 
•..• legal. En cas de refus de la part du tuteur, II peut faire re­
cours aupres des autorltes de tutelle. 
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Präsident (Binder Max, Präsident}: Herr Waber begründet 
seine Anträge zu den Artikeln 3, 4, 6, 9, 13 und 27 sowie 30 
gemeinsam. 

Waber Christian (E, BE): Da wir alle Hunger haben und mir 
der Präsident sehr sympathisch Ist, bin ich bereit, auf das 
abgekürzte Verfahren einzugehen. Nur ganz kurz, weil das 
Volk so oder so Ober dieses Gesetz abstimmen wird: 
Bei Artikel 3 geht es darum, dass wir keine Besserstellung 
gegenüber dem Eherecht wollen. Dort geht es darum, dass 
bei einer eventuellen Beschwerde nicht direkt das Gericht 
angerufen werden kann. sondern die Vormundschaftsbe­
hörde. 
Bei Artikel 4 geht es um die zusätzliche Nennung der Adop­
tlwerwandten. Wenn es diesem Parlament wirklich darum 
geht, dass keine Kinder zur Adoption freigegeben werden, 
dann muss In diesem Artikel das Wort "Adoptlwerwandte» 
ebenfalls eingesetzt werden. 
Bei Artikel 6 sowie bei Artikel 9 beantrage ich, dem Bundes­
rat zu folgen. Sie haben die Fahne; Sie können sich dort dar­
Ober schlau machen, was besser Ist. 
Bei Artikel 13 möchte Ich "nach Ihren Kräften» streichen. 
Dort geht es darum, dass die Beistandspflicht immaterielle 
und materielle Leistungen erfordert. Sie verlangt von einem 
Partner oder einer Partnerin, dem anderen zu helfen. Die 
Begrenzung auf die «Kräfte„ kann nicht definiert werden, 
darum soll dieser Zusatz gestrichen werden. 
Bei Artikel 27 geht es um recht viel. Bel z. B. zwei Frauen, 
die vorher heterosexuell mit einem Mann zusammengelebt 
haben und Kinder haben und später in einer lesbischen Be­
ziehung mit Kindern zusammenleben, geht es darum, dass 
die Elternrechte nicht ausgeblendet werden. Es kann doch 
nicht sein. dass ein Vater seine Elternrechte zugunsten der 
lesbischen Lebenspartnerin verliert. Hier geht es also ganz 
klar um den Vorbehalt der Elternrechte. Diese müssen ge­
schützt werden. Vor allem die Männer müssen dort ge­
schützt werden, dass sie ihre Elternrechte nicht verlieren. 
Ich möchte Sie also wirklich dringend bitten, in Artikel 27 
diese Elternrechte vorzubehalten. 
Bei Artikel 30 geht es um die Anpassung an die neuen Fris­
ten des Ehescheidungsrechtes: Nicht nach einem Jahr, son­
dern erst nach zwei Jahren Trennung ist eine Auflösung 
möglich. 
Ich danke Ihnen fOr die Zustimmung zu meinen Anträgen. 

Janlak Claude (S, BL): Ich bitte Sie, die Anträge Waber ab­
zulehnen. 
ZU den Artikeln 6 und 9 habe ich bereits Im Elntretensvotum 
darauf hingewiesen, dass die Kommission hier leglferleren 
will, wie sie das immer tut, nämlich In dem Sinne, dass 
Grundsätze, die in einem anderen Gesetz geregelt werden 
müssen, generell gelten, also hier konkret im Ausländer­
recht. wo es ja darum geht, welche Prüfungskompetenz der 
Zivilstandsbeamte hat und wie die Ungültigkeit bei Schein­
partnerschaften geregelt werden soll. Das Ist ja bei der Vor• 
bereitung des Ausländergesetzes bereits diskutiert worden, 
aber das Ausländergesetz haben wir hier noch nicht bera­
ten. Es Ist klar, dass das, was Im künftigen Ausländergesetz 
beschlossen wird, selbstverständlich auch auf diese Gesetz­
gebung anwendbar sein wird. 
Bei Artikel 13 begreife Ich nicht ganz, weshalb sich Herr Wa­
ber mit diesem Antrag gemeldet hat. Es ist doch ganz lo­
gisch, dass zwei Partnerinnen oder Partner einander Je nach 
ihren Möglichkeiten unterstützen müssen. Wenn der eine Im 
Monat 10 000 und der andere 5000 Franken verdient, Ist es 
doch logisch, dass der eine mehr zum Unterhalt beiträgt. 
Nichts anderes will die Formulierung, die hier vorliegt und 
die sich auch im Zivilgesetzbuch sonst findet. 
Bei Artikel 27 «Elternrechte" kann ich Herrn Waber beruhi­
gen. Das ist doch völlig klar, und ich bin mit seinem Anliegen 
absolut einverstanden, dass diese Elternrechte gewahrt blei­
ben müssen: aber sie sind gewahrt. Mit dieser Gesetzge­
bung können Sie die Elternrechte sicher nicht aushebeln. Ihr 
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Antrag ist also meines Erachtens unnötig; diese Elternrechte 
sind weiterhin gewährleistet. 
Zu Artikel 30 möchte ich einfach kurz sagen: Ich begreife 
nicht ganz, weshalb sich Herr Waber ausgerechnet auf das 
Eherecht bzw. das Scheidungsrecht stützt, wo er doch sonst 
nicht will, dass die gleichen Rechte, welche für Ehepaare 
gQltig sind, auch hier gelten sollen. 
Ich bitte Sie deshalb, die Anträge Weber abzulehnen. 

Metzler-Amold Ruth, Bundesrätin: Ich bitte Sie auch, die 
Anträge Waber abzulehnen. 
Was den Antrag zu Artikel 3 Absatz 2 betrifft, ist es keine 
Schicksalsfrage. Es geht darum, eine parallele Lösung zur 
Eheschllessung zu haben, und es stellt sich die Frage, wel­
cher Rechtsweg offen ist: Geht man direkt an ein Gericht, 
oder geht man über die vormundschaftlichen Instanzen, 
wenn der Vormund nicht einverstanden ist? Warum soll ein 
anderer Rechtsweg gewählt werden, als wir Ihn bei der Ehe 
haben? Denn die zentrale Frage, um die es hier geht, Ist die 
persönliche Freiheit bzw. der Persönlichkeitsschutz, und 
diese Fragen sollten direkt von einem Gericht beurteilt wer­
den können. Der vormundschaftliche lnstanzenzug wäre un­
befriedigend. 
Bel Artikel 4 Absatz 1 besteht eigentlich materiell keine Dif­
ferenz, denn der Begriff der Verwandtschaft schllesst auch 
die Adoptivverwandtschaft mit ein. Zu Beginn der Siebziger• 
jahre gab es eine Änderung des Zivilgesetzbuches, und seit­
her wird nicht mehr von Blutsverwandtschaft, sondern von 
Verwandtschaft gesprochen. Da sind auch die Adoptiwer­
wandten mit eingeschlossen. Das helsst also, dass Adoptiv­
verwandte In gerader Linie - Adoptivgeschwister und 
Adoptivhalbgeschwister - gleich wie Blutsverwandte keine 
eingetragene Partnerschaft eingehen können. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag Waber abzulehnen. 
Was die Anträge zu den Artikeln 6 und 9 betrifft, sind wir uns 
einig. Wir wollen Scheinpartnerschaften in gleicher Weise 
bekämpfen, wie wir gegen Scheinehen vorgehen. Es geht 
aber in der Sache darum, dass wir die Koordination fOr diese 
Frage Im Ausländergesetz bzw. im Anhang zum Ausländer­
gesetz führen und dass wir bei den eingetragenen Partner­
schaften nicht schon restriktivere Regelungen einführen, als 
wir sie bei Ehepaaren haben. Es ist die Frage der Koordina­
tion zwischen verschiedenen Gesetzen. Da hat man auch in 
der Kommission klar gesagt, dass die Priorität der entspre­
chenden Regelungen dem Ausländerrecht zukommt, und 
der Bundesrat kann sich diesem Vorgehen der Kommission 
anschliessen. 
Bei der Formulierung in Artikel 13, «nach ihren Kräften .. , 
geht es darum, dass beide Partnerinnen oder beide Partner, 
jeder nach seinen Möglichkeiten, zum Unterhalt der Ge­
meinschaft beitragen sollen. Das ist mit der Formulierung, 
wie sie der Bundesrat vorgeschlagen hat, gemeint. 

Menetrey-Savary Anne-Catherlne (G, VD), pour la commis­
sion: Je voudrais en particulier revenir sur la question des 
artlcles 6 et 9 touchant le drolt des etrangers. 
Comme il a deja ete dit dans le debat d'entree en matilllre, la 
commlssion dans son ensemble est favorable a l'idee d'ac­
corder aux couples homosexuels le mAme statut qu'aux cou­
ples marles en ce qul concerne le droft des etrangers. Mals 
eile a rencontre un probleme en ceci que la lol federale sur 
le sejour et l'etablissement des etrangers est actuellement 
en revision. Or, dans son projet de partenariat homosexuel, 
le Consell federal a anticipe cette revlsion, notamment a l'ar­
ticle 6 concemant la veriflcation par l'offlcier d'etat clvil que 
1a procedure engagee ne vlse pas a eluder les r~les sur 
radmlsslon et le s6jour des etrangers. 
II a ete remarque en effet que la dlsposition parallele de la 
nouvelle loi sur les etrangers (LEtr) n'a et6 accept6e en 
commission que par une faible ma]orlte et qu'elle pourralt ne 
pas Atre votee dans notre consell quand la LEtr vlendra en 
examen. On auralt alors une sltuatlon.injuste en ce sens que 
les partenaires homosexuels seraient les · seuls a faire de 
cette manlere l'objet d'un contrOle, et rien en plus ne justifie-
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rait cette discrimlnation, car, comme le font remarquer las or­
ganlsations homosexuelles: «Rien ne permet de supposer, 
precisement a cause des prejuges que subissent les fem­
mes lesblennes et les hommes homosexuels, que le parte­
nariat enregistre sera utilise plus souvent qua le manage 
pour contourner las dlspositlons relevant du droit des etran­
gers.» 
Comme on l'aura compr1s, l'intention de la commission n'est 
donc nullement de faire en sorte qua les homosexuels puis­
sent se soustraire ä tout contröle. Mais nous savons qu'ac­
tuellement, deux elements font l'objet de controverses dans 
la nouvelle LEtr, a savolr d'une part que ce seraient les offl­
ciers d'etat clvil qui devraient effectuer ces contröles, et 
d'autre part que les crlteres qui doivent servir de base a 
cette appreciation, notamment la definition de la notion de 
«vie commune», sont encore flous. 
Pour &tre certaln qua la sltuatlon des homosexueis sera cal­
quee sur celle des couples heterosexuels, II a donc paru pre­
ferabie a la commlssion de proposer de biffer les alineas 2 et 
3 a l'article 6 du present projet de loi, tout en renvoyant 
allleurs a la Mure loi sur les etrangers. Ces remarques sont 
egalement valables pour l'article 9 alinea 1 lettre c. 
La decision de bitter ces deux alineas a ete prise par 12 voix 
contre O et 6 abstentions. Elle aura pour corollaire qua nous 
y reviendrons dans la revision de la loi sur les etrangers, 
dans la partie consacree a la modification du droit en vi­
gueur, au chiffre 2 articles 7 et 17. 
Je vous prie donc de sulvre l'avls de la commlssion. 

Gutzwlller Felix (R, ZH), für die Kommission: Sie haben von 
Frau Menetrey-&lvary die Erklärung dafQr gehört, dass ver­
schiedene Bestimmungen In den Artikeln 6 und 9 gestrichen 
werden sollen. Sie haben festgestellt, dass dies die klare 
Mehrheit der Kommission beantragt. Zusätzlich sollen auf 
Seite 16 der deutschen Fahne die Änderungen im Bundes­
gesetz Ober Aufenthalt und Niederlassung der Ausländer ge­
strichen werden, weil hier Gesetzesrevisionen im Gang sind 
und keine Ungleichheiten geschaffen werden sollen. Das ist 
der Grund für die Streichung: Die definitiven Regelungen im 
Ausländer- und Zivilstandsrecht seien abzuwarten und hier 
sei nichts zu präjudizieren. 
Deshalb bittet Sie die Kommission, bei den Artikeln 6 und 9 
und dann, wie gesagt, bei Ziffer 2 auf Seite 16 der Fahne bei 
den Anträgen der Kommission zu bleiben. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Kommission .... 122 Stimmen 
Für den Antrag Waber •••• 56 Stimmen 

Art. 4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Waber 
Abs.1 
Verwandte in gerader Linie, Geschwister, Halbgeschwister 
sowie Adoptiwerwandte können .... 

Art.4 
Proposition de la commission 
Adherer au pro]et du Conseil federai 

Proposition Waber 
Al. 1 
.... entre deux parents en ligne directe. entre freres et soeurs 
germains, uterins ainsi qu'entre parents adoptifs. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Kommission •..• 117 Stimmen 
FOr den Antrag Waber .... 58 Stimmen 

Art.5 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
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Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -AdopttJ 

Art. 6 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2,3 
Streichen 

Antrag Waber 
Abs.2,3 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 6 
Proposition de Ja commlssion 
Al. 1 
Adherer au pro]et du Conseil federat 
Al. 2, 3 
Bitter 

Proposition Waber 
Al. 2, 3 
Adherer au projet du Conseil federal 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 114 Stimmen 
FOr den Antrag Waber .... 63 Stimmen 

Art. 7, 8 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de ls commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.9 
Antrag der Kommission 
Abs.1 

c. Streichen 
Abs.2 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Waber 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Art. 9 
Proposition de la commission 
A/.1 

c. Blffer 
Al.2 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Waber 
Adherer au projet du Conseil federai 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Kommission .... 97 Stimmen 
FOr den Antrag Waber .... 80 Stimmen 

Art.10-12 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -AdopttJ 

02.090 



02.090 Conseil national 

Art.13 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Waber 
Abs. 1 
Die beiden Partnerinnen oder Partner sorgen gemeinsam für 
den gebührenden Unterhalt Ihrer Gemeinschaft. 

Art.13 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Waber 
Al. 1 
Les partenaires contribuent ensemble a l'entretien convena• 
ble de la communaute. 

Abstimmung- Vote 
Für den Antrag der Kommission .... 116 Stimmen 
Für den Antrag Waber .... 60 Stimmen 

Art.14-26 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commlsslon 
Adherer au pro)et du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.27 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Waber 
Abs.1 
•••• wenn die Umstände es erfordern. Elternrechte bleiben je• 
doch in allen FAiien gewährt. 

Art.27 
Proposition de /a commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Waber 
AJ.1 
.... l'exigent. Les droits des parents sont garantis dans tous 
lescas. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Waber .... 93 Stimmen 
FOr den Antrag der Kommission •••. 83 stimmen 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 

Präsident (Binder Max, Präsident): Der Kanton Zürich und 
ich erwarten Sie morgen! Ich lade Sie für morgen Nachmit­
tag ganz herzlich zur Feier des Nationalratspräsidenten ein. 

Schluss der Sitzung um 12.55 Uhr 
La seance est levee a 12 h 55 
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Eingetragene Partnerschaft 
glelchgeschlechtllcher Paare. 
Bundesgesetz 
Partenarlat enreglstre 
entre personnes du meme sexe. 
Loi federale 

Fortsetzung - Suite 
Botschaft des Bundesrates 29. 11.02 (BBl 2003 1288) 
Message du Conseil fechiral 29.11.02 (FF 2003 1192) 
Nationalrat/Conseil national 02.12.03 (El!llrat - Pmmler Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 03.12.03 (Fortsetzung - Suite) 
Nationalrat/Conseil national 03.12.03 (Fortsetzung- Suite) 

Bundesgesetz ilber die eingetragene Partnerschaft 
glelchgeschlechtllcher Paare 
Lol federale sur le partenarlat enreglstre entre per­
sonnes du mime aexe 

Art. 28 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag der Minderheit 
(Menetrey-Savary, de Dardel, Gross Jost, Gutzwlller, Hub­
mann, Janiak, Jutzet, Leutenegger Oberholzer, Thanei) 
Abs.1 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Abs.2 
Eine eingetragene Partnerin oder ein eingetragener Partner 
kann des Kind des anderen Partnerteils adoptieren, wenn 
sich dies fQr das Wohl des Kindes als vorteilhaft erweist, 
wenn die Partnerschaft seit mindestens tonf Jahren besteht 
und wenn der andere leibliche Elternteil des Kindes unbe­
kannt, gestorben oder seit mindestens tonf Jahren verschol­
len ist. 

Antrag der Minderheit 
(Hubmann, de Dardel, Gross Jost, Menetrey-Savary, 
Thanel) 
Streichen 

Art.28 
Proposition de Ja majorite 
Adherer au projet du Conseil federat 

Proposition de la minorite 
(Menetrey-Savary, de Dardel, Gross Jost, Gutzwiller, Hub­
mann. Janiak, Jutzet, Leutenegger Oberholzer, Thanei) 
Al.1 
Adherer au projet du Conseil federal 
Al.2 
Un partenaire enregistre peut adopter l'enfant de son ou sa 
partenaire s'il s'avere que c'est favorable au bien de l'enfant; 
s'il est lie ou si eile est liee par un partenariat depuis clnq 
ans au molns; et sl l'autre parent blologlque de l'enfant est 
inconnu, decede ou s'il a disparu depuls au moins cinq ans. 
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Proposition de la mlnorite 
(Hubmann, de Dardel, Gross Jost, Menetrey-Savary, 
Thanel) 
Bitter 

Janlak Claude (S, BL): Wir haben im Rahmen der gestrigen 
Eintretensdebatte bereits darauf hingewiesen, dass die 
Frage des Adoptionsrechtes der Hauptdiskussionspunkt In 
der Kommission war. Die Kommission hat sich mit diesem 
Thema in einer sehr guten Debatte sehr Intensiv beschäftigt. 
Die Kommission hat Herrn Professor Felder von der Univer­
sität Bern angehört. Er hat bezüglich der Stlefklndadoption, 
um die es beim Minderheitsantrag Menetrey-Savary geht, 
die Auffassung vertreten, es m0ssten bestimmte Rahmen­
bedingungen erfüllt sein, damit ein positiver Effekt auf das 
betroffene Kind möglich werde. In den folgenden Beziehun­
gen sollen keine zusätzlichen Spannungen entstehen: in der 
Beziehung zwischen Vater und Mutter, in der Beziehung des 
Kindes zur Mutter und zum Vater, in der Beziehung zwi­
schen Mutter und Partnerin und in der Beziehung - und das 
ist sehr wichtig - zu den Herkunftsfamilien. Frau Menetrey­
Savary nimmt diese Überlegungen auf und schlägt eine äus­
serst restriktive Ermöglichung der Stiefkindedoption vor fQr 
den Fall, dass die Adoptionsmöglichkeit ausgeschlossen 
wird. 
Wir haben gestern Im Zusammenhang mit dem Antrag Wa­
ber auch darüber diskutiert, wie wichtig es ist, dass die leibll· 
chen Eltern hier nicht einfach ausgeschlossen werden 
dürfen. Sie haben ja in Artikel 27 einem entsprechenden An­
trag Waber zugestimmt und diesen Punkt vertieft im Gesetz 
festgehalten. Bel der vorliegenden Formulierung ist aber die 
Konstellation folgende: Ein elterlicher Tell Ist eben gar nicht 
mehr vorhanden. Für diesen Fall möchte Frau Menetrey-sa­
vary diese Stiefklndadoption ermöglichen. Sie soll möglich 
sein, wenn sie sich fQr das Kind als Vorteß erweist. Das wird 
ja in Jedem Fall - das haben wir auch gestern gesagt - ge­
stützt auf Artikel 268a ZGB vertieft geprOft. Die Partner­
schaft muss seit mindestens fOnf Jahren bestehen, und der 
andere elterliche Teil Ist jetzt in diesem Fall nicht mehr vor­
handen, er ist unbekannt, er Ist gestorben oder seit mindes­
tens fünf Jahren verschollen. 
Bel dieser Konstellation sind auch die BefOrchtungen, die 
Herr Waber gestern zum Ausdruck gebracht hat, dass also 
die Beziehungen zur Herkunftsfamilie gekappt werden, nicht 
mehr angebracht. Dieser restriktiven Lösung kann man si­
cher zustimmen, auch wenn man sonst Bedenken gegen­
Ober dem Adoptionsrecht hat. 
Ich bitte Sie deshalb, der Minderheit Menetrey-Savary zuzu­
stimmen. 

Hubmann Vrenl (S, ZH): Ich begrOnde zuerst meinen Min­
derheitsantrag und spreche anschllessend im Namen der 
SP-Fraktion zum Antrag der Minderheit Menetrey-Savary. 
Ich beantrage Ihnen, Artikel 28 der bundesrätlichen Vorlage, 
den die Kommissionsmehrheit unverändert übernommen 
hat, zu streichen. Warum? 
Mit diesem Gesetz haben wir endllch die Diskriminierung 
gleichgeschlechtlicher Partnerschaften aufgehoben. Ein düs­
teres Kapitel der neuesten Schweizer Geschichte findet da­
mit seinen Abschluss. Mit Artikel 28, wie ihn der Bundesrat 
vorsieht, schaffen wir aber wiader eine neue Diskriminie­
rung. Nach dieser Version kann eine Person kein Kind adop­
tieren, wenn sie In einer eingetragenen Partnerschaft lebt. 
Sie kann dies aber ohne weiteres tun, wenn sie allein ste­
hend ist und die erforderlichen Voraussetzungen fOr eine 
Adoption erfüllt. 
Warum soll eine Person, die In einer Partnerschaft lebt, das 
nicht tun dürfen? In der Kommission haben wir einen Exper­
ten, einen Kinderpsychiater, angehört. Gemäss seinen Aus­
führungen gibt es erst wenige wissenschaftliche Untersu­
chungen zu diesem Thema. Seiner Ansicht nach Ist es aber 
unproblematisch, wenn Kinder In einer gleichgeschlechtli­
chen Ettembezlehung leben und aufwachsen. Entscheidend 
fQr die Kinder seien die Zuwendung und die gute Betreuung. 
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Wichtig sei, dass das Kind gut aufgehoben Ist, so der Kin­
derpsychiater. Bei einer Adoption hat das Kindeswohl immer 
oberste Priorität. Diesem Erfordernis kann in einer glelchge­
schlechtlichen Partnerschaft genauso Rechnung getragen 
werden wie bei einem Ehepaar oder bei einer Einzelperson, 
wenn sie ein Kind adoptieren möchten. 
In der heutigen Zeit, wo viele Familien Patchworkfamilien 
sind, ist die Zuwendung besonders wichtig. Als Lehrerin er­
lebe ich das immer wieder hautnah. Ich erinnere mich z. B. 
an einen Elternabend, an dem drei Parsonen als Bezugsper­
sonen eines Schülers anwesend waren: der Vater, die Mut­
ter und der neue Lebenspartner der Mutter. Allen dreien war 
spürbar daran gelegen, dass der junge Mann seine Schul­
karriere erfolgreich abschliessen kann. Das Ist die heutige 
Realität. Wichtig Ist dabei einzig, dass wir uns gut um die 
Kinder kümmern, und das können gleichgeschlechtliche 
Paare genauso gut wie heterosexuelle. 
Konkret wird sich die Frage der Adoption vor allem in Fällen 
stellen, in denen der eine Partner oder die eine Partnerin 
leibliche Kinder hat. Deshalb unterstützt die SP-Fraktion 
auch den Antrag der Minderheit Menetrey-Savary. Es ist 
klar, dass die Rechte des anderen leiblichen Elternteils der 
Kinder nicht tangiert werden dürfen. Zudem muss eine Ad· 
optlon dem Kindeswohl dienen und dem Kind einen besse­
ren rechtlichen Schutz bieten, vor allem Im Falle eines 
frühen Todes seines leiblichen Elternteils. 
Ich bitte Sie deshalb im Namen der SP-Fraktion, dem Antrag 
der Minderheit Menetrey-Savary zuzustimmen. Wird dieser 
Antrag angenommen, bin ich bereit, meinen Strelchungsan­
trag zurückzuziehen. 

Glasson Jean-Paul (R, FR): Nous l'avons dit lors du debat 
d'entree en matiere, nous sommes favorables au projet de 
loi et nous nous sommes prononces pour l'entree en ma­
ttere, car nous estlmons qu'II est juste de reconnaitre les 
sentlments des couples homosexuels et lesblens. En revan­
che, nous ne pensons pas pouvoir aller au-dela de ce sou­
tien qui se veut resolution de problemes de la vie de tous les 
jours, notamment en relatlon avec la maladie, avec la mort, 
avec la communaute de vie dans un appartement et des 
problemes de ce type-la. 
Aller au-dela, pour nous, pose un probleme majeur et nous 
ne sommes pas d'accord d'aller dans le sens de l'adoption 
possible, soit de manlere generale sans autre limitatlon, solt 
mflme pour les enfants du partenalre. Nous pensons qu'il y 
a la une limite a ne pas franchir et qui risqueralt, le cas 
echeant, de mettre en peril tout le projet de loi que nous 
avons sous les yeux et qui a trouve ici une majorite natu­
relle. 
Je vous demande donc de sulvre la vole de la ralson, de ne 
pas soutenir les proposltions de minorite a l'artlcle 28 et d'en 
rester a 1a posltion du Conseil federal. Cela permettra de 
mettre en place ce partenariat enregistre qui est deja un 
grand progres pour les personnes concernees, sans aller 
au-delä. 
Mme Hubmann a falt etat de l'avls de !'expert que nous 
avons entendu en commission. J'en ai parle hier egalement 
lors du debat d'entree en matlere. Cet expert nous a dit qu'il 
n'y avalt pas de problemes speciflques avec un couple ho­
mosexuel pour ce qui concerne l'adoption. Mais je repete 
egalement ce que j'ai dit hier: il y a eu un echantillonnage 
tres faible de cas qui se sont produits lt l'etranger; et ce 
mflme expert a exprime des doutes sur la problematlque de 
l'adoptlon en tant que teile. C'est un large debat que nous 
aurons peut-Atre a tenlr lcl dans un autre cadre, mals nous 
estimons qu'il ne faut P4lS aller plus loin pour !'Instant. 
Je vous demande de sµlvre la majorlte et le Conseil federal 
et de repousser les propositions de minorite. 

Vlscher Daniel (G, ZH): Die grOne Fraktion empfiehlt Ihnen 
die Streichung, eventiialiter Zustimmung zum Antrag der 
Minderheit Menetrey~vary. 
Es wurde In diesem Saal viel von Fenstern gesprochen. Hier 
haben wir die Frage, wie wir gesellschaftllche Realität in ei-
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nem Gesetz nachvollziehen. Der Gesetzgeber soll nur dann 
gegen die Wirklichkeit leglferieren, wenn er eine Drittgefähr­
dung durch das Gesetz ausschliessen will. Hier geht es um 
das Gegenteil. Hier geht es um die Ermöglichung einer 
Rechtsstellung, den rechtlichen Nachvollzug dessen, was in 
der Wirklichkeit längst vollzogen Ist. Ich gehe davon aus, 
dass Sie bereits einen verfassungswidrigen Zustand schaf­
fen, wenn Sie das Adoptionsverbot in Artikel 28 leglferieren. 
Denn dieses Adoptionsverbot widerspricht ganz klar Arti­
kel 8 Absatz 2 der Bundesverfassung. Denn Sie schaffen 
damit In einem Gesetz, das eine neue Gleichstellung zwi­
schen gleichgeschlechUlchen Paaren und Ehepaaren, aber 
auch anderen Personen, die adoptieren dOrfen, herstellen 
will, einen diskriminierenden Tatbestand. 
Frau Bundesrätin, Ich gehe davon aus, dass Sie und wir der 
Meinung sind, Bundesgesetze seien verfassungskonform zu 
legiferleren. Es wäre dies ein Sündenfall, In einem Gesetz, 
das im Grunde genommen nichts anderes will, als einen bis­
lang geltenden verfassungswidrigen Zustand aufzuheben. 
Was wird uns entgegengebracht? Es wird gesagt, glelch­
geschlechtliche Paare seien nicht geeignet, eine Adoption 
vorzunehmen. Das ist wissenschaftlich nicht bewiesen, viel­
leicht auch nicht vollends widerlegt, aber darum geht es gar 
nicht. In der Realität leben heute Kinder bei gleichge­
schlechtllchen Paaren. In der Realität wird die Zahl solcher 
Tatbestände zunehmen. Mit welchem Recht wollen wir die­
sen Tatbestand ausschliessen? Vor allem: Ob ein glelch­
geschlechtllches Paar In der Praxis geeignet Ist, diese 
Adoption vorzunehmen, entscheiden wir nicht in diesem 
Saal, entscheiden wir nicht über dieses Gesetz, sondern 
entscheidet der ganz konkrete Einzelfall der Adoption. Vor 
diesem Hintergrund wäre es ein Unding, Artikel 28 Im Sinne 
der Mehrheitsfassung zu übernehmen. Der Antrag der Min­
derhett Hubmann scheint mir sinnvoll, der Antrag der Min­
derheit Menetrey-Savary Ist mindestens etwas, das in die 
richtige Richtung weist. 

Präsident (Binder Max, Präsident): Die SVP-Fraktlon unter­
stützt den Antrag der Mehrheit. Die CVP-Fraktion unterstOtzt 
ebenfalls den Antrag der Mehrheit. Die BegrOndung dazu 
hat Frau Leuthard gestern geliefert. 

Waber Christian (E, BE): Es Ist unbestritten, dass auch ein 
gleichgeschlechtliches Paar den Kindern Liebe und Zunei­
gung zukommen lassen kann; das bestreitet ganz sicher 
niemand. Was aber nicht vermittelt werden kann, ist die Viel­
fältigkeit, die Andersartlgkett von Mann und Frau in ihrem 
schöpfungsbedingten Dasein. Das sind arme Kinder, die 
sich nur an einer Person, an einem Geschlecht, orientieren 
müssen oder können. 
Ich hatte gestern eine Nachricht von einer lesbischen Frau, 
die mir vorwirft, Ich sei biologisch nicht ganz auf der Höhe, 
denn die Männer seien Auslaufmodelle, es brauche sie gar 
nicht mehr, um ein Kind zu zeugen - dazu diene die Tlef­
kOhltruhe oder ein so genannter Seitensprung. Ich bin sehr 
wohl biologisch sehr gut auf der Höhe! Ich bin Immerhin Va­
ter von vier Kindern und seit 32 Jahren heterosexuell sehr 
glücklich verheiratet, mit allen Zutaten. Wir Männer sind 
keine Auslaufmodelle, und ich wehre mich hier ganz klar da­
gegen, dass man uns so behandelt und so tut, als ob wir 
eben nicht mehr gebraucht würden und als ob die Kinder 
sehr gut bei Frauen aufwachsen könnten. 
Wir haben gestern von Herrn Janlak gehört: Wenn wir hier 
die Adoption ablehnen, wird die Diskriminierung genau 
gleich Bestand haben. Das heisst, Sie können mit Sicher­
heit - da bin Ich kein Prophet - sehen, dass Innerhalb sehr 
kurzer Zeit diese Diskriminierung gestützt auf die Bundes­
verfassung wieder angezweifelt wird und die Adoption früher 
oder später ganz sicher in diesem Gesetz festgeschrieben 
wird. FOr uns spielt es an sich keine Rolle, ob Sie jetzt der 
Mehrheit oder der Minderheit Menetrey-Savary zustimmen, 
denn diese Diskriminierung wird auf alle Fälle wieder aufs 
Tapet kommen. Das Ziel ist ganz klar: Man will die gleichge­
schlechtliche Ehe gleichstellen mit der heterosexuellen Ehe. 
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Das Ist das Zlel, und dieses wird auch erreicht: ich bin mir 
der Mehrheitsverhältnisse in diesem Parlament vollkommen 
bewusst. Aber wir werden dann noch sehen, wie sich das al­
les entwickelt. 
Ich möchte Sie deshalb ganz klar bitten, dem Bundesrat zu­
zustimmen. 

Roth-Bernasconl Maria (S, GE): lnterdire l'adoption d'un 
enfant a des couples homosexuels est dlscriminatoire et de 
ce fait contraire aux Valeurs etablies dans nos lols fonda­
mentales. En effet, j'ai des doutes sur la conformite de la 
disposltion prevue a J'artlcle 28, selon 1a majorlte, avec la 
nouvelle Constitutlon. 
Comme pour l'adoptlon par les couples heterosexuels, le 
bien-6tre de l'enfant dolt prlmer sur taute autre consldera­
tlon. Diverses etudes etrangeres demontrent qu'II est primor­
dial que l'enfant seit eleve dans un environnement d'amour 
et de responsabilite, marque par des personnalites et des 
caracteres differents. Le sexe ou l'orientation sexuelle des 
parents n'a pas d'importance majeure a ce titre. D'autres 
etudes ont demontre egalement que les enfants qul grandls­
sent au sein d'un couple du m6me sexe n'ont pas un deve­
loppement different de celui d'autres enfants. lnterdire ou 
emp6cher l'adoptlon par des couples homosexuels revient a 
fermer les yeux sur une reallte qui existe bei et blen. 
Dans le dossier que nous traltons aujourd'hui, II taut aussl 
ouvrir les fen6tres, inexistantes dans cette salle, et voir ce 
qui se passe en dehors. En effet, interdlre le droit a l'adop­
tion n'emp6chera pas les femmes et les hommes homo­
sexuels d'avolr des enfants, nl les couples du m6me sexe 
d'assumer ensemble la charge et l'educatlon des enfants. II 
s'agit ici de donner une protection juridlque sufflsante aux 
enfants qui vivent cette reallte-ll. radoption d'un enfant est 
evidemment soumise a la condltion que le parent qul n'a pas 
la charge de l'enfant ne s'efforce pas d'entretenir avec ce 
dernier une relatlon satisfaisante ou que l'autre parent solt 
inconnu ou decede. II n'y a donc pas de danger pour les pe­
res, les hommes qui sont d'accord de s'occuper de leurs en­
fants et d'en assumer la responsabilite. Dans une teile 
situation, l'enfant vivant au sein d'un partenariat enreglstre 
ne devralt pas avolr une sltuatlon jurldlque plre qu'un enfant 
vivant au sein d'un couple marie. 
Pour toutes ces raisons, le groupe socialiste vous prie de 
bien vouloir sulvre la minorlte Hubmann et de biffer l'ar­
tlcle 28. 

Metzler-Arnold Ruth, Bundesrätin: Der Bundesrat lehnt aus 
grundsätzlichen Oberlegungen die Zulassung von gleichge­
schlechtlichen Paaren zur Adoption ab, und zwar geht es 
hier Oberhaupt nicht um die Frage der Erziehungsfähigkeit. 
Selbstverständich sind gleichgeschlechtlich veranlagte Per­
sonen in gleicher Weise erziehungsfähig wie heterosexuell 
veranlagte Menschen. Die Kernfrage, um die es heute geht, 
ist eine ganz andere. Es geht nämlich darum, ob wir recht­
lich - nicht tatsächlich, sondern rechtlich - einem Kind zwei 
Matter oder zwei Väter als Eltern zuordnen. 
Das Kindesrecht des Zivilgesetzbuches Ist grundsätzlich 
dem Prinzip verpflichtet, entsprechend dem natOrlichen Kin­
desverhältnis möglichst auch rechtlich jedem Kind einen Va­
ter und eine Mutter zuzuordnen. Wenn der Gesetzgeber die 
Stiefkindadoption auch bei gleichgeschlechtlichen Paaren 
zulassen WOrde, worden diese bisherigen grundlegenden 
Prinzipien des Kindesrechtes durchbrochen. Die Position 
der Mutter kann nicht durch einen Mann, die Position des 
Vaters nicht durch eine Frau ersetzt werden. Diese Grund­
Oberlegungen gelten auch, wenn es zu beurteilen gilt, ob 
man die Stlefkindadoptlon zulassen will oder nicht. 
Hinzu kommt, dass es bei der stiefkindadoption noch eine 
besondere Problematik gibt. Das hat in der Kommission 
auch ein Hearing eines Kinderpsychiaters gezeigt. Die Pro­
blematik der Stiefkindadoption zeigt sich nicht nur bei homo­
sexuellen, sondern auch bei heterosexuellen Paaren, und 
das bedeutet, dass es sogar Stimmen gibt, die sich für ein 
Verbot der stlefklndadoption aussprechen. 
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Zum Antrag der Minderheit Menetrey-Savary: Dieser Antrag 
will Stiefkindadoption nur mit ganz restriktiven Bedingungen 
zulassen. Zum einen geht es um Kinder, die rechtlich sowohl 
eine Mutter als auch einen Vater haben, wo aber die Mutter 
oder der Vater die ihr oder ihm zugedachte Rolle nicht mehr 
Obernehmen kann, weil sie oder er verstorben oder ver• 
schollen ist. Das sind mit Sicherheit ganz singuläre Fälle, 
und in diesen Fällen sind in aller Regel auch noch Ver• 
wandte des nicht mehr vorhandenen, des verstorbenen oder 
verschollenen Elternteils vorhanden. Das helsst: Wenn man 
in diesen singulären Fällen eine Stiefkindadoption zulassen 
worde, wOrde das auch bedeuten, dass sämtliche Rechtsbe­
ziehungen zur bisherigen Familie, zur bisherigen Verwandt• 
schaft, abgebrochen worden, ohne dass sich diese Per­
sonen dazu äussem könnten. Die Frage stellt sich auch hier, 
ob das wirklich richtig wäre. 
Bei der zweiten Kategorie geht es darum, dass der Vater un­
bekannt ist. Es können verschiedene GrOnde dazu führen, 
dass der Vater unbekannt ist. Ein Grund kann auch die An· 
wendung von Verfahren der Fortpflanzungsmedizin sein, 
welche In der Schweiz fOr allein stehende Frauen verboten 
sind. Aus der Sicht des Bundesrates gibt es keinen Anlass, 
dass hier der Gesetzgeber zu einer möglichen Umgehung 
des Fortpflanzungsmedizingesetzes Hand bietet. Das ist ein 
weiterer Grund, weshalb der Bundesrat auch in diesen Fäl­
len die Stlefkindadoption ausschliesst. 
Es gibt die grundsätzlichen Bedenken gegen die Adoption, 
und die bleiben bestehen und gelten auch hier, wenn es 
darum gehen wOrde, in Ausnahmefällen die stlefkindadop­
tlon zuzulassen. Aus der Sicht des Bundesrates sind diese 
Ausnahmen nicht gerechtfertigt. 
Im Übrigen möchte ich noch auf einen weiteren Punkt auf• 
'!Jerksam machen. Diese Vorlage sollte auch aus politischen 
Uberlegungen nicht Oberladen werden. Ich bin Oberzeugt, 
dass die Vorlage des Bundesrates eine gute Vorlage Ist, die 
zugegebenerrnassen nicht allen WOnschen der Betroffenen 
Rechnung tragen kann. Ich bin aber überzeugt, dass wir mit 
dieser Vorlage einen guten Schritt zum Abbau von Diskrimi­
nierungen machen. 
Noch eine Bemerkung zum Votum Vischer betreffend die 
Verfassungsmässlgkeit: Man kann natürlich nicht alles mit 
dem Diskrlminlerungsverbot begründen. Es geht hier nicht 
um die Frage der Erziehungsfähigkeit, sondern es geht um 
das Interesse des Kindes, es geht um das Kindeswohl, im 
Zusammenhang auch mit dem Kindesverhältnis, dem Kin­
desrecht, wo eben Jedes Kind einen Vater und eine Mutter 
hat, damit es Oberhaupt auf die Welt kommen kann. In die­
ser Frage kann man nicht das Adoptionsverbot als verfas­
sungswidrig bezeichnen. 
Noch kurz zum Minderheitsantrag Hubmann; der Ist Ja nicht 
vollständig zurückgezogen, sondern nur fOr den Fall, dass 
der Minderheitsantrag Menetrey-Savary angenommen wOr­
de. Artikel 28 sagt, dass eingetragene Paare nicht adoptieren 
dürfen. Das heisst, dass auch die heute In Ausnahmefällen 
zulässige Einzeladoption nicht mehr möglich ist. Der Bundes­
rat ist der Auffassung, dass man das, was betreffend Adop­
tion gilt, auch fOr glelchgeschlechtllche Paare zwingend Im 
Gesetz regeln muss. Es sollten hier keine Interpretations­
spielräume offen gelassen werden, und das Adoptionsverbot 
darf auch nicht durch Einzeladoptionen umgangen werden, 
indem dann eben einfach in einer Einzeladoption ein Kind 
des Partners oder der Partnerin adoptiert wird. 
Ich bitte Sie also, sowohl den Minderheitsantrag Menetrey­
Savary wie auch den Minderheitsantrag Hubmann abzuleh­
nen. 

Men6trey-Savary Anne-Catherine (G, VD), pour 1a commls­
sion: On ra dlt deja, la question de l'adoptlon a ete abordee 
avec beaucoup de serieux et aussl de retenue, dans la com­
mission. II faut d'abord noter que la commlssion a exprime, 
sur l'adoption en general, des doutes et des reserves qui ne 
concernent pas que les couples homosexuels. Les re­
flexions apportees par le professeur Felder, chef du Service 
de psychiatrle de la Policllnique psychiatrlque pour enfants 
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et adolescents a Berne, ont rendu la commission attentlve 
aux difficultes de l'adoption quelle qu'elle solt, particuliere­
ment lorsqu'il s'agit de l'enfant d'un partenalre, que celle-ci 
ou celui-ci soit marle ou partenaire homosexuel. Dans cette 
reflexion intervient surtout le probleme de la construction de 
l'identite a travers l'acces de tous les enfants a leurs racines 
et le maintien d'un lien avec ieur famille biologique, confor­
mement ä la Convention internationale pour les drolts de 
l'enfant. Dans ce sens, II a ete etabli, on l'a deja dit, que le 
probleme des couples homosexuels ne reside pas dans leur 
capacite de prendre en charge l'educatlon des enfants, mals 
plutöt dans la dlfficulte pour l'enfant de trouver un pOle 
d'identlflcation. 
Soutenu par la majorite de la commission, Je projet du Con­
seil federal exclut formellement taute adoption, de mime 
que taute possiblllte de procreatlon medlcalement asslstee. 
Cette interdiction categ est ressentie par les milieux 
homosexuels comme h te. Des lors, deux minorites 
souhaitent ne pas fermer completement la porte, solt en ren­
voyant au Code civil toutes les dispositions pertinentes -
c'est la mlnorlte Hubmann-, soften accordant lci une possi­
bilite d'adoption des enfants du ou de la partenalre dans des 
condltions tres restrictlves. 
Les auteurs des propositions de mlnorite font vafolr que les 
configurations familiales actuelles, tres diverslfiees, avec 
des famllles monoparentales et des familles recomposees, 
ont grandement modlfle les modales d'ldentlficatlon et Ja re­
partitlon traditlonnelle des rOles. La famllle au sens elargl est 
susceptlble de compenser les eventuelles carences exlstant 
dans les couples homosexuels au nlveau des Images paren­
tales. Ces proposltlons de mlnorlte se fondent sur le fait que, 
contralrement a ce que la loi voudraft abstraitement consa­
crer. un tiers envlron des couples homosexuels, en partlcu­
lier les lesbiennes, vivent avec des enfants issus d'un 
premier mariage heterosexuel et que ceux-ci ne devralent 
pas avoir une situation juridique moins banne que les en­
fants vlvant aupres d'un couple marle. 
La proposltlon de mlnorlte Hubmann ouvre toutes les possi­
bilites offertes par le Code clvil, a 1a reserve pres - et eile est 
lmportante - que le Code clvll n'autorise qu'exceptionnelle­
ment l'adoption pour une personne seule. En general, 
l'adoptlon est reservee aux couples marles. 
t:autre mlnorlte - qul porte mon nom et que je voteral, mals 
contre laquelle je suls chargee de rapporter aujourd'hul -
propose d'autoriser l'adoption des enfants du ou de la parte­
naire, mais a des conditlons strictes. L!adoption serait donc 
llmitee aux cas, on l'a deja dlt, ou le parent biologique serait 
lnconnu ou decede ou n'auralt pas donne signe de vie de­
puis clnq ans. 
Dans la commission, tout le monde s'accorde a dire que le 
bien de l'enfant doit passer avant toute autre conslderation, 
comme le Code clvil le prevoit d'ailleurs au chapitre de 
l'adoptlon. Mais la majorlte estime que l'adoption ne peut 
pas y contrlbuer. Une adoption pourralt aboutir a couper taut 
lien avec la tamille d'orlgine, du pere ou de la mere blologl­
que, ce qui serait dommageable. Surtout, la majorlte estime 
que cette possibllite n'est pas necessalre, car les partenal­
res enregistres ont un devolr d'assistance envers les enfants 
du partenaire et ils peuvent partager la responsabllite paren­
tale. Les autorites de tutelle pourraient egalement attrlbuer 
la garde des enfants au ou a la partenalre en cas de deces 
du partenaire parent. meme sans l'adoption. De plus, le fait 
de permettre l'adoptlon dans les cas ou le pere est inconnu 
seralt une incitation a passer la frontiere pour une feconda­
tion in vltro dans les pays ou c'est possible. 
Pour ce qul conceme la procreatlon medlcalement asslstee, 
1a majorlte de Ja commisslon accepte J'ldee de l'lnterdlre se­
lon le projet du Conseil federal, tout en remarquant que la loi 
federale sur la procr~ation medicalement assistee suffirait 
deja a l'exclure pour les couples homosexuels. Cette lnter­
dlctlon subslsteralt m6me si la proposltion de mlnorite Hub­
mann de blffer l'artlcle 28 etalt adoptee. 
En conclusion, la majorite de la commlsslon vous recom­
mande de rejeter les propositions de minorite et de voter le 
projet du Conseil federal. 
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Gutzwlller Felix (R, ZH), tor die Kommission: Bel Artikel 28-
Sle haben es festgestellt - geht es um die Frage der Adop­
tion, aber auch um die Frage der fortpflanzungsmedizini­
schen Verfahren. 
Ich darf noch einmal kurz zusammenfassen: Eine Mehrheit 
Ihrer Kommission -12 zu 9 Stimmen - Ist tor das Verbot der 
Adoption. Es gibt hauptsächlich zwei Kategorien von Argu­
menten dafOr: Die eine Argumentation betrifft das Kindes­
wohl ln einem generellen Sinn. Die zweite Argumentation 
hat mit der möglichen Abtrennung von der Ursprungsfamilie 
zu tun, die durch eine Adoption zustande käme. Dem gegen• 
über steht eine Minderheit Menetrey-Savary, zu der auch die 
beiden Kommissionssprechenden gehören, die unter einge­
schränkten Bedingungen die Adoption zulassen will; auch 
hier steht das Kindeswohl im Vordergrund. Eine weitere Min• 
derheit - die Minderheit Hubmann - wlll den ganzen Arti­
kel 28 streichen. Das ist die Thematik bei der Adoption. 
Die Mehrheit empfiehlt Ihnen, wie gesagt mit 12 zu 9 Stim­
men, die Adoption zu untersagen. 
Wenig diskutiert, aber auch wichtig ist der zweite Teil, der ei­
nen Zusammenhang mit den fortpflanzungsmedlzlnlschen 
Verfahren hat und die eingetragenen Partnerschaften von 
diesen ausschllessen will. Ich darf zur Erläuterung vielleicht 
noch belfOgen, dass heute die Bundesverfassung die 
Leihmutterschaft ausschllesst, das helsst, dass ein männli­
ches Paar mit HIife der Fortpflanzungsmedizin nicht zu ei­
nem Kinde kommen kann. Für lesbische Paare Ist die 
heterologe Insemination an sich ein Mittel, das da und dort 
eingesetzt wird, um zu einem Kind zu kommen. Sie kann ja 
selbst organisiert werden, wenn Sie so wollen. Es ist dazu 
nicht unbedingt ein Arzt nötig. Im Fortpflanzungsmedizinge­
setz jedoch ist die heterologe lnsemlnatlon auf Ehepaare 
beschränkt. Selbst für ein heterosexuelles Konkubinatspaar 
ist es in der Schweiz nicht möglich, die heterologe Insemi­
nation in Anspruch zu nehmen. Das war der klare WIiie 
des Parlamentes beim Fortpflanzungsmedlzlngesetz. Das 
heisst: In dieser Thematik Ist die Sachlage eigentlich klar 
und sollte zu keinen weiteren Kontroversen Anlass geben. 
In Bezug auf die Adoptlonsfrage haben Sie die Empfehlun­
gen der Kommission gehört. 

Erste Abstimmung - Premier vots 
Für den Antrag der Mehrheit .... 111 Stimmen 
Für den Antrag 

der Minderheit Menetrey-Savary .... 72 Stimmen 

Zwefts Abstimmung - Deuxlems vote 
Für den Antrag der Mehrheit .... 116 Stimmen 
Für den Antrag der Minderheit Hubmann .... 56 Stimmen 

Art.29 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de ta commlsslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Art.30 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Waber 
•.•• seit mindestens zwei Jahren getrennt leben. 

Art. 30 
Proposition de la commlssion 
Adherer au projet du Conseil f~d~ral 

Proposition Waber 
.... separes pendant deux ans au moins. 

Präsident (Binder Max, Präsident): Der Antrag Waber zu Ar­
tikel 30 wurde gestern bereits begründet. 
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Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Kommission .... 121 Stimmen 
FOr den Antrag Waber .... 63 Stimmen 

Art, 31-35 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Art. 36 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de Ja commission 
Adherer au pro]et du Conseil federal 

Men4trey-Savary Anne-Catherine (G, VD), pour la commls­
sion: Je voudrals apporter une precislon a cet artlcle, parce 
que la question a ete posee en commisslon, mais aussl plu­
sieurs fois dans le public. La question est la suivante: que 
deviennent les partenariats cantonaux qui ont dejä ete con­
clus? Evldemment, les personnes concemees pourraient 
souhalter que le partenariat cantonal qu'elles ont conclu soit 
reconnu comme valable sans qu'elles doivent recommencer 
une procedure. En fait, il est apparu dans la commission 
qu'il est impossible d'assimiler le partenariat cantonal au 
partenariat selon cette loi federale, etant donne que les ef­
fets de cette loi sont differents et vont plus loin, notamment 
sur le plan du drolt successoral et sur la question de l'lns­
cription au registre civil. Selon l'administration, les lois can­
tonales qui ont ete instaurees dans un certain nombre de 
cantons devralent Atre considerees comme des dispositlons 
transltoires. Elles devraient maintenant Atre abrogees au 
proflt de la loi federale. 
La questlon a egalement ete posee de savoir ce qu'il allalt 
advenir des partenariats conclus a l'etranger. La reponse est 
qu'ils sont reconnus dans la mesure ou ces regles sont 
exactement les mAmes que chez nous, ce qui seralt le cas 
pour les partenariats conclus en Scandinavie, aux Pays­
Bas, au Danemark. Mais, par exemple, ce ne serait pas le 
cas pour ceux conclus avec en France, pulsque le PACS 
franc;ais est un contrat au sens du Code des obligations et 
non pas un statut civil. 

Angenommen -Adopte 

Art. 37 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Proposition de /s commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Die Beratung dieses Geschäftes wird unterbrochen 
Le debat sur cet objet est interrompu 
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Eingetragene Partnerschaft 
gleichgeschlechtlicher Paare. 
Bundesgesetz 
Partenarlat enreglstre 
entre s,ersonnes du meme sexe. 
Lol feclerale 

Fortsetzung - Suite 
Bolschaft des Bundesrates 29.11.02 (BBI 2003 1288) 
Message du Conseil fdderal 29.11.02 (FF 2003 1192) 
Nationalrat/Conseil netlonal 02. 12.03 (Erstrat - Premier Conseil) 
Nationalrat/Conseil national 03. 12.03 (Forllletwng - Sulle) 
Nationalrat/Conseil national 03. 12.03 (Fortse!lung - Suite) 

Anderung bisherigen Rechts 
Modfflcatlon du drolt en vlgueur 

Zlff. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.1 
Proposition de la commlssion 
Adherer au projet du Conseil federal 

Menetrey-Savary Anne-Catherlne (G, VD), pour la commis­
sion: Tras rapldement, un mot d'explication. Bien que le pro­
Jet qul nous est soumis presente une amelioratlon pour la 
naturalisatlon des partenaires homosexuels sous la forme 
d'une reductlon de 1a dunr.e du sejour a cinq ans, les organi­
satlons homosexuelles auraient souhaite que le projet aille 
plus loln. Elles auralent d6slre qu'on asslmlle les couples ho­
mosexuels aux couples marles dans tous les cas concer­
nant le drolt de la nalionallte, et notamment pour 1a natu­
ralisation facllitee du partenalre etranger d'un ressortissant 
suisse vlvant il l'lltranger. 
Une proposltion dans ce sens a lltll pr6sentlle en commls­
sion. Or ces dlsposltlons se fondent sur l'artlcle 38 de la 
Constltution flldllrale qui parle de naturallsatlon facllltee en 
cas de mariage. Peut-on Interpreter la Constltutlon de ma­
nlere extensive et assimller sans autre le partenariat il un 
mariage? Non, afflrment les expert& de la Confllderation. 
C'est pourquoi actuellement cette analogie n'est pas possi­
ble, a moins de modifler la Constitution. 
La proposition qui avait llte faite en commission a donc ete 
retlrlle. 

Angenommen -Adopt(i 

Zlff. 2 
Antrag der Kommission 
Streichen 

Antrag Janisk 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.2 
Proposition de 1a commission 
Biffer 

Proposition Janiak 
Adherer au projet du Consell fedllral 

Gutzwlller Felix (R, ZH), fOr die Kommission: Ich muss Sie 
hier auf einen Tatbestand aufmerksam machen, der uns 
dazu führt, den Antrag Janlak zu unterstützen. Aus der Sicht 
der Kommission lautet der Antrag auf der Fahne fälschli­
cherweise ocStreichen». Wir wollen Ihnen kurz erklären, 
warum diese Bestimmungen gemiss Bundesrat im Text 
drinbleiben sollen; das ist ja der Zweck des Antrages Janiak. 

3 decembre 2003 

Die etwas komplexe Diskussion während der Kommissions­
sitzung zur Rechtsstellung von ausländischen Partnerinnen 
und Partnern hat eben vorerst zur irrtOmlichen Annahme ge­
führt, die Kommission habe die vom Bundesrat vorgelegten 
neuen Absitze des Anag gestrichen. Herr Janlak hat mit sei• 
nem Einzelantrag auf dieses Versehen aufmerksam ge­
macht. Ich bitte Sie deshalb Im Namen der Kommission, 
dem Antrag Janiak zuzustimmen. 
Ich darf Ihnen das erläutern: Es kann kein Zweifel darQber 
bestehen, dass der ausländische Partner und die ausländi­
sche Partnerin bei eingetragenen Partnerschaften die glei­
che auslinderrechtliche Stellung haben sollen wie ein 
ausländischer Ehegatte. Artikel 7 Anag In seiner heute In 
Kraft stehenden Version gibt dem ausländischen Ehegatten 
einer Schweizer BOrgerln beziehungsweise der auslindi• 
sehen Ehegattin eines Schweizer BQrgers einen Rechts­
anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltsbewllligung In der 
Schweiz sowie einen solchen auf Erteilung der Nlederlas­
sungsbewilligung nach einem ununterbrochenen Aufenthalt 
von fOnf Jahren. Kein Anspruch besteht, wenn die Ehe ein­
gegangen worden ist, um ausländerrechtliche Vorschriften 
zu umgehen. Im Übrigen erlischt der Anspruch, wenn ein 
Ausweisungsgrund vorliegt. Artikel 17 Absatz 2 Anag regelt 
den Nachzug der ausländischen Ehegatten und Ehegattin­
nen von Ausländerinnen und Ausländern mit einer Nieder­
lassungsbewilßgung. Diese far die Ehegatten gOltigen 
Bestimmungen sollen nach dem Entwurf des Bundesrates 
sinngemiss auch fQr die eingetragenen Partnerschaften gel­
ten. 
Würde man die vom Bundesrat vorgesehene Revision der 
Artikel 7 und 17 Anag streichen, wäre das Aufenthaltsrecht 
einer eingetragenen Partnerin einer Schweizerin oder einer 
In der Schweiz lebenden Ausländerin beziehungsweise ei­
nes elngetraganen Partners eines Schweizers oder eines In 
der Schweiz lebenden Ausländers in der Schweiz nicht mehr 
garantiert Das war nicht Im Sinne der Kommission. Die 
Kommission möchte die entsprechend heute gOltlgen Anag­
Regelungan auch für die registrierte Partnerschaft festgehal­
ten wissen. 
Wir bitten Sie deshalb, diesen Irrtum zu korrigieren und dem 
Antrag Janlak zuzustimmen. 

Prisldent (Binder Max, Präsident): Herr Janiak schllesst 
sich den Erläuterungen von Herrn GutzwiUer an. 

Angenommen gemilss Antrag Janlak 
Adopte selon la proposltlon Janlak 

Zlff. 3-7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.3-7 
Proposition de Ja commlsslon 
Adherer au projet du Conseil flldllral 

Angenommen -Adopte 

Zlff.8 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Antrag Janlak 
Art. 96 
Wer eine neue Ehe .... frühere Ehe oder eingetragene Part­
nerschaft fQr ungQltig erklärt .... 
Art. 380 
Sprechen keine wichtigen .... dem Ehegatten oder dem ein­
getragenen Partner des zu Bevormundenden .... 
Art. 382 
Zur Übernahme des Amtes .... der Ehegatte und der einge­
tragene Partner der zu bevormundenden .... 
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Ch.8 
Proposition de /a commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Proposition Janiak 
Art. 96 
Toute personne qui veut se remarier doit etablir que son 
precedent mariage ou le partenariat enregistre a eta annule 
oudissous .... 
Art. 380 
L:autorite nomme .... aptes a rempllr ces fonctlons, solt son 
conjolnt, solt le partenalre enraglstre .... 
Art. 382 
Les parents du mlneur ou de l'lnterdit, son conjolnt, son par­
tenalre enreglstre, alnsi que toute autre personne .... 

Janlak Claude (S, BL): Bel Artikel 96 denke Ich, dass das 
die logische Konsequenz der bisherigen Beschlüsse des 
Parlamentes ist Es stellt ein Ehehindernis dar, wenn jemand 
in einer eingetragenen Partnerschaft lebt Auch solche Vari­
anten, dass jemand eine gleichgeschlechtliche Partner­
schaft auflösen und sich verheiraten will, sind im Leben 
möglich; das gibt es auch. 
Bel den vormundschaftsrechtlichen Bestimmungen, Arti­
kel 380 und 382, möchte ich mit meinem Antrag zum Aus­
druck bringen, dass diese Gesetzgebung nicht nur Rechte, 
sondem auch Pflichten beinhaltet Es Ist auch die logische 
Folge, dass man diese Pflichten im Vormundschaftsrecht, 
insbesondere In Artikel 382, aufnimmt. 
Ich bitte Sie, meinem Antrag zuzustimmen. 

Melzler-Amold Ruth, Bundesrätin: Betreffend Artikel 96 
ZGB: Der von Ihnen beschlossene Artikel 26 dieses Geset­
zes hält fest, dass eine Person, die in eingetragener Part­
nerschaft lebt. keine Ehe eingehen kann. Damit ist die 
Rechtslage eigentlich klar. Zwei verschiedene Lebensge­
meinschaften können nicht nebeneinander bestehen. Auch 
Artikel 4 Absatz 2 verdeutlicht die Exklusivität der so ge­
nannt älteren Lebensgemeinschaft, Indem ein Eintragungs­
hlndemis vorliegt. wenn eine oder beide eintragungswllllgen 
Personen bereits in eingetragener Partnerschaft leben oder 
verheiratet sind. Deshalb Ist es meines Erachtens nicht nö­
tig, den doch recht speziellen und seltenen Fall einer Per­
son, die zuerst eine homosexuelle Lebensgemeinschaft be­
grOndet und dann eine heterosexuelle Ehe eingehen will, im 
Zivilgesetzbuch noch ausdrücklich zu regeln. Denn aus un­
serer Sicht Ist die Rechtslage gestOtzt auf die anderen bei­
den Artikel bereits klar. 
In diesem Sinne beantrage ich Ihnen, den Antrag Janiak ab­
zulehnen. 

Art. 96 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Janiak .... 71 Stimmen 
Dagegen .... 101 Stimmen 

Art 380 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag Janiak .... 72 Stimmen 
Dagegen .... 99 Stimmen 

Art. 382 

Abstimmung -- Vote 
Für den Antrag Janiak •••• 70 Stimmen 
Dagegen .... 102 Stimmen 

Übrige Bestimmungen angenommen 
Les autres dlsposltions sont adoptees 

Zlff. 9-22 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Amllk:hes Bullalln der Bundesvenlarnmlung 

2,4 

Nationalrat 

Ch. 9-22 
Proposition de la commission 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

Zlff. 23 
Antrag der Kommission 

02.090 

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates, mit Ausnahme 
von: 
Art. 75 Bst. c 
c. Personen, die nach glaubwürdiger Angabe sich selbst 
oder einen unter Buchstabe a oder abls genannten Angehö­
rigen der Gefahr einer strafrechtlichen Verfolgung oder eines 
schweren Nachteils, Insbesondere fQr Ehre und Vermögen, 
aussetzen warden. 

Ch.23 
Proposition de la commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal, ä l'exception de: 
Art. 75 let. c 
c. les personnes qui alleguent d'une maniere digne de foi 
que leurs reponses les exposeraient ou exposeraient l'un de 
leurs proches, au sens de la lettra a ou de la lettre abis, a 
des poursuites penales ou a un grave prejudice, en particu­
lier dans leur honneur et leur patrimoine. 

Angenommen -- Adopte 

Zlff. 24-26 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.24-26 
Proposition de la commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -- Adopte 

Zlff. 'Z7 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates, mit Ausnahme 
von: 
Art. 13a Abs. 2 
• ... überlebende Partnerin einer Witwe und der überlebende 
Partner einem Witwer gleichgestellt. 

Antrag der Minderheit 
(Cina, Aeschbacher, Baumann J. Alexander, Glasson, Ma­
rietan, Mathys, Randegger) 
Zustimmung zum Entwur1 des Bundesrates 

Ch.27 
Proposition de la majorite 
Adherer au projet du Conseil federe!, a l'exception de: 
Art. 13a al. 2 
.... a un veuf ou ä une veuve. 

Proposition de la minorite 
(Cina, Aeschbecher, Baumann J. Alexander, Glasson, Ma• 
rieten, Mathys, Randegger) 
Adherer au projet du Conseil fedaral 

Zlff. 28 
Antrag der Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates, mit Ausnahme 
von: 
Art. 19a 
überlebende eingetragene Partnerinnen haben die gleiche 
Rechtsstellung wie Witwen, überlebende Partner sind einem 
Witwer gleichgestellt. 
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Antrag der Minderheit 
(Cina, Aeschbacher, Baumann J. Alexander, Glasson Ma-
rietan, Mathys, Randegger) ' 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

Ch.28 
Proposition de Ja msjorite 
Adherer au projet du Conseil federal, a l'exceptlon de: 
Art. 19a 
En cas de partenarlat enregistre, 1a partenaire survlvante a 
!es mflmes drolts qu'une veuve; le partenalre .... 

Proposition de Ja mlnorite 
(Clna, Aeschbacher, Baumann J. Alexander, Glasson, Ma­
rietan, Mathys, Randegger) 
Adherer au projet du Conseil federal 

Clna Jean-Michel (C, VS): Ich begrQnde beide Minderhe~ 
anträge gleichzeitig; sie betreffen inhaltlich dieselbe Frage­
stellung. Es genügt deshalb meines Erachtens auch eine 
einzige Abstimmung, aber der Präsident Ist frei, das anders 
zu ver10gen. 
Ich mache mir eigentlich die bundesrätllche Begnlndung zu 
Eigen und benütze diese auch, um meinen Minderheits­
antrag zu unterstützen. Die bundesrätliche Fassung sah im 
sozialversicherungsrechtlichen Bereich vor, für gleichge­
schlechtliche Partnerinnen bzw. Partner die Regelung für die 
Witwer als massgebend zu betrachten. Diese Lösung steht 
unter dem Aspekt der Gleichbehandlung von gleichge­
schlechtlichen Partnerinnen bzw. Partnern und Ehegatten; 
sie Ist sachlich begrOndet und lisst sich wie folgt rechtferti• 
gen: 
1. Das heute geltende Sozialversicherungsrecht hat die 
GlelchsteUung von Frau und Mann in der Ehe noch nicht 
vollständig verwirklicht. 
2. Hlnterlassenenlelstungen unterliegen noch Immer unter­
schledllchen Voraussetzungen, je nachdem, ob es sich um 
eine Witwe oder einen Witwer handelt. 
3. Würden eingetragene Partnerinnen als Witwen behandelt, 
ergäbe sich im Gesamtkontext betrachtet daraus eine Un­
gleichbehandlung, und zwar gegenüber Ehen und auch ge­
genüber eingetragenen Partnerschaften unter Männern. 
4. Die gleichgeschlechtlichen Paare können keine gemein­
samen Kinder haben. Damit Ist die herkömmliche Prlvilegie­
rung der Witwen, welche auf dem traditionellen RoUenbild 
der Frau fusst. bei eingetragenen Partnerschaften nicht an­
gebracht. 
Aus all diesen Gnlnden beantrage ich Ihnen, meinen Min­
derheitsantrag zu unterstatzen und damit dem Bundesrat zu 
folgen. 

Leutenegger Oberholzer Susanne (S, BL): Im Namen der 
SP-Fraktlon ersuche ich Sie, der Mehrheit der Kommission 
für Rechtsfragen zu folgen und festzuhalten, dass die Ober­
lebenden Partnerinnen den Witwen gleichgestellt werden. 
Dementsprechend ersuche ich Sie, mit dem Partner­
schaftsgesetz sowohl den Allgemeinen Teil des Sozialversi-. 
cherungsrechtes wie auch das BVG entsprechend zu 
ändern. 
Es besteht kein Grund, die Frauen je nach sexueller Orien­
tierung unterschiedlich zu behandeln. Die Diskriminierung 
auf dem Arbeitsmarkt trifft alle Frauen, seien sie nun homo­
sexuell oder seien sie heterosexuell. ZUdem haben auch ho­
mosexuelle Frauen sehr häufig Betreuungspflichten, die zu 
Unterbrüchen in der Erwerbsbiografie führen. WOrde nun 
eine Angleichung an die schlechteren Leistungen für die 
Witwer vorgenommen, so wären diese Frauen gegenüber 
den Ehefrauen wiederum benachteiligt. Wir stellen zwei 
Gleichstellungsproblematiken vor: Wollen wir alle Frauen 
gleich behandeln, oder wollen wir die homosexuellen Frauen 
und die homosexuellen Männer gleich behandeln? Hier 
müssen wir eine Wahl treffen. 
Für die SP-Fraktlon Ist es klar: Da die Benachteiligung auf 
dem Arbeitsmarkt sehr gravierend und noch Immer nicht 
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ausgeräumt ist und da dies auch in Bezug auf die berufliche 
Vorsorge nachteilige Konsequenzen hat, ersuchen wir Sie 
in der Sozialversicherung die Gleichstellung der hlnterbll,; 
benen Partnerinnen mlt den Witwen gutzuhelssen. Sobald 
die Benachteiligungen der Frauen ausgeräumt sind, werden 
wir auch in der Sozialversicherung zu einer Gleichbehand• 
lung von Männern und Frauen kommen. Dann Ist der Zeit• 
punkt gekommen, In dem wir auch bei gleichgeschlecht­
lichen Partnerschaften die Gleichstellung verwirklichen 
können. 

Metzler-Arnold Ruth, Bundesrätin: Ich bitte Sie, die Minder­
heit zu unterstützen. 
Ich brauche den Ausführungen von Herrn Cina, der ja die 
bundesrätllche BegrOndung bereits vorgetragen hat. nichts 
anzufügen. 

Menl§trey-Savary Anne-Catherine (G, VD), pour la commis­
sion: Mflme s'II s'aglt de femmes homosexuelles, leur sltua­
tlon sur le marche du travall n'est pas differente de celle des 
femmes heterosexuelles. Elles ont souvent eu des enfants 
avant d'itre en couple homosexuel, elles ont dO interrompre 
leur travail et renoncer a des formatlons. Recemment, les or­
ganisations homosexuelles nous envoyaient une lettre dans 
laquelle on peut lire ceci: «L:argumentatlon du message se­
lon laquelle les couples du mflme sexe ne peuvent pas avoir 
d'enfants en commun et que leur actlvlte lucrative n'est donc 
pas llmitee par das charges educatlves quelconques, repose 
une fols de plus sur des conslderatlons erronees et par­
tiales.» 
On peut noter aussi que 1a repartitlon des rOles au sein des 
couples homosexuels n'est pes non plus, forcement. davan­
tage egalftaire que dans les autres couples. Dans las cou• 
ples de lesblennes, s'il y a des enfants, l'une des deux 
femmes peut trlts bien diminuer son temps de travail, voire y 
renoncer tout a fait pour s'occuper des enfants. Sa po­
sltlon est des lors tout a falt analogue a celle d'une femme 
marlee. 
En commission, il a ete oppose a ces arguments le feit que 
c'etait injuste qu'il y alt deux veuves dans un couple et que 
ce serait aussi injuste de garantlr des rentes de veuve, etant 
donne que dans ces couples-la, il n'y a pas d'enfants. Cet 
argument ne paratt pas pertinent a la majorite, etant donne 
qua s'II n'y a pas d'enfants, II n'y a pas non plus de rente de 
veuve dans tous les cas. 
C'est pourquoi la majorite de 1a commlsslon vous demande 
d'adopter sa proposition d'«aligner,, les femmes sur las ren• 
tes de veuve. 

Gutzwlller Fellx (R, ZH), für die Kommission: Die Themen 
sind klar. Sie haben gesehen, dass Ihnen eine knappe Mehr• 
heit der Kommission beantragt, hier einen Unterschied zu 
belassen. Er ist einmal dadurch begründet, dass im Bereich 
des Lohngefüges noch Unterschiede bestehen, vor allem 
aber einfach dadurch, dass es vielleicht, je nach Position, 
schwierig Ist. sich vorzustellen, dass sich eine Witwe sozial-, 
rechtlich als Witwer verstehen sollte. Das mag man werten 
wie man will. Ich darf, zugegebenermassen vielleicht etwas 
maliziös, darauf hinweisen, dass die Mehrheit natürlich ein 
Interesse hätte, der 11. AHV-Revlslon schnell zum Durch­
bruch zu verhelfen, weil dort ja die Gleichstellung der Ge­
schlechter bezüglich Witwer- und Wltwentum vorgesehan 
Ist Je schneller die 11. AHV-Revision kommt, desto schnel­
ler ist das Problem erledigt. 
In der Zwischenzeit können Sie der Kommissionsmehrheit 
zustimmen. 

Abstimmung - Vote 
Für den Antrag der Minderheit .... 100 Stimmen 
FQr den Antrag der Mehrheit .... 72 Stimmen 

ZHf.29, 30 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
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Ch. 29,30 
Proposition de ls commisslon 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen - Adopte 

Zlff. 31 
Antrag der Kommission 
Art. 63 Abs. 3 
Von der Versicherung können ausgeschlossen werden: 

b. AnsprOche aus Sachschäden des Ehegatten, der eing• 
tragenen Partnerin oder des eingetragenen Partners des 
Halters, seiner Verwandten In auf- und absteigender Linie 
sowie seiner mit ihm in gemeinsamem Haushalt lebenden 
Geschwister; 

Art. 70 Abs. 4 
Aus der Versicherung kömen ausgeschlossen werden: 
a. Ansprüche aus Sachschäden des Ehegatten, der einge­
tragenen Partnerin oder des eingetragenen Partners des 
Radfahrers, seiner Verwandten in auf• und absteigender Li­
nie sowie seiner mit ihm in gemeinsamem Haushalt leben­
den Geschwister; 

Ch.31 
Proposition de /a commlssion 
Art. 63al. 3 
Peuvent iltre exclues de l'assurance: 

b. les priltentions du conjoint ou du partenalre enregistril du 
detenteur, de ses ascendants ou descendants, ainsi que de 
ses freres et soeurs vivant en manage commun avec lul, 
pour les dommages matilriels qu'ils ont subis; 

Art. 70sl. 4 
Peuvent iltre exclues de l'assurance: 
a. les priltentions du conjolnt ou du partenalre enreglstril du 
cycllste, de ses ascendants ou descendants, ainsi que de 
ses freres et soeurs vivant en manage commun avec lui, 
pour les dommages matilriels qu'ils ont subis; 

Angenommen -Adopte 

s.Sll ~·fO~' ~z. 
Gesamtabstimmung - Vote sur fensemble 
(namenuich - nominatif; Beilage - Annexe 02.090/48) 
FOr Annahme des Entwurfes .... 118 Stimmen 
Dagegen .... 50 Stimmen 

Prlaldent (Binder Max, Prll.sident): Das Wort ror eine kurze 
persönliche Erklärung hat Herr Waber. 

Waber Christian (E, BE): Die Angstkeule und die Dlskrlmi­
nlerungshysterle in diesem Rat haben voll gewirkt Als gute 
Demokraten akzeptieren wir natOrlich dieses Resultat Mein 
Glaube ist sehr gross, aber den Berg des ständerates kann 
ich nicht beeinflussen. Ich glaube nicht daran, dass der 
Ständerat hier noch etwas Alldem wird. Also akzeptieren wir 
als gute Demokraten dieses Resultat Aber zu den Auswir­
kungen dieses Gesetzes - wir haben gesehen, wie viel ab­
geändert werden muss - muss das Volk noch Stellung 
nehmen. Wir werden also nach vorliegendem Resultat des 
Ständerates das Referendum ergreifen. Es werden uns sehr 
viele Parteien und Vereine unterstGtzen, und vor allem wird 
uns ganz sicher auch die Basis der hier anwesenden christli­
chen Parteien in ihren Stammlanden unterstOtzen. 
Ich bin sehr zuversichtlich, dass wir das Referehdum zu­
stande bringen und dieses Gesetz dem Volk vorlegen kön­
nen, sodass es dazu noch Stellung nehmen kann. 

Amtliche& BulleUn der Bunde&Yersammlung 

Nationalrat 98.443 
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Eingetragene Partnerschaft 
glelchgeschlechtllcher Paare. 
Bundesgesetz 
Partenarlat enreglstre 
entre personnes du mime sexe. 
Lol federale 

Zweitrat - Dewc/eme Conseil 
Botschaft des Buncle&ratea 29.11.02 (BBI 2003 1288) 
Message du Consell fed6ral 29.11.02 (FF 2003 1192) 
Nationalrat/Conseil national 02.12.03 (Erstrat- Premier Conseil) 
Natlona111111/Consell national 03.12.03 (Fcrtsetzung- SUIIB) 
Natlonalral/Consell national 03.12.03 (Fortsetzung - Suite) 
S1l1nderat/COn8 des Etats 03.06.04 (Zwelbat - Deuxrtme Conseil) 
Na1lonal!at/Consell national 10.06.04 (Differenzen - otvergences) 
Natlonalrat/Consell national 18.06.04 (SchlullS8bstlmmung - Vota final) 

Sländerat/Consell des Etalll 18.08.04 (Schlussabstimmung- Vota final) 

Antrag Epiney 
ROckwelsung an die Kommission 
mit dem Auftrag, eine Vorlage zu unterbreiten, welche die 
mlnlmalen Erwartungen gleichgeschlechtlicher Paare erfOllt 
und die: 
- Ihnen die Freiheit OberlAsst, Partnerschaften mit notariel­
lem Vertrag des Privatrechts zu schliessen und aufzulösen; 
- den ordentlichen oder obligatorischen Rekurs an den tor 
das Eherecht zuständigen Richter zur Regelung der Folgen 
bei Unterbrechung oder Auflösung der Partnerschaft aus­
schliesst; 
- durch eine offizielle Registrierung die eingeschränkten 
Rechte besonders im Rahmen der pers6nlichen Beziehun­
gen, des Erb- und steuerrechts und der beruflichen Vor­
sorge anerkennt 

Proposition Epiney 
Renvoi a la commisslon 
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11\!ec mandat de presenter un projet repondent aux attentes 
minimales des personnes de mime sexe qui: 
- leur garantlsse la llberte de conclure et de dissoudre le 
partenariat par conventlon notarlee de droit prive; 
- exclue le recours systematlque ou obllgatolre au juge com­
petent en droit du mariage pour regler les effets accessoires 
de la suspension de la vie commune ou de 1a dissolution; 
- reconnalsse, par un enreglstrement offlclel, des effets llmi­
tes en partlculier dans le cadre des rapports personnels et 
patrlmoniaux, du droit successoral et flscal et de la pre­
voyance professionnelle. 

Marty Dick (RL, Tl), pour la commisslon: Pourquoi une loi 
sur le partenariat entre personnes du mime sexe? On peut 
et on doit repondre tout d'abord que c'est parce que nous vi­
vons dans une societe plurallste et liberale et parce que 
cette loi correspond aux necessltes et aux attentes d'une 
partie de nos concitoyens qul se conslderent discrimlnes et 
qui, objectivement, le sont dans blen des domalnes. Chomo­
sexualite n'est plus crlminalisee aujourd'hul comme elle le 
fut dans le passe. Elle n'est plus conslderee comme une 
maladle qu'll taut absolument guerlr et on estlme que l'orien­
tatlon sexuelle falt partie des cholx strlctement personnels 
d'un lndlvldu qul doivent itre respectes. 
Le fait que l'homosexuallte ne conceme qu'une mlnorlte de 
la populatlon ne nous dispense nullement de conslderer les 
exigences des personnes du mime sexe qul deslrent vivre 
ensemble. II s'agit donc de proposer un cadre legal a ce 
genre d'union. D'autres pays ont legifere avant nous: 1a 
Suede, la Norvege, le Danemark, l'lslande, les Pays-Bas, la 
France, l'Allemagne, certains Etats des Etats-Unis, etc. Dlf­
ferents modeles sont posslbles, comme nous le demontrent 
d'allleurs les exemples des pays cltes. Cela peut aller d'un 
simple contrat regi par le Code des obligatlons, avec des ef­
fets envers des tlers, un peu sur le modele du PACS fran. 
qais, jusqu'au veritable manage homosexuel, solution 
choisle par le leglslateur neerlandals. 
La procedure de consultation, qul a ete ouverte sur ce sujet 
dans notre pays, a donne des resultats extrtmement clalrs. 
Tout d'abord, 1a grande maJorM des particlpants a admls 1a 
necesslte d'une Intervention legislative en faveur des cou­
ples homosexuels. Seul un canton s'est prononce contre, on 
verra tout a l'heure lequel. Cette grande majorlte me semble 
itre une preuve de plus que la loi que nous sommes en traln 
d'examlner repond a des exigences dans la vie pratlque et 
qu'elle vient combler ce qui est considere comme une la~ 
cune. Je pense que l'on peut aussi affirmer que c'est un acte 
qui met a execution la norme constltutlonnelle fixee a l'artl­
cle 8 de la Constltution, qul est celle de combattre toute 
forme de discriminatlon. 
Ensuite, une nette majorite s'est prononcee, entre tous les 
modeles possibles, pour celui du partanariat enregistre. La 
consultation a donc eu un resultat tres clalr, qul a evldem­
ment factllte le travail du leglslateur. 
Certalnes volx, rares a vral dlre, cralgnent que l'lnstltutlonna­
Hsatlon d'une telle unlon pulsse constltuer une menace pour 
le marlage et la famille - marlage et famllle, je le rappelle, 
proteges par la Constitution. Ces cralntes n'ont aucun fonde­
ment. On ne voit pas de quelle faqon le partenariat enregls­
tre pourrait mettre en peril le marlage, vu qu'il s'adresse 
exclusivement aux personnes du mime sexe. En effet, ce 
statut jurldlque que l'on nous propose ne peut Eitre cholsi par 
les couples heterosexuels. Donc, aucune menace dlrecte a 
l'encontre du marlage. D'autre part - autre argument de 
polds -, les couples concemes par le partenariat ne peuvent 
pas adopter des enfants et ne peuvent pas recourlr a la pro­
creatlon medlcalement asslstee. C'est donc une dlfference, 
je dlrais, fondamentale avec rtnstitutlon du mariage et de la 
famille. 
Le Conseil national, c'est vrai, a discute de l'eventuallte de 
prevolr, dans certalns cas, et excluslvement dans l'lnterAt de 
renfant, la posslblllte de l'adoption, mals II l'a flnalement re-
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jetee. D'ailleurs, ce sujet a aussi falt l'objet d'un examen lors 
de la consultatlon. Je dois dire que l'on peut Atre etonne du 
nombre d'instltutlons et de persomes consultees qul avalent 
montre une certalne ouverture a l'egard de cette posslblllte. 
Quol qu'ß en soft, le Conseil national n'a pas prevu cette 
possibilltll et Je peux vous dlre qua la commission n'a mime 
pas dlscute de cette hypoth~e, qul n'a aucunement ete sou­
levee. 
Sur le plan material, il y a blen entendu des analogles avec 
le mariage, et c'est normal, car II s'aglt de l'union de deux 
personnes. Cette analogie se refere surtout aux problemes 
pratiques, notamment pour ce qui concerne les aspects pa­
trimoniaux, les assurances sociales, le drolt flscal, etc. 
Nous sommes deuxieme Conseil. Le Conseil national, j'y al 
falt alluslon, s'est deja prononcll sur ce projet Cela a ete lar­
gement debattu publlquement. Je crols que je peux alnsl 
lalsser de c6te tous les d6talls, d'autant plus que nous avons 
reprls substantleUement le projet vote par le Conseil natio­
nal. La piupart des modlffcatlons que nous avons apportlles 
sont de nature technlque, dont certaines meritent une expli­
cation qua je donneral au cours de la dlscusslon par article. 
II y a neanmoins un aspect que j'almerais mentiomer expli­
cltement d'emb16e, cela d'autant plus qu'II falt l'objet d'une 
proposition Leumann. Comme nous proclldions ä toute une 
serie de modlfications du Code civü, le departement nous a 
propose de saislr l'occaslon pour mettre en oeuvre une mo­
tion Janiak concemant l'abolition de la prohibition du ma­
riage avec les enfants de son conjoint Le terme allemand 
est beaucoup plus precis, II s'agit des «Stiefkindverhllt­
nisse•. Comme la motlon Janiak avait ete adoptee sans op• 
posltion, donc a l'unanlmlte, par las deux consells, II nous a 
paru qua rlen ne s'opposalt ä saislr cette occaslon pour 
adapter le Code clvll en fonctlon de cette declslon de prln­
clpe du Parlement. 
Cela a l'avantage de 1a simpllcfte et du caractere economi­
que de la proclldure, mAme s'il n'y a pas necessairement de 
lien direct avec la loi sur le partenarlat enregistre. II est vrai 
que cela peut poser un probleme de nature psychologique et 
politique, surtout en cas de referendum. Je pense que c'est 
dans cet esprlt et an ca sens qu'il taut interpreter 1a proposi­
tlon de biffer cette disposition presentee par Madame Leu­
mann. Nous reviendrons sur cet aspect tout ä !'heure. 
La commlsslon vous lnvfte donc a entrer en matlere. 
Je me permets de vous rappeler que le Conseil national a 
adopte le projet par 118 voix contre 50. Je dols aussi vous 
informer qua lors de la deuxleme seance de la commission, 
Monsieur Eplney a presente une proposltlon de renvoi qui a 
ete rejetee par 1a commlssion. Cette proposltlon vous a ete 
soumlse ä nouveau ce matin et nous aurons donc l'occasion 
d'en dlscuter egalement tout a !'heure. 

Eplney Simon (C, VS): Pendant trop longtemps, las person­
nes du mAme sexe ont faft l'objet d'un rejet, volre d'un me­
pris, qul a mine la via de beaucoup d'entre elles. Face lt la 
menace d'ltre marglnalisees, d'Atre mises au ban de 1a so­
ciete, certaines ont traverse, il taut bien le dire, une veritable 
crise identltaire et ont peine a retrouver leur place dans la 
societe. Le temps est donc venu de corriger cette injustice et 
ces a priori. Le projet qui vous est soumls va globalement 
dans 1a bonne directlon. II offre un cadre Jurldique aux parte­
nalres homosexuels; il supprime trop de dlscriminations; il 
abolft des prejuges qui ont eu dans l'histolre l'echo qua l'on 
connalt; et II respecte globalement le prlnclpe de la preser­
vation de la via prlvee au sens de l'artlcle 13 de la Constltu­
tlon alnsi qua de l'artlcle 8 de la Conventlon europeenne des 
drolts de l'homme. 
Alors pourquoi cette proposition de renvoi a la commission? 
Essentlellement pour des motlfs de nature poHtique. Depuis 
quelques annees, le Parlement est deconnecte du peuple. 
Les i~ons ne semblent pas avoir porte leurs frults. Nous 
contlnuons a avancer avec des oeilleres, alors que tout pro­
Jet dans ce pays doit itre fonde sur un minimum de compro­
mis: ouverture du marche de l'electricite, initiative sur l'asile 
retusee de Justesse, droft du bail, intemement des delin-
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quants dangereux, Avantl, paquet fiscal, 11 e revislon de 
l'AVS, TVA pour l'AVS et l'AI, et la liste pourrait s'allonger. 
Les mllllons de francs qul ont ete lnvestls dans les campa­
gnes de votations n'ont pas suffl a convalncre le souveraln a 
partir du moment ou un projet n'avalt pas la clarte sufflsante. 
Dans ca monde instable, le cltoyen a besoln de certains re­
peres. Avec un tel projet, Je cralns que le succh d'un refe­
rendum soit programme. 
Ce projet n'est rlen d'autre, malheureusement, que la copie 
fidele des dlsposltions sur le mariage, a l'exception de 
l'adoption et de la procreation medicalement assistee, ainsi 
qua d'un ou deux articles concemant les enfants. Or, de la 
coupe aux levres, ll n'y a qu'un souffle. On le voit en France: 
un malre va marier prochainement deux hommes, en contra­
diction avec la loi votee par le Parlament Certains mllleux 
orchestrent 1a presslon sur le gouvemement et le Parlement. 
Des lors, calquer le partenariat sur l'lnstltutlon du mariage, 
c'est jouer avec le feu. Je raste convalncu qua le peuple est 
d'accord avec un statut de reconnalssance, mais II n'est pas 
prlt a accepter un manage bis. II est d'ailleurs etonnant que 
cette Institution si decriee, dont le taux d'echec est deJa de 
40 pour cent entre un homme et une femme, doive Atre 
aujourd'hui copiee pour las personnes du mime sexe. 
C'est pourquoi Je plalde pour une formule molns ambitieuse. 
Car a force de charger le bateau, on va finlr par le couler et 
se retrouver ä la case depart. Je vous donne quelquas 
exemples. Est-il vraiment raisonnable d'assimiler dans 32 lois 
un partenaire a un marle? Est•il vraiment raisonnable de de­
creter, au chlffre 27 des modiflcatlons du droit an vigueur, loi 
federale sur la partie generale du droft des assurances so­
clales, a l'artlcle 13a allnea 1, qua «le partenartat enreglstre 
est assimlle au marlege dans le droft des assurances socla­
fes,.; allnea 2, que ule partenalre survlvant est asslmile ä un 
veuf»; allnea 3, qua «la dlssolution Judlclalre du partenarlat 
enreglstre est assimilee a un divorce•? Est-11 ralsonnable de 
pouvoir faire appel au juge du droit du marlage pour fixer 
une contnbution d'entretlen sl les partenaires ne s'entendent 
pas ou se separent? Est-il ralsomable d'astrelndre un tiers a 
fournlr au partenaire des renseignements sur ses blens, ses 
revenus, ses dettes? Est-11 raisonnable de solliclter le Juge 
pour pouvoir rompre la communaute? Dans ce cas, savez­
vous qua - article 29 de la loi sur le partenarlat enregistre -
le Juge doit prononcer la dissolution du partenarlat, donc que 
celle-ci ne peut mAme pas se faire par consentement mu­
tual, que le juge doft sonder le coeur, l'äme et qu'apres mQre 
reflexlon, il dolt ltre convaincu de la necessite de mettre fin 
a la communaute? 
Est-11 ralsonnable d'exlger un an de separation avant de pro­
noncer la dissolutlon sur requlte unilaterale? Est-11 sage qua 
ca soft le juge qui doive fixer une eventuelle pension alimen­
taire ou une contrlbution en cas de rtsque de denuement? 
Est-11 sage que l'autorlte tutelalre puisse declder d'un drolt 
de visite aupr~ de l'enfant de l'ex-partenaire? Est-11 lndlque 
d'attribuer un droit d'habltation, limit6 dans le temps certes, 
dans l'appartement propriete de l'ex-partenalre? Est-11 op­
portun que le Juge puisse restrelndre le droit de disposltion 
du partenalre defalllant dans le cadre des contrlbutions pour 
le menage? Enfln, est-11 ralsonnable d'octroyer la natlonalfte 
apr~ un sejour de clnq ans, dont trols ans sous le reglme du 
partenarlat, lorsqu'on connait la senslblllte, notamment de la 
partie alemanlque, en matlere d'octrol du droft de Ja natlona­
lite? Et les exemples pourraient Atre multlpli68, tant cette lol 
estlourde. 
Le partenarlat enregistre n'est pas un marlage. C'est une 
Institution sui generis; le Tribunal federal l'a rappele dans un 
arrAt du 25 aoot 2000. Et notre Haute Cour a egalement rap­
pel6 quelque chose d'interessant: ce qul est semblable doit 
Atre trafte de maniere identlque. et ce qul est dissemblable 
doit l'ltre de maniere differente. Des lors, II me parait sage 
de s'en tenir lt une formule moins ambltleuse, male qui offre 
une meilleure securtte an cas de referendum. 
Je suls convaincu que beaucoup de partenaires de mAme 
sexe se contenteraient d'une reconnaissance progressive; 
qu'ils preterent d'abord user de la liberte contractuelle dans 
la mesure ou l'enregistrement confere malgre tout quelques 
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effets au nlveau des relations personnelles, des relations pa­
trimoniales, et mflme du droit successoral, du droit fiscal ou 
de la prevoyance professlonnelle; et qu'en definitive, ce re­
cours systematique, ·vo1re obligatoire au juge, tel qu'il est 
prevu dans le proJet de loi, dessert la cause des partenalres 
eux-mimes. Ces demlers d'allleurs sont blen organlses, so­
lldalres entre eux; lls sont a mime de confectlonner des con­
ventlons types adaptees pour chaque communaute. 
J'en suis convaincu: le mieux est partois l'ennemi du bien, et 
en cas de referendum, certalns extremlstes auront beau Jeu 
d'argumenter qu'on enclenche une dynamique sans savolr 
oi'J elle aboutlt. 
C'est pour cette ralson que Je vous lnvlte a renvoyer ce pro­
Jet a la commisslon, pour elaborer une solutlon molns ambl­
tieuse, mais qul permettra de repondre aux attentes legiti­
mes des personnes du mflme sexe. Je suis convaincu qu'H 
faut lalsser aux partenalres 1a llberte d'amenager leur rela­
tlon et qu'il appartlent a la collectlvlte d'offlclaliser ce «pacte 
de solldarite» par des effets de drolt publlc, mais pas pour 
autant, comme on l'a falt dans le projet de loi, de calquer 
systematlquement, completement, ce «pacte de solidarite» 
sur le droit du mariage. 
C'est pour cette ralson, dans le souci de prevenir l'aboUtis­
sement d'un referendum, que je vous invite a renvoyer ce 
projet a la commission, pour qu'on adopte une solUtion 
moins ambitleuse, une formule minimale, mals qul repond, 
comme je l'ai dlt, aux preoccupatlons legitimes des person­
nes du mflme sexe. 

Berset Alaln (S, FR): II n'est pas conteste qu'll exlste dans 
cette matlilre une reelle necessite d'aglr. Ce n'est pas con­
teste et, a vral dlre, c'est relativement peu contestable. II y a 
un large accord pour dlre qu'II n'est pas normal que les par­
tenaires de m&me sexe qul vivent ensemble, qui partagent 
leur vie, rencontrent des dlfflcultes dans quaslment tous les 
domalnes de la vle courante, que ce solt dans le domaine du 
ball, en matlilre de succession ou encore dans la maladie, 
par exemple. II suffit de regarder dehors - et nous avons la 
chance dans cette salle d'avolr des fenfltres, mflme sl elles 
sont un peu haut - pour constater que le marlage entre he­
terosexuels n'est pas le seul mode de vle en commun, loln 
s'en faut. La questlon n'est pas tellement de savolr sl on le 
regrette ou non, on dolt constater que c'est alnsl. 
Malntenant, une fols le constat pose, on dort savoir comment 
repondre a cela. Flnalement, ce qul est en Jeu ce matin, c'est 
d'abord 1a reconnalssance d'une reallte. Puls, dans la con­
sequence loglque de cette reconnaissance, c'est aussi la re­
cherche de solutlons aux problilmes concrets qui se posent 
II existe evldemment plusleurs possibllltes: 1a premiere, c'est 
celle qui a ete proposee par le Conseil federal et soutenue 
par la commisslon, c'est-a-dire de prevolr une lol. Cela a de 
multiples avantages. L'.un des avantages prlnclpaux, c'est 
qu'une lol permet de regler preclsement ce qul dolt l'fltre 
sans faire de brlcolage. Cela permet de poser un cadre qul 
solt le plus clalr posslble, qul soit stable. En llsant cette lol, 
on salt preclsement ce qu'll faut entendre par «partenarlat 
enreglstre». 
C'est vrai qu'II y auralt techniquement d'autres solutlons. On 
pourralt, par exemple, imaginer completer le Code cMI avec 
un partenariat pour les partenaires de mime sexe, mais ce 
serait 1a l'lnstauratlon d'un marlage bis et, si j'ai bien com­
prls, c'est preclsement ceia que ne souhalte pas une partle 
des opposants au partenariat enreglstre. 
L:autre solution, c'est un peu l'autre extrAme, c'est de consl­
derer le partenarlat enreglstre comme une questlon pure­
ment prlvee, et puls de dlre que finalement le Code des 
obligations peut tr~s blen s'appllquer. Mals on court alors le 
rlsque de creer plus d'lnsecurlte que d'apporter de solutlons 
et on ne salt pas trils blen vers quol cela peut aller, c'est an 
tout cas a mon sens la solution qui est la molns claire. 
C'est la solution la molns claire, parce que cela pourrait no­
tamment signlfler qu'il serait posslble pour les partenalres de 
deflnir une relation «a la carte», en prevoyant par exemple 
de regier certaines questions, mals pas d'autres. Et c'est 
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exactement 1a cralnte que J'al eue ce matln en lisant la pro­
position de renvoi Epinsy, et notamment ie deuxlilme polnt, 
dans lequel II est questlon de prevoir un partenarlat avec des 
«effets llmrtes ... Que sont ces «effets llmftes.,? Qu'est-ce 
que cela slgnlfie au juste? Pulsqu'on se sltueralt avec cette 
proposltlon dans un cadre contractuel, est-ce que cela signi­
fle qu'il seralt possible de completer ce contrat minimal un 
peu a la demande? 
La questlon qu'on doit se poser la, c'est de savoir si on veut 
vralment un partenarlat a la carte, dans lequei finalement 
chacun pourraft plus ou moins choislr, en tout cas partielle• 
ment, les effets qu'il veut y voir figurer. Je crois que c'est 
faire le choix de la complication, parce qu'II y aura finalement 
autant de partenariats enregistres qu'll y a de couples, avec 
des effets qul pourront Atre partiellement, voire fortement dif­
ferents. Cela rendralt l'applicatlon du partenarlat aleatoire, 
peu sOre et finalement beaucoup plus compliquee qu'avec la 
dlsposltlon du Conseil federal et de 1a commlssion. 
Vous savez que plusieurs cantons ont deja mls en place une 
legislatlon propre, par des lois cantonales sur le partenarlat 
enregistre. Evidemment, ce sont des solutions qul sont lm­
parfaltes, parce qu'il n'est pas posslble pour les cantons de 
repondre a l'ensemble des problilmes qui se posent et no­
tamment a ceux qul relevant du droit federal. Le resultat, 
c'est qu'II y a autant de solutlons qu'il y a de cantons qui ont 
leglfere sur cette matlere. 
SI l'on veut deflnir las relatlons entre persoMes, II y a de 
bonnes ralsons pour dire que ceia dolt Atre de fay0n uni­
forme sur i'ensemble du terrltolre; c'est d'allleurs pour cela 
qu'il exlste un Code cMI. SI nous n'lncluons pas ce partena­
rlat dlrectement dans le Code cMI, alors II faut au molns que 
ron precise dans une ioi, de ta.Qon assez clalre, ce que l'on 
dolt entendre par partenarlat enregistre, et que fon ne lalsse 
pas finalement aux partenalres eux-mAmes le soln de deflnir 
le contenu comme lls le souhaltent 
C'est precisement la le choix que nous avons a faire ce ma­
tln: avec le renvol, on deciderait finalement d'enterrer 1a voie 
de la lol speclale en dlsant qu'II faut une autre optlon. J'al 
parle auparavant de ces autres optlons. Celle qul est privlle­
giee par le renvoi, c'est la vole contractuelle: je crols qu'ef­
fectlvement, eile n'est pas souhaltable parce qu'elle lntrodui­
ralt un partenarlat enregistre aux contours pour ie molns in­
certains. 
Au fond, malgre 18s apparences, ce n'est pas tellement la 
questlon technlque qui est au centre du debat Ce qul se ca­
ehe aussl derriere la questlon technlque, c'est le prlncipa 
m&me d'un partenarlat enreglstre. Notre responsablllte, 
c'est d'abord de proposer une organisation de la societe qui 
solt en phase avec ce qui se passe en dehors de ces murs: 
c'est de trouver la meilleure solUtion possible sans se lalsser 
trop influencer par des questlons morales. On ne peut pas 
faire comme si les couples homosexuels n'exlstalent pas et 
dlre: «Cela ne nous regarde pas; laissons cela au domaine 
des contrats et au drolt prlve.,. 
L'.organlsation de la societe nous regarde, et dans ce sens je 
vous lnvlte a entrer en mattere et a refeter la proposltion de 
renvol. 

Schwelger Rolf (RL, ZG): Die Aufklärung hat etwas ge­
bracht, was wohl zum Zentralsten unseres Selbstbewusst­
seins geworden Ist, nämlich die Erkenntnis, dass der 
Mensch ein freies Wesen ist. Eines der zentralen Elemente, 
welche die Freiheft des Menschen ausmachen, Ist die MOg­
llchkelt, dass sich Jeder Mensch möglichst frei In seiner Per­
sönlichkeit entfalten kann. Und die Aufklärung hat uns 
gelehrt, dass nicht nur eine Sorte von Menschen, die sich In 
einer bestimmten Kategorie definieren lässt, dieses Recht 
auf Entfaltung der Persönlichkeit haben muss, sondern dass 
der Mensch in seiner Verschiedenartigkelt akzeptiert werden 
muss. 
In unserem staatlichen Leben hat sich diese Erkenntnis in 
der Welse durchgesetzt, dass man sich auf den Standpunkt 
stellt: Je weniger der Staat in die Freiheit des Menschen ein­
greift, desto eher Ist es dem Menschen mOgllch, seine Per• 
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sönlichkeit zu entfalten. Diese Erkenntnis Ist fundamental 
richtig. Sie ist aber in einem modernen Staat nicht mehr voll­
ständig. Jeder Staat muss sich heute fragen: Gibt es auch 
Pflichten des Staates, die er erKlllen muss, um der Persön­
lichkeit eines Menschen gerecht zu werden? Und der Staat 
hat das In vielfacher Hinsicht getan. Er hat Sozialwerke auf­
gebaut, die notwendig sind, damit der Mensch seine Persön­
lichkeit entfalten kann. Er hat Beschränkungen entworfen, 
die zugunsten anderer funktionieren. Die ganz banale Frage, 
die sich uns nun stellt, lautet: Wollen wir dieses Tätigwerden 
des Staates filr die Rechte der Entfaltung der Persönlichkeit 
auch Personen zukommen lassen, deren Partnerschaften 
nicht unserem normalen Verständnis von Partnerschaft ent­
sprechen, die aber Partnerschaften eingehen, von denen wir 
als moderne Menschen ohne Wenn und Aber und ohne Ir­
gendwelche Kritik feststellen müssen, dass es sie gibt - Per­
sonen, von denen wir wissen, dass sie zum Teil wertvolle 
Menschen sind? Die Frage, die sich uns nun stellt, lautet 
Dürfen nicht auch diese Menschen, die sich In Freiheit zu ei­
ner Partnerschaft zusammengefunden haben, von dem pro­
fitieren, was wir andern Partnerschaften, nämlich der Part­
nerschaft von Mann und Frau, geben? Das ist die fundamen­
tale Frage. 
Herr Epiney sagt, das könne man auch durch partnerschaft­
liche Vertragslösungen regeln. Das ist bis zu einem gewis­
sen Grade unbestreitbar. Aber der Staat hat tor das 
Zusammenleben der Menschen viele Regelungen getroffen, 
die Privilegierungen eines Partners zulassen, die vertragßch 
nicht vereinbart werden können. Es muss der Staat sein, der 
sagt: Wir lassen dich an gewissen Dingen partizipieren, die 
wir hier für Partnerschaften gemacht heban. 
Belsplele: Es Ist allein der Staat, der Erbberechtigungen 
festlegen kann, der Pfllchttelle festlegen kann. Es ist allein 
der Staat, der zu regeln befugt ist, dass ich gegenüber ei­
nem Partner gewisse Zusagen machen kann, beispielsweise 
bezüglich meiner Penslonskassenansprllche. Es ist allein 
der Staat, der gewisse andere Regeln aufstellt, z. B. die Re­
gelung der Patientenrechte: dass ich hier die gleiche Befug­
nis erhalte wie ein In einem verschledengeschlechtllchen 
Verhältnis Lebender; dass Ich die Befugnis erhalte, das 
wahrnehmen zu können, was mir bezüglich eines Menschen 
das Wichtigste Ist, nämlich Geheimnisse, die der Staat ge­
genüber Dritten schützt, als Partner erfahren zu dürfen. 
Es sind diese vielen kleinen Elemente, die von zwei Perso­
nen nicht selbststindlg geregelt werden können. Es sind 
Dinge, bei denen allein der Staat befugt ist zu sagen: Wir 
räumen dir ebenfalls diese Möglichkeit ein. Deshalb ist es für 
mich, bei meinem Verständnis von einem freiheitlichen Men­
schen, der die Persönlichkeitsrechte ausleben kann, funda­
mental notwendig, dass der Staat ihm diese Rechte zubilligt, 
die er in anderen Partnerschaften lebenden Menschen auch 
zubilligt Das sind zum Teil rein praktische Fragen, zum Teil 
eben Fragen, die sich aus dieser engen Verbindung zwl. 
sehen zwei Menschen ergeben. 
Ich bitte Sie, die Erkenntnis zu akzeptieren, dass nur der 
Staat durch eine Regelung solche Situationen schaffen 
kann. Eine rein partnerschaftliche Lösung auf dem Vertrags­
wege Ist In dieser Absolutheit nicht möglich. Ich appelliere 
an Sie als moderne, tolerante Menschen: Selen Sie doch so 
grosszOglg und akzeptieren Sie Partnerschaften, die viel• 
leicht nicht Ihrem ldealblld entsprechen, und räumen Sie 
auch diesen Menschen die Möglichkeit ein, Ihre Uebe zum 
Ausdruck zu bringen - unter Bedingungen, die Ihnen nur 
vom Staat verliehen werden können. 
In diesem Sinne bitte ich Sie, den Rückweisungsantrag ab­
zulehnen und dieser Vorlage zuzustimmen. 

Marty Dick (AL, Tl), pour la commisslon: Aprils les Inter­
ventions de Messieurs Berset et Schwelger, j'ai peu de cho­
ses ä ajouter. J'aimerals slmplement lnformer le conseil 
qu'une propositlon de renvoi a aussl 1§te presentee au Con­
seil national, egalement par un Valalsan, Monsieur Chevrler. 
Elle a etc§ clalrement rejek§e par 117 volx contre 62. 
J'aimerals ensulte souligner une fois de plus le resultat de la 
procedure de consuitation, qul a eu Heu en deux phases. 
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Tout d'abord, on a mls en consultation les differents modales 
qui etalent pensables et une grande majorlte, vous pouvez le 
lire dans Je message expressis verbis, s'est prononces pour 
ce genre de modele, et pas pour le contrat de nature civlle. 
Parce qu'en realite, je ne veux pas entrer dans le detall, ce 
contrat de droit clvil, ce contrat prive entre les parties, ne fs. 
ralt que compliquer les affaires et creer des contentleux im­
portants pour les trlbunaux. 
Ce n'est absolument pas vrai qu'II y a un parallellsme abso­
lument fidele avec le marlage. On a deja vu les dlfferences 
fondamentales. En tout cas, pour moi qul vis dans une fa­
mille, ce sont des dlfferences fondamentales: pas de droit a 
l'adoptlon, pas de procreation medlcale assistee. II y a encore 
d'autres differences. II n'y a pas le mime nom, chacun des 
membres de ce partenariat conserve le sien: II n'y a pas le 
mime lieu d'origine. Donc, II y a toute une serie de dlfferen­
ces. 
C'est vrai qu'll y a des analogles, mais c'est dans la nature 
des choses. Deux parsonnes qui ont la mime orientation 
sexuelle et qui decident de vivre une union pour la vie sont 
confrontees sur le plan mak§riel aux mAmes problemes que 
deux parsonnes heterosexuelles qul ont aussl decide de vl­
vre ensemble. C'est clalr que, pour affronter ces mimes pro­
blemes pratlques d'une unlon, II y a un certaln parallellsme 
et dans certalns cas pratlques, une ldentlte. 
Mals venir nous dire que cela mineralt les valeurs de notre 
soclete et minerait !'Institution du mariage, cela me parait 
exagere. On auralt pu dire que ce seralt une menace pour le 
mariage, dans la mesure ou le partenarlat aurait ete ouvert 
aux couples heterosexuels. Alors lä, on auralt eu un mariage 
de categorie A et un mariage de categorle B. Mais dlre que 
cela ne mlneralt le marlage que dans la mesure ou le parte­
nariat favoriserait la dlffusion de l'homosexualite .... je vous 
en priel 
J'almerais dire ensulte que la Ugue des femmes catholl­
ques, pour prendre un exemple parrnl tous ceux qul ont ete 
donnes, a expressement approuve ce modele. Je crols que 
c'est un hymne ä la tolerance, que c'est aussi le slgne d'une 
soclete forte, que c'est une societe qul est capable de recon­
naitre le droit ä la dlversite. C'est cela l'enjeu, mime sl cela 
ne concerne qu'une petite mlnorlte de notre populatlon. Je 
crois que notre soclete est auJourd'hul assez forte pour dire 
qu'elle reconnatt le drolt ä la diverslte. 
Referendum, c'est le leltmotiv de Monsieur Eplney. C'est vrai 
qu'JI y aura tres probablement un referenduml Apres le vote 
sur l'ensemble au Conseil national, Monsieur Waber, con• 
selller national, est monte ä la trlbune pour dlre: «Nous som• 
mes democrates, nous prenons acte de ce resuitat, mais 
nous lancerons un referendum • ., C'est leur drolt, mals est-ce 
que nous devons nous lalsser condltionner par un chantage 
de ce genre? Je crois qu'aujourd'hul, nous devons declder 
en notre äme et conscience, et le pauple sulsse, s'll le veut, 
indiquera quel degre de tolerance on a attelnt dans notre 
pays. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Die Vorlage, Ober die Sie 
befinden, ist kein Schnellschuss des Bundesrates: vielmehr 
reicht der Beginn ihrer Entstehungsgeschichte an den An· 
fang der Neunzlgerjahre zurllck. Es wurden zwei Umfang· 
reiche Vemehmlassungsverfahren durchgeführt: Das erste, 
im Jahre 1999, dlents der Evaluation von Grundmodellen 
zur Verbesserung der Rechtsstellung gleichgeschlechtlicher 
Paare; das zweite, im Jahre 2001, stellte einen konkreten 
Gesetzentwurf zur eingetragenen Partnerschaft zur Diskus­
sion, der mehrheitlich begrüsst wurde. 
Mit der staatlichen Anerkennung gleichgeschlechtlicher 
Paare wird Insbesondere - so das Ziel der Vorlage - den 
Leistungen der gegenseitigen Für- und Vorsorge, die in einer 
glelchgeschlechtllchen Lebensgemeinschaft erbracht wer­
den, ein rechtlicher Rahmen gegeben. Es entspricht einem 
Grundbedürfnis der Menschen, verlässliche Beziehungen zu 
haben und Klarheit zu schaffen, nicht nur in privatrechtlicher, 
sondern auch In öffentlich-rechtlicher Beziehung; das ist In 
der Diskussion Ja erwähnt worden. 
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Dem Bundesrat ist es aber auch ein Anliegen, dass für 
gleichgeschlechtliche Paare ein eigenständiges Rechtsinsti­
tut vorgesehen wird und nicht einfach unter falschem Etikett 
die Ehe geöffnet wird - das wäre eine weiter gehende Lö­
sung gewesen. Die Schaffung eines Spezialgesetzes und 
der damit verbundene Verzicht auf die Integration der neuen 
Bestimmungen Ins Zivilgesetzbuch unterstreicht dieses An· 
liegen. 
Zwar Ist nlcht zu Qbersehen, dass die Regelung der Lebens­
gemeinschaft zweier glelchgeschlechtllch orientierter Per­
sonen ähnliche Fragen aufwirft wie diejenige eines heterose­
xuellen Paares. Die eingetragene Partnerschaft soll aber fm 
Gegensatz zur Ehe keine Grundlage fQr die FamiliengrQn­
dung sein. Das gilt für diejenigen, die weiter gehen wollen 
als der Bundesrat In Ihrer Diskussion ist das nicht zum Vor­
schein gekommen, aber Im Nationalrat geb es auch Stim­
men, die dafür plädierten, in begrenztem Rahmen die Adop­
tion zu öffnen. 
Die Vorlage enthilt eine klare rechtliche Ordnung für zwei 
erwachsene, gleichgeschlechtlich orientierte Menschen, die 
gemeinsam ihr Leben gestalten wollen und dadurch eine Le­
bensgemeinschaft bilden, aber keine gemeinsamen Kinder 
haben können, die in ihrer Erwerbstätigkeit daher nicht ein­
geschränkt werden, und die bereit sind, sich in dieser Ge­
meinschaft zu engagieren, Verantwortung zu Obernehmen 
und auch auf eigene Rechte, die sie ohne diese Partner­
schaft vielleicht hätten, zu verzichten. Aufgeben, Verpflich­
tungen und Belastungen sind in einer solchen Partnerschaft 
in Kaut zu nehmen. 
Nun hat Herr Eplney anstelle eines neuen Rechtsinstitutes 
mit Statuswirkung, wie wir das vorschlagen, die Schaffung 
einer - übrigens dem französischen PACS ( .. pacte clvll de 
solldarlte») ähnlichen - prlvatvertragsrechtllchen Lösung 
vorgeschlagen. Dieser Antrag hat etwas Bestechendes. Man 
müsste dann nicht wieder eine neue lnstltutlon regeln. Wir 
mOssen aber auch bedenken, dass glek:hgeschlechtllche 
Paare schon heute viele Fragen durch einen privatrechtli­
chen Vertrag regeln können. Das Ist nichts Neues, das gilt 
Obrigens auch für Konkubinatspaare. Das ist alles möglich. 
Indessen handelt es sich dabei nur um die Regelung von 
Fragen, die ausschliessUch das Innenverhältnis der Bezie­
hung berOhren. Es sind privatrechtliche Verträge. Das Ver­
hältnis gegenüber Dritten und das Verhältnis zum Staat ist 
bei glelchgeschlechtlichen Paaren, wenn sie einen rein pri­
vatrechtlichen Status haben, nicht geregelt. Dort liegt der 
Kern des Problems. Den echten Schwierigkeiten begegnen 
gleichgeschlechtliche Paare vor allem - es ist erwähnt wor­
den - Im Erbschaftsrecht und Im Erschaftssteuerrecht, im 
Sozialversicherungsrecht, im Ausländerrecht, aber natOrlich 
auch Im Haftungsrecht. Wenn Sie an die Regelungen des 
Eherechtes denken, dann ist die Frage berechtigt. wer ei­
gentlich bei einer Partnerschaft fQr Geschäfte Im Interesse 
der Gemeinschaft haftet. 
Diese Probleme könnten nur gelöst werden, wenn der Ge­
setzgeber dem öffentlich beurkundeten prlvatrechtlk:hen 
Vertrag Auswirkungen im öffentlichen Recht zubllllgen 
würde. Dann fragt man sich aber, was der Unterschied zur 
Regelung sei, die wir Ihnen heute vorschlagen. 
Zu beachten bleibt, dass ein privatrechtlicher Partner­
schaftsvertrag mit öffentlich-rechtlichen Auswirkungen fQr 
die schweizerische Rechtsordnung atypisch Ist und gesetz­
geberisch nicht sehr einfach zu reallsleren wäre. Die Aus­
wirkungen und Schwierigkeiten sind, weil es eben keine Er­
fahrungen gibt, noch sehr ungewiss. Es erscheint als proble­
matisch, beispielsweise auslinderrechtliche AnsprOche mit 
einem obllgatlonenrechtlichen Vertrag zu verbinden, der ent­
sprechend seiner Konstruktion durch gemeinsame Überein­
kunft Jederzeit oder nach Ablauf einer bestimmten KOndi• 
gungsfrist auch einseitig ohne weiteres wieder aufgelöst 
werden könnte: glelchgOltig, wie gut oder schlecht der Part­
ner oder die Partnerin wirtschaftlich dasteht. 
Wir sehen, man geht dann einen Vertrag ein, er hat öffent­
lich-rechtßche Verpflichtungen. Man kann ihn aber praktisch 
rein privatrechtlich wieder auflösen, und die Frage ist hier bei 
den ausländerrechtlichen AnsprOchen: Was sind dann die 
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Folgen für die Dinge, die man eigentlich dank der öffentlich• 
rechtlichen Anerkennung erreicht hat? 
Die eingetragene Partnerschaft hat demgegenQber den Vor­
tell, dass nur ein Gericht die Auflösung verfQgen kenn, zwin­
gend ein Vorsorgeausglelch stattfindet und Ober die Auflö­
sung hinaus unterhalterechtliche Wirkungen des Rechtsinsti­
tutes möglich sind. Gerade das Aufenthaltsrecht ist in vielen 
Fällen unabdingbar dafOr, dass gleichgeschlechtllch orien­
tierte Menschen mit Ihrer Partnerin oder ihrem Partner, wel­
che oder welcher eine ausländische StaatsbQrgerschaft be­
sitzt, Oberhaupt ihre Beziehung leben können. Andererseits 
schafft lediglich ein eigenes Rechtsinstitut im Sinne der ein· 
getragenen Partnerschaft die Sicherheit, dass nur Personen 
ihrer Partnerin oder ihrem Partner ein Aufenthaltsrecht ver­
mitteln können, die auch bereit sind, sich in qualifizierter 
Welse in einer gleichgeschlechtlichen Lebensgemeinschaft 
zu engagieren und Verantwortung zu übernehmen. 
Es erstaunt deshalb nicht, dass der Partnerschaftsvertrag Im 
Vernehmlassungsverfahren im Jahre 1999 - Herr Marty hat 
darauf hingewiesen - eine überwiegende Zustimmung ge• 
wonnen hat. Es sind vorwiegend die rechtlichen GrOnde, die 
dieser Form der Partnerschaft am meisten Zustimmung ein­
gebracht haben. 
Bei Ihrer vorberatenden Kommission hat die Vorlage eine 
gute Aufnahme gefunden. Auch der Nationalrat hat die Vor• 
Jage begrOsst. Sowohl Ihre Kommission als auch die gr08S8 
Kammer haben nur wenig Abänderungsanträge gestellt, und 
diesen kann der Bundesrat zustimmen. Auf die Elnzelan­
träge, die einzelne Artikel betraffen, werde Ich dann bei den 
betreffenden Artikeln eingehen. 
Ich bitte Sie deshalb, diesem Beratungsergebnis, das so­
wohl vom Bundesrat wie auch vom Nationalrat getragen 
wird, zuzustimmen. Mit dem Eintreten auf die Vorlage ent­
sprechen Sie sowohl einem gesellschaftlichen als auch ei­
nem politischen BedOrinis. 

Eintreten wird ohne Gegenantrag beschlossen 
L'entree en matiilre est dkldee sans opposition 

Präsident (Schlesser Fritz, Präsident): Wir stimmen Ober 
den ROckwelsungsantrag Eplney ab. 

Abstimmung- Vote 
FOr den Antrag Eplney ••.• 11 Stimmen 
Dagegen •••• 25 Stimmen 

Bundesgesetz Ober die eingetragene Partnerschaft 
glelchgeschlechtllcher Paare 
Lol f6derale sur le partenarlat enreglatre entre per• 
sonnes du mime sexe 

Detailberatung- Discussion par artlcle 

THel und Ingress, Art. 1-4 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Tltre et preambule, art. 1-4 
PfOPO$/t/on de fa commlssion 
Adherer ll. la declslon du Consell national 

Angenommen -Adopte 

Art.& 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la. commlsslon 
Adherer ll. la declslon du Conseil national 

Marty Dick (RL, Tl), pour la commisslon: Je precise qu'une 
dlscussion s'est engagee au sein de 1a commisslon concer­
nant l'article 5 allnea 2. Cet alin4a traite de robligation de 
comparattre devant rofflcler de r4tat clvil. Caßnea 2 se refere 
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seulement a la procedure prlillßminalre, donc cela ne dls­
pense pas de l'obligation d'3tre prasent au moment de l'en­
registrement du partenariat lci aussi, II y a une difference 
avec le mariage: l'off!cier de l'etat civil ne demande pas de 
prononcer le traditionnel oui; II prend seulement acte que les 
conditlons de l'enregistrement sont donnees. 

Angenommen -Adopte 

Art.6 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de 1a commisslon 
Adherer a la decision du Conseil national 

Marty Dick (RL, Tl), pour la commission: Le Conseil natio­
nal a biffe les aßnlillas 2 et 3. Cela n'est pas un choix de fond, 
mais un cholx de formal II est llvident que l'on veut emp3-
cher que le partenariat puisse Atre un Instrument pour de­
toumer la lol sur le sejour et l'etablissement des etrangers. 
Mals le Conseil federal, dans son projet, avalt antlclpe la re­
forme de la lol sur les lltrangers. Comme cela est actuelle­
ment en dlscusslon et falt aussi l'obJet de controverses quant 
a la formulation, notre commlssion, egalement d'accord avec 
le Conseil national, estlrne que ce prob!~me sera regle tantot 
dans le cadre de 1a lol sur les etrangers et pas dans cette lol. 
Donc nous aurons une dispositlon generale dans la loi spe­
cifique. Cela vaut egalement, Je me permets de le dire d~s 
maintenant, pour l'artlcle 9 alinea 1 lettre c. 

Angenommen -Adopte 

Art. 7 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
Die Zivilstandsbeamtin oder der Zivilstandsbeamte beurkun­
det die Willenserklärung der beiden Partnerinnen oder Part­
ner und lässt die Urkunde von beiden unterschreiben. 
Abs.2 
Die Beurkundung der eingetragenen Partnerschaft ist öffent­
lich. 

Art. 7 
Proposition de la commission 
Ai. 1 
L:offlcier de l'etat civll enreglstre la declaratlon de volont6 
des deux partenaires et leur fait signer l'acte de partenarlat 
Af.2 
L:enreglstrement du partenarlat est publlc. 

Marty Dick (RL, Tl), pour la commlsslon: C'est une proposi­
tlon de la commission qui me semble tout a fall logique. 
Tout d'abord, l'officler de 1'6tat clvll enregistre et, ensuite, 
l'enregistrement a un effet publlc. Nous avons donc inver8'1 
les paragraphes pour respecter l'ordre logique des choses. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Der Bundesrat ist mit dem 
Antrag der Kommission einverstanden, weil es sich ja ledig­
lich um eine Umstellung der Absätze handelt. Inhaltlich gibt 
es keine Änderungen. 

Angenommen -Adopte 

Art. 8-26 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de 1a commlssion 
Adherer a la dooislon du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 27 
Antrag der Kommission 
Abs. 1 
..•• In allen Fällen gewahrt. 
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Abs.2 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Art. 27 
Proposition de Ja commlssion 
Adherer a la dllclslon du Conseil national 
(la modification ne conceme que le texte allemand) 

Marty Dick (RL, Tl), für die Kommission: Absatz 1 - das be­
trifft nur die deutsche Fassung - muss enden mit •in allen 
Fällen gewahrt» und nicht «gewährt ... Das betrifft nur die 
deutsche Fassung. 
A l'alinea 2, c'est une adjonction qu'a faite le Conseil natio­
nal, sauf erreur sur proposltion de Monsieur Waber m3me: 
les droits des parents sont garantis dans tous les cas. Nous 
n'avons aucune dlfficulte avec cette preclsion, qui est super­
fetatoire, mais qul ne dlillrange absolument pas, au contralre. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Der Bundesrat war auch be­
reit, die Fassung des Nationalrates zu akzeptieren. Und zur 
neuesten Differenz zwischen National- und Ständerat In der 
deutschen Fassung darf ich wohl, ohne den Bundesrat zu 
fragen, sagen: Wir können auf dieses Ä-Zeichen verzichten. 
(Hefferkeit) 

Prisldent (Schiesser Fritz, Präsident): Das hat aber im 
Deutschen doch eine andere Bedeutung. 

Angenommen -Adopte 

Art.28-33 
Ant,ag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la commlssion 
Adherer a la decislon du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Art. 34 
Anttag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de la comm/sslon 
Adherer a la decision du Conseil national 

Studer Jean (S, NE): L:artlcle 34 ~le la question de la con­
tnbutlon d'entretien apres la dissolutlon du partenarlat enre­
gistrll et son allnea 4 precise que pour toutes les questions 
qui ne sont pas regllilles dans !es alinllas 1 a 3, on se rllfere 
aux dispositions du Code civil concemant l'entretien apres le 
divorce. La commisslon a debattu de la question suivante: 
on sait que lorsqu'une contributlon d'entretlen est allouee 
apres un divorce, celle-cl est supprlmee par la lol en cas de 
remariage de celui qui 1a reyoit. Je souhalterais entendre le 
rapporteur de 1a commisslon nous le confirmer: si, apres un 
divorce, celui qui rec;olt la pension vit en partenarlat enregis­
tr6 avec une personne du me:\me sexe, ce partenariat enr&­
glstrll est-il asslmile a un remariage et conduit-11 donc 
d'office aussi a la suppression de la contribution d'entretlen? 

Marty Dick (AL, Tl), pour la commisslon: Je seral concls: je 
confirme que c'est le cas et Je remercie Monsieur Studer 
d'avolr souleve le probleme. 

Angenommen -Adopte 

Art. 35--37 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 
Proposition de Ja commission 
Adhllrer a la dlillcision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 
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Änderung bisherigen Rechts 
Modfflcatlon d'autres actes leglslatlfs 

Marty Dick (RL, Tl), pour la commission: Je fais juste une 
observatlon de nature generale. Monsieur Eplney a mis en 
evldence le falt que de nombreuses lois etaient modifiees. 
Nous aurlons pu cholslr une autre technlque legislative. 
Nous aurlons pu dlre que, pour tous les effets de droit publlc 
concernant le partenarlat enregistre, II fallalt se referer par 
analogie aux regles exlstantes reglssant le marlage. Alnsl, 
aucune autre loi n'aurait ete touchee. Nous aurlons evidem­
ment conserve les grandes differences dont j'ai deja parle. 
C'est justement parce que nous sommes persuades que 
c'est quelque chose de different du mariage que nous avons 
voulu separer partout mariage et partenariat, quand bien 
mäme les mämes dispositions pratiques s'appllquent lors­
que les problemes sont identiques. 

Zlff.1-6 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch.1-6 
Proposition de la commission 
Adherer a ta decision du Conseil national 

Angenommen - Adopte 

Zlff. 7 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates, mit Aus­
nahme von: 
Art. 22 Abs. 1 
Ein Mitglied oder nebenamtilcher Richter des Bundesgerich­
tes darf sein Amt nicht ausQben: 

Ch. 7 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil national, a l'exception de: 
Art. 22al. 1 
Les juges ou les suppleants doivent se recuser: 

Marty Dick (AL, Tl), pour la commlssion: La modiflcatlon 
que nous vous proposons conslste a tenir compte d'une mo­
dificatlon qul a ete apportee avec l'adoption de la toi sur le 
Tribunal penal federat. Etant donne que le Tribunal penal fe­
deral est competent pour statuer sur les demandes de recu­
sation du procureur de la Confederation, des juges d'instruc­
tlon federaux et de leurs greffiers, il n'est plus necessaire de 
le mentionner expressement dans cet article. Nous aurons 
differents cas que nous devrons adapter a une legislation, 
surtout dans le domaine penal, qui est en plein changement. 
Nous le verrons encore tout a l'heure. 

Angenommen -Adopte 

Zlff. 8 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates, mit Aus­
nahme von: 
Art. 95 Titel 
B. Ehehindernisse 
1. Verwandtschaft 
Art. 95 Abs. 1 
Die Eheschliessung ist zwischen Verwandten in gerader Li­
nie sowie zwischen Geschwistern oder Halbgeschwistern, 
gleichgQltig ob sie miteinander durch Abstammung oder 
durch Adoption verwandt sind, verboten. 
Art. 105Zlff. 3 
3. die Eheschllessung infolge Verwandtschaft unter den 
Ehegatten verboten ist. 

Antrag Leumann 
Art. 95 Titel, Abs. 1; 105 Ziff. 3 
Streichen 

Ch.8 
Proposition de 1a commission 
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Adherer a la decision du Conseil national, a l'exceptlon de: 
Art. 95 titre 
B. Empächements 
1. Lien de parente 
Art. 95 al. 1 
Le mariage est prohibe entre parents en ligne directe, ainsi 
qu'entre freres et soeurs germains, consanguins ou uterins, 
que 1a parente repose sur la descendance ou sur l'adoption. 
Art. 105 eh. 3 
3. lorsque le mariage etalt prohibe en raison de la nature 
d'un lien de parente. 

Proposition Leumann 
Art. 95 titre, a/. 1; 105 eh. 3 
Biffer 

Leumann-WQrsch Helen (RL, LU): Die Kommission fOr 
Rechtsfragen benatzt hier die Gelegenheit, mit den notwen­
digen Anpassungen Im ZMlgesetzbuch noch das Anliegen 
einer Motion zu regeln, nämlich die Ehe zwischen Stiefeltern 
und Stiefkindern zuzulassen. Die Organisation Pink Cross 
befürchtet nun, dass dieses Anliegen das Fass zum über­
laufen bringen und die Annahme in einer eventuellen Volks­
abstimmung gefährden könnte. Deshalb habe Ich dieses An­
liegen hier auch aufgenommen. 
Wir wissen ja, dass die eingetragene Partnerschaft von eini­
gen Seiten bekämpft werden wird, handelt es sich doch bei 
dieser Vorlage um ein Thema, dem gewisse Leute negativ 
gegenüberstehen, sei es, dass sie aus religiösen oder ganz 
persönlichen Gründen Nein zur eingetragenen Partnerschaft 
sagen. Es ist auf der anderen Seite aber ein Gesetz, das die 
lange erwartete Verbesserung der Rechtslage gleichge­
schlechtlicher Paare regelt. Die Betroffenen hätten ja gerne 
weiter gehende Änderungen eingebracht, die aber im Inter­
esse der Akzeptanz nicht in das Gesetz aufgenommen wur­
den. 
Der Nationalrat hat sich sehr grosse Mühe gegeben, umstrit­
tene Punkte, wie z. B. die Adoption, auszuklammern, um 
dieses Gesetz nicht zu gefährden. Ich meine, wir sollten es 
ihm gleich tun. 
Mit den beiden Änderungen, wie sie die Kommission fQr 
Rechtsfragen nun vorschlägt, wird ein Anliegen aufgenom­
men, das mit dem Partnerschaftsgesetz eigentlich nichts zu 
tun hat. Deshalb meine ich, dass das Gesetz nun nicht vom 
Ständerat unnötig wieder belastet werden sollte. Zu schnell 
könnte man von einem «Päckll» sprechen. Angesichts der 
zahlreichen Unterschiede zwischen Ehe und eingetragener 
Partnerschaft fällt diese Abweichung nicht weiter Ins Ge­
wicht. Dies gilt umso mehr, als es sich um eine Frage von 
ausgesprochen geringer praktischer Bedeutung handelt. 
Im Interesse der Gleichheit der Materie bitte ich Sie also, bei 
den beiden Artikeln dem Bundesrat respektive dem Natio­
nalrat zu folgen und dieses Anliegen in einer nächsten, weni­
ger heiklen Revision zu regeln. 

Schwelger Rolf (RL, ZG): Ich bin mir bewusst, dass mein 
Votum meinen politischen Ruf etwas ankratzen könnte, well 
insbesondere von den Medien verlangt wird, dass Politiker 
klare Positionen einzunehmen haben und nicht dauernd Ihre 
Meinung wechseln sollten. 
In meiner Eigenschaft als Präsident der Kommission fQr 
Rechtsfragen habe ich zugestimmt, dass man diese Bestim­
mung in die jetzige Vorlage aufnimmt, wobei für die Kommis­
sion damals Im Vordergrund stand, dass aus Gründen einer 
gewissen administrativen Vereinfachung eine Frage, die an 
sich klar schien, gerade zum Anlass genommen werden 
kann, im Zusammenhang mit einer laufenden Gesetzgebung 
geregelt zu werden. Ich habe meine Meinung geändert, und 
Ich möchte hier ganz transparent klarlegen, warum. 
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Insbesondere auch die Erfahrungen bei den letzten Abstlm• 
mungen haben gezeigt, dass Paketlösungen beim Volk nicht 
allzu beliebt sind. Ich bin mir durchaus bewusst, dass es 
auch In Zukunft vernilnftig sein kann, laufende 
Gesetzesrevisionen zum Anlass zu nehmen, gleichzeitig 
auch andere Fragen zu regeln, dies aber dann und nur 
dann, wenn man mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit da­
von ausgehen kann, dass eine solche Vorlage nicht durch 
das Referendum einer Volksabstimmung unterworfen wer• 
den dilrfte. Bei dieser Vorlage ist filr mich diese Klarheit 
nicht gegeben, und im Interesse einer Transparenz, die im­
mer wieder gefordert wird - gerade bei Volksabstimmungen 
-, meine ich, dass man diese zwei Fragen, die in der Tat 
Oberhaupt nichts miteinander zu tun haben, trennen sollte, 
was bedingt, dass dem Antrag Leumann auch meines Er• 
achtens entsprochen werden sollte. Ich fühle mich verpflich­
tet, diese Änderung meiner Beurteilung offen und 
transparent darzulegen. 

Studer Jean (S, NE): Moi aussl, f ai change d'avlsl Non pas 
a cause des resultats du 16 mal dernier, mais en raison du 
deroulement des travaux de la commission. En effet, ceux-cl 
se sont deroules de cette manlere un peu partlculiere qu'une 
proposltlon de renvol, teile qu'elle a ete aujourd'hui develop­
pee par Monsieur Eplney, n'est lntervenue qu'apres que tout 
a ete adopte. Donc, alle n'a pas ete falte au debut de notre 
debat d'entree en mattere - notre collegue Eplney etalt en­
gage dans une autre commisslon et II ne pouvalt pas particl­
per a notre seance. Mais enfln, on semblalt tous d'avis que 
toute la commission porteralt ce projet, y compris, le cas 
echeant, devant le peuple. Puis il y a eu, a 1a fln de nos de­
bats, cette proposition de renvoi et, jusqu'a ce matin ou son 
texte a ete depose sur nos bureaux, j'al cru qu'elle ne con­
naitralt pas de developpement devant notre conseil. Mais 
elle est arrivee ce matin devant notre conseil, et nous avons 
tranchel 
Je pense aussi que, dans ce contexte, il est raisonnable de 
ne pas «polluer„ le debat sur le partenariat enregistre avec 
cette question, qui peut 6tre reglee dans une loi separee: s'il 
y a un referendum, on ne parlera que du partenariat enregis­
tre et on ne perrnettra pas d'utiliser cette reglementation, qui 
s'lmpose, a l'appui des oppositions au partenariat enregls­
tre. 
Donc je partege aussl l'avis du presldent de 1a commlsslon. 

Marty Dick (RL. Tl), pour la commlsslon: Je comprends par­
faitement 1a proposltion Leumann, je comprends 1a posltion 
de Monsieur Schweiger et de Monsieur Studer. Moi, j'aurais 
tendance a faire confiance a la ratlonallte et a 1a bonne foi 
des gens. II est vrai que dans les campagnes referendalres, 
on a aussl affalre a des arguments fondes sur la mauvaise 
fol. 
Wie man auf Deutsch so schön sagt: Ich kann damit leben. 
Cela doit 6tre dlt clairement dans cette salle et ce n'est pas 
parce qu'on est contre ces deux dispositions. On invite le 
Conseil federal a faire tout de suite un tout petlt message. 
Je vous rappelle que ces deux dispositlons correspondent a 
une volonte politlque qui a ete exprimee dans les deux con­
sells a l'unanlmlte. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Sie können es wahrschein­
lich machen, wie Sie wollen; es ist Immer falsch. Wenn Sie 
es wie der Nationalrat machen und keine Änderung dieser 
Bestimmungen vorsehen, dann ergibt sich eine Diskriminie­
rung der Ehe gegenilber der gleichgeschlechtlichen Partner­
schaft, weil bei der gleichgeschlechtlichen Partnerschaft die 
Eintragung im Fall eines Stiefverhältnlsses nicht verboten ist. 
Die Eheschllessung zwlachen Stiefeltemtell und Stiefkind 
dagegen bleibt untersagt 
Sie haben hier also eine Ungerechtigkeit Beweggrund tar 
die Kommission war wahrschelnllch auch, im Hinblick auf 
den Abstimmungskampf diese Ungleichbehandlung auszu­
merzen, weil die Ehe sonst benachteiligt wird. Wenn Sie der 
Revision der Ehehindernisgründe zustimmen, so kann man 
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zwar sagen, dass dieser Punkt, der vielleicht umstritten ist, 
den Gegnern der Vorlage zusätzliche Munition liefert. 
Aber die Motion Janiak ist von beiden Räten und vom Bun­
desrat so eindeutig gutgeheissen worden, dass es viel weni­
ger umstritten sein dilrfte, das Eherecht an die eingetragene 
Partnerschaft anzupassen, als es nicht zu tun. Denn die 
Nichtgleichstellung, also die Bevorzugung der glelchge­
schlechtllchen Partnerschaft, wird natilrlich ein Diskussions­
thema sein. Das gibt es auch noch an anderen Orten; den­
ken Sie an den Gilterstand: Der ordentliche Gilterstand der 
gleichgeschlechtlichen Partnerschaft ist die Giltertrennung 
und nicht die GOtergemeinschaft oder die Errungenschafts­
betelllgung wie im Eherecht, nicht wahr? 
Ich kenn Ihnen nicht sagen, was die grössere Diskussion 
auslösen wird. Wir neigen zu der Ansicht, dass die Gleich­
stellung In dieser Beziehung sachlich richtiger ist und dass 
die Benachtelllgung der Ehe gegenüber der gleichge­
schlechtlichen Partnerschaft der schwerwiegendere Mangel 
im Zusammenhang mit einem Anliegen ist. das - mindes­
tens in den Räten - eine so breite Unterstiltzung gefunden 
hat. Aber Sie müssen die politische Überlegung anstellen 
und entscheiden. 
Nach Auflösung einer eingetragenen Partnerschaft kenn ein 
Stiefelternteil mit einem Stiefkind eine eingetragene Partner­
schaft eingehen, nach einer Scheidung ist dagegen eine 
Eheschllessung verboten, selbst wenn der Stiefelterntell und 
das Stiefkind gemeinsame Kinder haben. Das sind keine 
theoretischen Fälle, sondern Fälle aus der Praxis. Die Ge­
richte heben sich auch damit beschäftigt. Es gibt Lebensge­
meinschaften zwischen einem Stiefeltemteil und einem 
Stiefkind - in einem praktischen Gerichtsfall mit mehreren 
gemeinsamen Kindern -, die nicht anerkennt werden kön­
nen. Wäre es eine gleichgeschlechtliche Partnerschaft ge­
wesen, wäre die Verbindung anerkannt worden. 
Ich kenn Ihnen auch nicht sagen, wie es läuft. Ich bin der 
Meinung, dass es besser wäre, diese beiden Fälle In dieser 
Beziehung nicht ungleich zu stellen. Das wäre wahrschein­
lich der kleinere Mangel. 
Die Frage, die sich hier auch noch stellt, ist jene nach dem 
Vernehmlassungsverfahren. Der Motion Janiak wurde zuge­
stimmt, ohne dass natQrllch ein Vernehmlassungsverfahren 
durchgeführt worden Ist Das Ist vielleicht auch etwas ein 
Schönheitsfehler in dieser Geschichte. Allerdings haben ja 
sowohl der Bundesrat als auch das Parlament mehrmals 
zum Ausdruck gebracht, dass man Themen, die unbestritten 
sind, auch ohne Vernehmlassung In den Räten aufnehmen 
darf, schon allein aus verfahrensökonomischen Gründen. 
Ich muss das Ihnen ilberlassen. 
Sie werden sich fragen, warum der Bundesrat dieses Anße­
gen nicht selber in die Vorlage eingebracht hat. Der.Grund 
hierfilr ist, dass das Parlament der Motion Janlak damals 
noch nicht zugestimmt hatte. Aber die Motion ist jetzt ilber­
wlesen. Angesichts dessen, dass die Räte ihr zugestimmt 
haben, würde ich sagen, es wäre wahrscheinlich besser, die 
Bestimmung über die Ehehindernisse anzupassen; das 
gäbe wahrscheinlich politisch weniger Widerstand, aber ich 
kann mich täuschen. 
Man muss auch sehen, dass eine Vielzahl europäischer 
Staaten das Ehehindernis bei Stiefkindverhältnissen heute 
nicht mehr kennen, so z. B. Deutschland, Osterreich, Hol­
land, Norwegen, Schweden, Liechtenstein, Spanien. Andere 
Staaten sehen eine Dispensregelung vor; diese Staaten ha­
ben zwar eine andere Regelung, aber die Dispensmöglich­
keit ist ausdrücklich vorgesehen. 
Das Ehehindernis bei Stlefkindverhältnlssen hat keine euge­
nische bzw. genetische Begrilndung. Vielmehr handelt es 
sich um eine gesellschaftspolitische Entscheidung, die dem 
so genannten Famlllenfrleden dienen soll, aufgrund der Ver• 
änderungen In der Gesellschaft Indessen einem Wandel un­
terliegen kann. Aber dann sieht man natilrlich nicht ein, 
warum das dann bei der glelchgeschlechtllchen Ehe nicht 
zugelassen Ist, denn das wilrde dort ja dann auch nicht dem 
Frieden dienen. 
Während bis in die Slebzlgerjahre des letzten Jahrhunderts 
das Konkubinat in gewissen Kantonen noch unter Strafe 
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stand, wird das rechtlich ungebundene Zusammenleben -
mit oder ohne Kinder - von der Gesellschaft heute ohne wei­
teres toleriert. Damit Ist natOrllch auch das Stlefeltem-Klnd­
Verhältnls aus einer anderen Optik zu betrachten. Kommt 
dazu, dass das Stiefkind, soweit es In einem Abhängigkeits­
verhältnis zum Stiefeltemtell steht, durch Artikel 188 des 
Strafgesetzbuches betreffend sexuelle Handlungen mit Ab­
hängigen geschQtzt wird. 
Das Eheverbot des Stiefkindverhältnisses dOrfte in der heuti­
gen Zeit keinen darQber hinausgehenden Schutz des Stief­
kindes mehr bewirken. Das sind die sachfichen GrOnde, die 
tar eine Aufhebung des Verbotes sprechen. 
Ich empfehle Ihnen aus sachlichen GrOnden, aber le1ztend­
llch auch aus abstimmungstechnischen GrOnden, dem Kom­
missionsantrag zuzustimmen. Ich glaube, der Mangel, dass 
wir die Ehe gegenüber der gleichgeschlechtlichen Partner­
schaft benachteiligen, wäre grösser. 

Abstimmung - Vote 
FOr den Antrag der Kommission .... 16 stimmen 
FOr den Antrag Leumann •••• 11 Stimmen 

Zlff. 9-17 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. 9-17 
Proposition de 1a commlssion 
Adherer a 1a declslon du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Zlff. 18 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates, mit Aus­
nahme von: 
Art. 66ter Titel 
Ehegatte, eingetragene Partnerin, eingetragener Partner 
oder Lebenspartner als Opfer 
Art. 66ter Abs. 1 

a. das Opfer: 
1. der Ehegatte des Täters ist und die Tat während der Ehe 
oder innerhalb eines Jahres nach deren Scheidung began­
gen wurde: oder 
2. die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner 
des Täters ist und die Tat während der Dauer der eingetra­
genen Partnerschaft oder innerhalb eines Jahres nach de­
ren Auflösung begangen wurde; oder 
3. der hetero- oder homosexuelle Lebenspartner bezie­
hungsweise der noch nicht ein Jahr getrennt lebende Ex-Le­
benspartner des Täters ist; und 

Art. 123 Ziff. 2 Lemma 3bis 
wenn er die eingetragene Partnerin oder der eingetragene 
Partner des Opfers ist und die Tat während der Dauer der 
eingetragenen Partnerschaft oder bis zu einem Jahr nach 
deren Auflösung begangen wurde; 
Art. 126 Abs. 2 8st bbls 
bbis. an seiner eingetragenen Partnerin oder seinem einge­
tragenen Partner während der Dauer der eingetragenen 
Partnerschaft oder bis zu einem Jahr nach deren Auflösung; 
oder 
Art. 180 Abs. 2 Bst. abis 
abis. die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Part­
ner des Opfers ist und die Drohung während der eingetrage­
nen Partnerschaft oder bis zu einem Jahr nach deren 
Auflösung begangen wurde; oder 
Art. 189 Abs. 2 
Straichen 

Ch.18 
Proposition de 1a commission 
Adherer a la decislon du Conseil national, a l'exceptlon de: 
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Art. 66ter tltre 
Conjolnt, partenaire enregistre ou partenalre vlctlme 
Art. 66ter aJ. 1 

a. sl la vlctlme est 
1. le conjolnt ou l'ex-conjoint de l'auteur et que l'attelnte a 
ete commlse durant le marlage ou dans l'annee qul a suM le 
divorce; ou 
2. le partenaire ou l'ex-partenaire enregistre de l'auteur et 
que l'atteinte a ete commise durant le partenarlat enregistre 
ou dans l'annee qui a suivl sa dissolutlon judiclalre; ou 
3. le partenaire heterosexuel ou homosexuel de l'auteur, 
pour autant qu'lls fassent manage commun pour une duree 
indeterminee et que l'atteinte alt ete commise durant cette 
perlode ou dans l'annee qui a suvi la separation; et 

Art. 123 eh. 2 par. 3bis 
sl l'auteur est le partenaire enregistre de Ja vlctlme et que 
l'attelnte a ete commise durant le partenarlat enregistre ou 
dans l'annee qul a sulvl sa dlssolutlon judiclalre; 
Art. 126 al. 2 /et. bbls 
bbls. contre son partenalre enreglstre durant le partenariat 
enregistre ou dans l'annee qul a sulvl sa dlssolutlon Judl­
clalre; 
Art. 180 al. 2 let. abis 
abis. si l'auteur est le partenaire enregistre de la vlctlme et 
que la menace a ete commise durant le partenariat enre­
gistre ou dans l'annee qui a suM sa dissolutlon Judiclalre; 
Art. 189 al. 2 
Blffer 

Marty Dick (RL, Tl), pour Ja commission: Concemant l'artl­
cle 66ter allnea 1 lettre a chlffre 3, II taut blffer, dans le texte 
fran9afs, les termes ccpour autent qu'Hs fassent manage 
commun pour une duree lndetermlnee». II s'aglt en falt d'une 
erreur de treductlon. SI cette preclslon est nfk:essalre dans 
le Code penal mllitalre a l'artlcle 47b, alle ne l'est pas dans 
le Code penal, car le champ d'application du princlpe de la 
poursulte d'office est clairement defini aux articles 123, 126 
et 180 du Code penal. 

Prlsldent (Schlesser Fritz, Präsident): Das betrifft also nur 
den französischen Text. 

Angenommen -Adopte 

Zlff.19-21 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch.19-21 
Proposition de Ja commission 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Zlff. 22 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates, mit Aus­
nahme von: 
Art. 47b Titel 
Ehegatte, eingetragene Partnerin, eingetragener Partner 
oder Lebenspartner als Opfer 
Art. 47b Abs. 1 

a. das Opfer: 
1. der Ehegatte des Täters Ist und die Tat während der Ehe 
oder Innerhalb eines Jahres nach deren Scheidung began­
gen wurde; oder 
2. die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner 
des Täters Ist und die Tat während der eingetragenen Part­
nerschaft oder Innerhalb eines Jahres nach deren Auflösung 
begangen wurde; oder 
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3. der hetero- oder homosexuelle Lebenspartner des Täters 
ist, sofem sie auf unbestimmte Zelt einen gemeinsamen 
Haushalt ftihren und die Tat während dieser Zelt oder Inner­
halb eines Jahres nach der Trennung begangen wurde; und 

Art. 155a 
Streichen 

Ch.22 
Proposition de 1a commlssion 
Adherer a la decislon du Conseil national, a l'exception de: 
Art. 47b t/tre 
Conjoint, partenalre enregistre ou partenalre faisant manage 
commun en tant que victime 
Art. 47b al. 1 

a. si la victime est 
1. le conjoint ou l'ex-conjoint de l'auteur et que l'atteinte a 
ete commise durant le mariage ou dans l'annee qui a suM le 
divorce; ou 
2. le partenaire ou l'ex-partenaire enregistre de l'auteur et 
que l'atteinte a ete commise durant le partenariat enregistre 
ou dans l'annee qui a suivi sa dissolution judiciaire; ou 
3. le partenaire heterosexuel ou homosexuel de l'auteur, 
pour autant qu'ils fassent manage commun pour une duree 
indeterminee et que l'atteinte ait ete commise durant cette 
periode ou dans l'annee qui a sulvl la separatlon; et 

Art. 155a 
Biffer 

Marty Dick (RL, Tl), pour la commlssion: Les modiflcations 
proposees tlennent simplement compte de lols qui ont ete 
recemment modiflees et qui vlennent d'entrer en vlgueur. 

Angenommen - Adoptt§ 

Zlff. 23 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates, mit Aus­
nahme von: 
Art. 75 Bst. c 
c. Personen, die nach glaubwürdiger Angabe sich selbst 
oder einen unter den Buchstaben a und abls genannten An­
gehörigen der Gefahr einer strafrechtlichen Verfolgung oder 
eines schweren Nachteils, insbesondere fOr Ehre und Ver• 
mögen, aussetzen würden: Personen, denen nach den Artl• 
kein 98b bis 98d die Wahrung ihrer Anonymität zugesichert 
worden ist, können ihre Au~ge nicht unter Hinweis auf die 
Gefahr, ldentifiZiert zu werden, verweigern. 
Art. 98a Tdel 
Grundsatz 
Art. 98a Text 
Besteht Grund zur Annahme, dass ein Zeuge, eine Aus­
kunftsperson, ein B_eschuldigter, ein Sachverständiger, ein 
Dolmetscher oder Ubersetzer (Verfahrensbeteiligter) durch 
die Mitwirkung im Verfahren sich oder seine Angehörigen 
nach Artikel 75 Buchstaben a und abis gefährden könnte, so 
trifft der Untersuchungsrichter oder der Gerichtspräsident 
die geeigneten Schutzmassnahmen. 
Art. 98b Titel 
Zusicherung der Anonymitätswahrung 
Art. 98b Text 
1. Voraussetzungen 
Zeugen oder Auskunftspersonen kann auf Gesuch hin oder 
von Amtes wegen gegenüber Personen, die Ihnen Schaden 
zufügen könnten, die Anonymltätswahrung zugesichert wer­
den, wenn: 

b. glaubhaft erscheint, dass sie durch die Aussage sich selbst 
oder Angehörige nach Artikel 75 Buchstaben a und abis der 
ernsthaften Gefahr aussetzen würden, in den strafrecht­
lich geschützten Rechtsgütem schwer beeinträchtigt zu 
werden. 
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Ch.23 
Proposition de /a comm/ssion 
Adherer a la declslon du Conseil national, a l'exception de: 
Art. 75 /et. c 
c. les personnes qul alleguent d'une manlere digne de foi 
que leurs reponses les exposeralent ou exposeralent l'un de 
leurs proches, au sens des lettres a et abls, a des poursultes 
penales ou a un grave preJudice, en particulier dans leur 
honneur et leur patrlmoine; les persomes auxquelles l'an• 
onymat a ete garanti selon les articles 98b a 98d ne peuvent 
toutefois invoquer le rlsque d'liltre identifiees pour refuser de 
temoigner. 
Art. 98a titre 
Principe 
Art. 98a texte 
S'il y a lieu de craindre qu'un temoin, un tlers appele a four­
nir des renseignements, un incul~. un expert, un interprete 
ou un traducteur (participant a la procedure) puisse, en rai• 
son de sa partlclpation a la procedure, mettre en danger sa 
propre personne ou un de ses proohes au sens de l'article 75 
lettres a et abis, le juge d'instruction ou le presldent du trlbu­
nal prend les mesures de protection necessaires. 
Art. 98b titre 
Garantie de l'anonymat 
Art. 98b texte 
1. Condltlons 
L:anonymat peut liltre garantl d'offlce ou sur demande a un 
temoln ou a un tlers appele a foumir des renseignements 
afin qu'il ne puisse liltre identlfle par les personnes pouvant 
l'exposer a un prejudlce: 

b. s'il parart vraisemblable que le temoin ou le tlers appele a 
fournir des renseignements puisse, en ralson des deposi­
tlons, exposer lui-mlilme ou un de ses proches, selon l'artl• 
cle 75 lettres a et abis, a un danger serieux d'attelnte grave 
a l'un de ses blens juridiquement proteges. 

Marty Dick (RL, Tl), pour la commission: La aussi, nous te­
nons campte d'une reforme legislative relative a la protection 
des temoins qui est entree en vigueur avant-hier. 

Angenommen - Adoptt§ 

Zlff. 24-27 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch.24-27 
Proposition de /a comm/sslon 
Adherer a la decision du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Zlff. 28 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Antrag Stad/er 
Art. 37 Abs. 5 
Ist der Versicherte verheiratet oder lebt er In eingetragener 
Partnerschaft, so Ist die Auszahlung der Kapitalabfindung 
nach den Absätzen 2 und 4 nur zulässig, wenn sein Ehe­
gatte, seine eingetragene Partnerin oder sein eingetragener 
Partner schriftlich zustimmt .... 

Ch.28 
Proposition de /a commlssion 
Adherer a la declsion du Conseil national 

Proposition Stad/er 
Art. 37al. 5 
Lorsque l'assure est marle ou He par un partenariat enre­
gistre, le versement de la prestatlon en capltal selon les ali­
neas 2 et 4 n'est possible que si le conJolnt ou le partenalre 
enregistre donne son consentement ecrit .... 
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Stadler Hansruedi (C, UR): Bei der Beratung dieser Vorlage 
in der Redaktionskommlssion sind wir auf eine LOcke ge­
stossen. Die Frage, die ich nun mit einem Einzelantrag auf­
greife, wurde in der Kommission für Rechtsfragen nicht 
diskutiert. Die ROckfrage beim Präsidenten der RK hat ge• 
zeigt, dass diese Lacke im Interesse der Kohärenz eigentlich 
geschlossen werden mOsste. Eine solche Ergänzung ist 
aber nicht lediglich redaktioneller, sondern materieller Natur. 
Deshalb haben wir den Weg Ober einen Einzelantrag ge­
wählt. 
Worum geht es? Die erste BVG-Revision, die auf den 1. Ja­
nuar 2005 In Kraft treten wird. gibt den Versicherten einen 
gesetzlichen Anspruch auf die Möglichkeit, einen Viertel der 
Leistungen in Kapitalform zu beziehen. Ein Bezug dar Leis· 
tungan In Kapitalform hat aber einschneidende Auswirkun­
gen auf die künftige finanzielle Situation des LeistungsbezO• 
gers, die sich vor allem auch auf seine Familie auswirken 
kann. Beim Bezug der Alters- und lnvalldenleistung in Kapi­
talform entfallen nämlich beim späteren Tod des Rentenbe­
zügers auch die Hlnterlassenenlelstungen an den Oberle• 
benden Ehegatten. Zum Schutz des Ehegatten wird nun mit 
der 1. BVG-Revision neu die Zustimmung - d. h. die Unter­
schrift - des Ehegatten verlangt, wenn ein Leistungsbezug 
in Kapitalform erfolgt Der erste Satz von Artikel 37 Absatz 5 
lautet «Ist der Versicherte verheiratet, so ist die Auszahlung 
der Kapitalabfindung nach den Absätzen 2 und 4 nur zuläs­
sig, wenn sein Ehegatte schriftlich zustimmt» Da nun im 
Partnerschaftsgesetz die eingetragenen Partner bei den Leis­
tungen den Witwern gleichgestellt werden und so auch beim 
Bezug der Vorsorgemittel zur Förderung des Wohneigen• 
tums Ihre Unterschrift verlangt wird, wie wir In Artikel SOc 
BVG sehen, muss im Interesse der Kohärenz das Erforder­
nis der Unterschrift des eingetragenen Partners auch im 
kOnftlgan Artikel 37 Absatz 5 BVG elngefQgt werden. Warum 
sage Ich Im künftigen Artikel 37 Absatz 5 BVG? Artikel 37 
Absatz 5 wird Im Rahmen der 1. BVG-Revision erst am 
1. Januar 2005 in Kraft treten. Deshalb finden Sie auf mal• 
nem Antrag auch eine entsprechende Fussnote. 
Ich ersuche Sie, diese Lücke zu schllessen und dem Antrag 
zuzustimmen. Damit hat die Redaktionskommission natOr­
lich nicht gesagt, dass es bei diesem Gesetz nicht auch 
noch andere Lücken geben könnte. 

Art. 37 Abs. 5 - Art. 37 al. 5 

Angenommen gemäss Antrag Stad/er 
Adopte selon /a proposlt/on Stad/er 

Übrige Bestimmungen angenommen 
Les autres dispositions sont adopt'6s 

Zlff. 29-31 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Nationalrates 

Ch. 29-31 
Proposition de /a commission 
Adherer a la declsion du Conseil national 

Angenommen -Adopte 

Gesamtabstimmung - Vote sur J'ensemble 
Für Annahme des Entwurfes .... 25 Stimmen 
(Einstimmigkeit) 

3juin2004 
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Neunte Sitzung - Neuvleme seance 

Donnerstag, 10. Juni 2004 
Jeudl, 10 juln 2004 

08.00h 

02.090 

Eingetragene Partnerschaft 
glefchgeschfechtllcher Paare. 
Bundesgesetz 
Partenarlat enreglstre 
entre personnes du meme sexe. 
Loi federale 

Differenzen - Divergences 
Botschaft des Bundesrates 29.11.02 (BBI 2003 1288) 
Message du Conseil Nderal 29.11.02 (FF 2003 1192) 

NalionalraVConsell national 02.12.03 (El'llllllt - Premier Conseil) 
Natlonalra!/Conaeff national 03.12.03 (FortselZung- Suite) 
NallonalraVConaeU national 03.12.03 (FortselZUng - Suite) 
Stinderat/ConseD des Etat& 08.08.04 (Zweitrat - D&uxleme ConseD) 
Nalionalrat/ConseU national 10.06.04 (Dlfferenmn - Olvergences) 
Nationalrat/Conseil national 18.08.04 (Schlusaabsllmmung- Vota final) 
Ständerat/Conseß des Etats 18.06.04 (Schlussabsllmmung - Volll final) 

Präsident (Binder Max, Präsident): Ich stelle fest, dass es 
in diesem Geschäft eigentlich keine Differenzen mehr gibt. 

Huber Gabl (RL, UR), filr die Kommission: Das Bundesge­
setz ilber die eingetragene Pertnerschaft glelchgeschlechtll­
cher Paare hat eine lange Entstehungsgeschichte und zwei 
umfangreiche Vernehmlassungsverfahren hinter sich. 
Warum braucht es dieses Gesetz? Es braucht dieses Ge­
setz, weil das Recht auf Entfaltung der Persönlichkeit In ei­
ner pluralistischen und freien Gesellschaft allen Menschen 
In Ihrer Verschledenartigkelt zugestanden werden muss und 
weil dieses Gesetz den BedQrfnissen und Erwartungen ei­
nes Teils der Bilrgerinnen und Bilrger entspricht, der sich 
diskriminiert fühlt und dies objektiv gesehen wohl auch ist. 
Jeder Mensch soll sich möglichst frei entfalten können. 
Die ~ntfaltung der Persönlichkeit des Bnzelnen setzt grund­
sätzlich voraus, dass der Staat möglichst wenig in die Frei­
heit des Menschen eingreift. Dieser Grundsatz kann aber im 
modernen Staat nicht mehr absolut gelten. Es gibt nämlich 
auch Pflichten, die der Staat ertallen muss, um der Persön­
lichkeit des Menschen gerecht zu werden. In diesem Sinne 
hat der Staat z. B. Sozialwerke aufgebaut oder Beschnin­
kungen entworfen. Der Staat hat im Weiteren viele Regelun­
gen tar das Zusammenleben der Menschen erlassen, wel• 
ehe Privileglerungen eines Partners zulassen. Dieses Tätig­
werden des Staates zugunsten der freien Persönlichkeits­
entwicldung sowie die Privileglerungsmögllchkeiten messen 
auch Menschen zugestanden werden, deren Pertnerschaf­
ten nicht dem eigenen Verständnis von Partnerschaft ent­
sprechen. Schliesslich geht es mit der Anerkennung gleich­
geschlechtlicher Partnerschaften auch um die Anerkennung 
von Leistungen gegenseitiger Für- und Vorsorge In einer sol­
chen Lebensgemeinschaft und damit um die rechtliche An­
erkennung von Verantwortungsgemeinschaften. 
Unser Rat und auch der Ständerat sind auf dieses Gesetz 
eingetreten. Es bestehen noch einige Differenzen. Mit einer 
Ausnahme beinhalten sie keine materiellen Änderungen, 
sonc!ern formelle. Die restlichen Differenzen stehen unter 
der Anderung bisherigen Rechtas und beinhalten den reinen 
NachvoUzug von Gesetzesanpassungen. 
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Die eine echte Differenz betrifft Ziffer 8 der Vorlage betref­
fend die Änderung des ZGB. Der Ständerat hat nämlich be• 
schlossen, bei dieser Gelegenheit die von beiden Räten 
erheblich erklärte Motion Janiak 02.3479 umzusetzen, wel­
che das Eheverbot bei Stiefverhältnissen, welches in Arti­
kel 95 Absatz 1 Ziffer 2 ZGB enthalten ist, aufheben oder 
mindestens eine Dispensmögllchkeit vorsehen will. Die Vor­
lage sieht nun die Aufhebung des Eheverbots bei einem 
Stlefverhäitnls und seine Eliminierung als EheungQltigkeits­
grund in Artikel 105 Ziffer 3 ZGB vor. 
Die Kommission fOr Rechtsfragen hat am 8. Juni einstimmig 
beschlossen, dem Ständerat zu folgen. Alles andere wurde 
eine Diskriminierung der Ehe gegenQber der glelchge­
schlechtlichen Partnerschaft bedeuten, wen bei der gleich­
geschlechtlichen Partnerschaft die Eintragung im Fall von 
Stiefelternteil und Stiefkind nicht verboten ist. 
Ich ersuche Sie aus diesen Granden, der Kommission fOr 
Rechtsfragen zu folgen und dem Gesetz zuzustimmen. 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD), pour la commls­
sion: A sa seance du 3 juin 2004, le Conseil des Etats a 
donc adopte presque sans modifications le projet de loi sur 
le partenariat enregistre. II ne reste que quelques divergen­
ces formelles que 1a commlssion vous propose d'elimlner en 
acceptant toutes les decisions du Conseil des Etats. 
Je slgnalerat tout de mäme que nos collegues ont debattu 
d'une proposltlon de renvol a la commisslon, qui visait a at­
tenuer les eflets du partenariat dans le sens d'une simple 
convention notarlee. Cetta proposltion de renvoi a ete reje­
t6e, le conseil dans sa majorite ayant admis que le partena­
riat propose ne mettait pas en peril le manage, car il s'en 
distinguait par plusieurs aspects, dont le plus lmportant etait 
l'interdictlon de l'adoption et de la fecondatlon In vitro. Le fait 
que le partenariat ne soit pas ouvert aux concublns, mais 
seulement aux personnes de mAme sexe, contribue aussi a 
maintenir le mariage dans taute sa majeste - fragile II est 
vrai, ephemere souvent-, mais majeste tout de mAmel 
Pour eviter de devoir faire des commentaires pour chaque 
artlcle modlfle par le Conseil des Etats, nous vous presen­
tons en une fois les quelques modlflcatlons. Madame Huber 
vient de le rappeler, la plupart des changements ne sont que 
de simples adaptatlons a des lols deJä votees et recemment 
entrees en vlgueur. C'est le cas pour la lol federale d'organl­
sation judlciaire (eh. 7 du projet, modlflcatlon du drolt en vt­
gueur): l'article 22 allnea 1 lettre a sur la recusation est une 
modiflcatlon qui decoule de l'entree en vigueur de la loi sur 
le Tribunal penal federal. C'est aussi le cas pour les arti· 
cles 66ter, 123, 126, 180 et 189 du Code penal (eh. 18), qui 
integrent slmplement la modification concemant la poursuite 
des lnfractions entre conjolnts ou partenalres, entree en vi­
gueur le 1er avrll 2004 - mise en oeuvre de !'Initiative parle­
mentalre von Feiten 96.465 sur 1a poursulte d'office de la 
violence conjugale, avec, dans le cas present, extension aux 
partenalres enregistres. C'est la mäme chose pour le Code 
penal militalre (eh. 22), ou les articles 47b et 155a portent 
sur les mimes delits desonnais poursulvis d'offlce. 
A ce propos, on peut mentlonner le souci de quelques mem• 
bres de !a commission concemant la capacite des tribunaux 
militalres exclusivement masculins de juger avec pertlnence 
des cas de vlolence conjugale, mime s'il s'agit de couples 
homosexuels - mals 9a, c'est une autre hlstolre qul echappe 
aujourd'hul a notre sagaclte. 
Plus loln, les modificatlons flgurant sur le depliant, chiffre 23, 
procedure penale militaire, articles 75, 98a et 98b, resultent 
de la decision que nous avons prise le 19 decembre 2003 
concemant la protectlon des temoins, modifications entrees 
en vlgueur le 1er juin 2004. 
Enfin, une adaptation est encore proposee ä rarticle 37 LPP. 
suite a 1a revision du 3 octobre 2003, de fa,;:on que le verse­
ment de la prestatlon en capital soit possible non seulement 
si le conjoint mais le partenalre enregistre donne son con­
sentement ecrlt. 
Toutes ces adaptations, peut-Atra taut-II le rappeler, resultent 
de la decision que nous avons prise et que le Conseil des 
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Etats a confirmee, selon laquelle le partenariat enregistre a 
sur ces differents points des effets comparables a ceux du 
mariage. 
II reste encore deux modifications apportees par le Conseil 
des Etats. t.:une, a l'artlcle 7 du projet de lol, est purement 
formelle. Le caractllre publlc de l'enreglstrement venant logi­
quement aprlls l'enreglstrement lul-mflme, le Conseil des 
Etats propose d'lnverser !'ordre des deux allneas. 
Quant au code clvll, chlffre 8 du depliant, 1a modlficatlon de 
l'artlcle 95 est la seule vraie nouveaute lntroduite dans ce 
projet par le Conseil des Etats. Elle merite quelques mots 
d'explication. II s'agit de l'empflchement du mariage et du 
partenarlat enregistre pour cause de lien de parente. La si­
tuatlon teile qu'elle resultait du vote de notre consell cree 
une lnegalite de traltement entre les conjoints et les parte• 
nalres: ces demiers pouvalent, en cas de dissolutlon du par• 
tenariat, enreglstrer un nouveau partenariat avec l'enfant de 
leur ex-partenaire, ce qul etait lnterdlt aux conjoints. Pour eli­
miner cette dlfference de traltement, Monsieur Janiak a pro­
pose une motion qui a ete adoptee par 1es deux conseils. La 
propositlon qui nous est falte icl constitue la mise en oeuvre 
de cette motlon. Elle revlent a adapter le droit civll a une 
evolutlon des moeurs, selon laquelle lnterdlre le mariage en• 
tre une personne et l'enfant majeur de son ex-conjoint est 
une restrlctlon dlsproportlonnee d'un drolt fondamental, a 
savolr le drolt au mariage. 
La commisslon vous recomrnande donc a l'unanimlte 
d'adopter toutes les moditicatlons decidees par le Conseil 
des Etats. 
Je dols encore ajouter que, pour le texte franyais, une modl­
ficatlon de redactlon doit Atre apportee a la page 4 du de­
pliant, a l'alinea 3 de l'artlcle 66ter du Code penal, qul serait 
redlge en ces termes: «le partenalre heterosexuel ou homo­
sexuel de l'auteur et que l'attelnte alt ete commlse durant la 
vle commune» - et non pas «durant cette periode» - «ou 
dans l'annee qui a suivl la separatlon. » 

La Commission de redaction reviendra sur cette modlfica­
tion. 

Blocher Christoph, Bundesrat: Zwischen den beiden Räten 
sind Differenzen entstanden. Ihre vorberatende Kommission 
schllesst sich In allen Teilen dem Ständerat an. Zwischen 
den beiden Räten gibt es eigentlich drei Gruppen von Diffe­
renzen: 
1. Es sind rein redaktionelle Bereinigungen, denen wir 
selbstverständlich zustimmen können. 
2. Es sind In der Zwischenzelt, während der Beratungen, 
neue Vorschriften entstanden. Deshalb braucht es Anpas• 
sungen von Gesetzen, die In anderem Zusammenhang in 
der jQngsten Zelt geändert worden sind und die nun auch 
dem Rechtsinstitut der eingetragenen Partnerschaft Rech­
nung tragen mQssen. Es Ist also eine automatische Anpas­
sung anderer Gesetze. Wir haben hier nichts beizufügen. 
3. Wlr haben uns erlaubt, in die ständerätllche Kommission 
eine Änderung einzubringen. Das Ist die Aufhebung des 
Eheverbotes bei Stiefverhältnlssen in Artikel 95 und in Artl· 
kel 105 ZGB. Wir haben uns das aus zwei Gr!lnden erlaubt: 
Erstens w!lrde die Ehe gegenOber der gleichgeschlechtli­
chen Partnerschaft diskriminiert, weil dort eine eingetragene 
Partnerschaft zwischen einem Stiefeitemteil und einem 
Stiefkind möglich ist, währenddem es bei der Ehe ein UngOl­
tlgkeitsgrund Ist Zweitens haben beide Räte und der Bun­
desrat die damalige Motion Janiak 02.3479 einhellig gutge­
heissen. Deshalb haben wir uns erlaubt, dies einzubringen, 
und zwar ohne Vernehmlassungsverfahren. Der Ständerat 
hat dem zugestimmt, und auch Ihre Kommission stimmt dem 
zu. 
Ich bitte Sie, diese Differenzen hier im Sinne des Ständera­
tes zu bereinigen. Der Bundesrat Ist damit einverstanden. 

10 Juln 2004 

Bundesgesetz Ober die eingetragene Partnerschaft 
glelchgeschlechtllcher Paare 
Lol fed6rale sur le partenarlat enreglstre entre per­
sonnes du mime sexe 

Art. 7; 27 Abs. 1 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Art. 7; 27 al. 1 
Proposition de /a commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Andenmg bisherigen Rechts 
Modlflcatlon d'autres actes 141glslatlfs 

Zlff. 7,8,18,22,23,28 
Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Beschluss des Ständerates 

Ch.7,8,18,22,23,28 
Proposition de la commission 
Adherer a la decision du Conseil des Etats 

Angenommen -Adopte 

Blllletln afflclel de f Assembllle fäcl4rale 
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Eingetragene Partnerschaft 
gleichgeschlechtlicher Paare. 
Bundesgesetz 
Partenariat enreglstre 
entre personnes du mime sexe. 
Loi federale 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 29.11.02 (BBI 20031288) 
Message du eonsen llkMml 2s.11.02 (FF 2003 1192) 
Na!ionalrattConsell national 02.12.03 (Erstrat - Premier Consall) 
NatlonalrattConsell national 03.12.03 (Fortsetzung- Suite) 
Nallonalrat/Consell national 03.12.03 (Forlsetzung-Suile) 
Standerat/ConseU des Etats 03.06.04 {Zweitrat - Deuxleme Conseil) 
Natlonalrat/Consall national 10.06.04 (Dlllsrenzen - Olvetgences) 
NalionalratfConsell national 18,06.04 (Schlussabs11mmung - Vote final) 

Standelllt/Conaell des Etats 18.06.04 (Schlussabsllmmwig - Vote final) 

Menetrey-Savary Anne-Catherine (G, VD): La loi sur le par­
tenariat enreglstre contribuera a. mettre fin a ·des siecles de · 
dlscriminations, de moqueries, de stigmatisation mAme a 
l'egard des homosexuels. Pendant une longue periode, ils 
ont ete systematlquement fiches dans le «registre des ho­
mosexuels», au point qu'il a fallu renoncer en allemand au 
terme ccenreglstre», qui rappalait cette trop sombre pratique 
pollciilre. 
Les Verts sont blen conscients que cette loi ne rempllt pas 
toutes les attentes des personnes concemees. Leurs organf­
sations auralent souhalte qu'on aille plus loin dans le rappro­
chement avec le mariage en inscrivant les dispositions sur le 
partenariat non pas dans une lol separee, mais dans le 
Code civil au chapltre du drolt de la famille, et en autorisant 
l'adoption. Nous estimons que la solution retenue est tout de 
mAme satisfalsante car, a nos yeux, ce qul compte, ce sont 
moins les symboles et les rltuels du mariage que les effets 
reels et substantiels de l'engagement que constltue le parte­
nariat enreglstre dans tous les domaines de Ja vie, y compris 
vis-a-vls des enfants du ou de la partenalre. 
La machine legislative a ete longue a mettre en reute, mais 
une fois lancee, elle a abouti rapidement a une loi qui a re1;u 
l'appui des deux chambres. 
En ces temps ou on reproche beaucoup a ce Parlament 
d'ttre incapable de faire aboutir un projet de lol, il faut se re­
joulr que celui-cl soit aujourd'hul sous tolt. Nous esperons vi• 
vement que le referendum annonce ne parviendra pas a le 
mettre en peril. 
La groupe des Verts votera ce projet et vous invlte a faire de 
mAme. 

1Bjuin2004 

Aeschbacher Ruedl (E, ZH): Die Verhältnisse haben sich in 
relativ kurzer Zeit stark geändert. Heute werden gleichge• 
schlechtlich veranlagte Menschen nicht mehr ausgegrenzt 
Die Gesellschaft akzeptiert und respektiert ihr anders gear­
tetes Fühlen. Heute bestehen deshalb keine ernsthaften ge­
setzlichen Hindernisse mehr, wenn Menschen gleichen 
Geschlechts zusammen wohnen und ihr Leben gemeinsam 
führen und gestalten wollen. Und es hindert sie nichts, ihre 
gegenseitigen Pflichten und Rechte frei untereinander zu 
vereinbaren. 
Die Schaffung eines neuen Zivilstandes der eingetragenen 
Partnerschaft ist daher aus unserer Sicht nicht nötig. Dies 
gilt umso mehr, als überall dort, wo solche Institute bereits 
eingeführt wurden, diese nur von einer verschwindend klei­
nen Minderheit- ihr Anteil liegt weit unter einem Prozent der 
Bevölkerung - überhaupt in Anspruch genommen wurden. 
Wir wollen aber auch nicht, dass die gleichgeschlechtliche 
Partnerschaft praktisch gleichwertig und sozusagen altema• 
liv, als Auswahlsendung, neben das Institut von Ehe und Fa­
milie gestellt wird. Dies wäre auch ein falsches Zeichen und 
Signal, haben doch Ehe und Familie für unsere Gesellschaft 
und den Fortbestand unseres Staates eine ganz andere, 
fundamentale Bedeutung als die Gemeinschaft glelchge­
schlechtllcher Paare. 
EVP und EDU lehnen daher das Partnerschaftsgesetz ab 
und werden, falls es von den Räten In der Schlussabetim­
mung angenommen wird, zusammen mit weiteren Trägem 
das Referendum ergreifen, um in dieser Sache dem Volk 
das letzte Wort zu geben. 

Markwalder Bär Christa (AL, BE), für die Kommission: Im 
Namen der Redaktionskommission m6chte ich folgende Er­
klärung abgeben: 
Nach Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung der Bundesver­
sammlung vom 3. Oktober 2003 Ober die Redaktionskommls­
sion sind erhebliche Textänderungen «in jedem Rat durch 
eine Vertreterin oder einen Vertreter der Redaktionskommis­
sion vor der Schlussabstimmung zu erläutern». Die Redak­
tionskommission hat dem Partnerschaftsgesetz mit einem 
eingeschobenen Artikel 37 eine Schlussbestimmung einge­
fügt, die verhindern soll, dass mit dem Inkrafttreten mehrerer 
Änderungen derselben Erlasse gewisse, von der Bundesver• 
sammlung verabschiedete Bestimmungen ungewollt wieder 
aufgehoben werden. Die Bestimmung enthält keine mate­
rielle Änderung. Es betrifft einerseits Artikel 66ter StGB, der 
erst mit der Änderung vom 3. Oktober 2003 - Strafverfolgung 
in der Ehe und in der Partnerschaft - eingeführt Wl,!rde. Die­
ser Artikel existiert noch nicht in der Fassung der Anderung 
vom 13. Dezember 2002 des Allge-meinen Teils des StGB 
und wird dort systematisch als Artikel 55a eingefOgt werden 
mCtssen. Die Schlussbestimmung von Artikel 37 des Partner• 
schaftsgesetzes Ist nötig, damit beim Inkrafttreten der Revi­
sion des Allgemelnen Teils Artikel 66ter StGB nicht auf­
gehoben wird, da das erste Buch als Ganzes eine neue Fas­
sung erhält. Auch Artikel 110 StGB muss angepasst werden, 
da er anders gegliedert Ist. Eine analoge Regelung zu Arti­
kel 66ter StGB wurde auch tor Artikel 47b des MIiitärstrafge­
setzes getroffen zwecks Koordination mit der Änderung vom 
21. März 2003 des Allgemeinen Teils des Militärstrafgeset­
zes. Im Weiteren besteht für Artikel 79a BVG ein Koordina• 
tionsbedarf, da dieser Artikel mit der 1. BVG-Revision vom 
3. Oktober 2003 geändert wurde und die wegen des Partner• 
schaftsgesetzes anzupassende Bestimmung gemäss erster 
BVG-Revision neu Artikel 79b Absatz 4 ist. 

Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft 
glelchgaachlechtllcher Paare 
Lol f6derala aur le partenarlat enreglstre emre per• 
sonne& du mime aexe 

Abstimmung - Vote ~.r.;lt. Ir' ,..~ ,, ' 
{namentlich nominatlf: Beilage - Annexe 02.090/46) 
FCtr Annahme des Entwurfes .... 112 Stimmen 
Dagegen .... 51 Stimmen 

Bulletin offldel de I' Asaemblde flldmale 



04.012 Conseil des Etats 

Dreizehnte Sitzung - Trelzieme seance 
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Eingetragene Partnerschaft 
gleichgeschlechtlicher Paare. 
Bundesgesetz 
Partenariat enregistre 
entre i:,ersonnes du mime sexe. 
Lol federale 

Schlussabstimmung - Vote final 
Botschaft des Bundesrates 29.11.02 {BBI 2003 1288) 
Message du Conseil fedäral 29. 11.02 (FF 2003 1192) 
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Nationalrat/Conseil national 02.12.03 (Erstrat- Premier Conseil) 
Nalfonlllrat/Consen national 03.12.03 (Fortsetzung - Suite) 
Nationalrat/Conseil national 03.12.03 (Fortsetzung - Suite) 
Stlnderat/Consell des Etats 03.08.04 (Zweitrat - Oeuxli!tme ConselQ 
Nalionlllral/Consen national 10.06.04 (Differenzen - Dlvergences) 
Nalionalral/ConseD national 18.08.04 (Schluaaabatlmmung - Vota final) 
Stlnderat/Consell des Etats 18.06.04 (SchlUIISBbslimmung - Vote final) 

Stadler Hansruedl (C, UR), für die Kommission: Nach Arti­
kel 3 Absatz: 3 der Verordnung der Bundesversammlung 
Ober die Redaktlonskommlssion sind erhebliche Textände­
rungen in jedem Rat durch die Redaktionskommisslon vor 
der Schlussabstimmung zu erläutem. Die Redaktlonskom­
mission hat im Partnerschaftagesetz mit einem eingescho­
benen Artikel 37 eine Schlussbestlmmung eingefüg!, die 
verhindern soll, dass mit dem Inkrafttreten mehrerer Ände­
rungen derselben Erlasse gewisse von der Bundesver­
sammlung bereits verabschiedete Bestimmungen ungewollt 
wieder aufgehoben werden. Die Bestimmung enthält keine 
materielle Anderung. Die Ergänzung finden Sie in der Doku­
mentation auf den Selten 9 bis 12 unter «Artikel 37, Koordi­
nation mit Anderungen anderer Erlasse ... 
Es betrifft einerseits Artikel 66ter StGB, der erst mit der Än­
derung vom 3. Oktober 2003 - dort ging es um die Strafver­
folgung in der Ehe und in der Partnerschaft - eingeführt 
wurde. Dieser Artikel existiert noch nicht In der Fassung der 
Anderung vom 13. Dezember 2002 des Allgemelnen Teils 
des StGB und wird dort systematisch als Artikel 55a elnge­
fOgt werden müssen. Die Schlussbestimmung von Artikel 37 
des Partnerschaftsgesetzes ist nötig, damit beim Inkrafttre­
ten der Revision des Allgemelnen Teils Artikel 86ter StGB 
nicht aufgehoben wird, da das Buch als Ganzes eine neue 
Fassung erhillt. 
Auch Artikel 110 StGB muss angepasst werden, da er an­
ders gegliedert ist. Eine analoge Regelung zu Artikel Beter 
StGB wurde auch für Artikel 47b des Militärstrafgesetzes ge­
troffen, zur Koordination mit der Anderung vom 21. März 
2003 des Allgemeinen Teils des Militärstrafgesetzes. 
Im Weiteren besteht für Artikel 79a BVG ein Koordina­
tionsbedarf, da dieser Artikel mit der 1. BVG-Revision vom 
3. Oktober 2003 geändert wurde und die wegen des Part­
nerschaftsgesetzes anzupassende Bestimmung gemilss der 
1. BVG-Revision neu zu Artikel 79b Absatz 4 wird. 
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Daraus ersehen Sie, dass die Koordination der verschiede­
nen Gesetzesänderungen, die parallel in diesen beiden Rä­
ten verlaufen und zum Teil noch nicht In Kraft sind, immer 
mehr die schwierigste Aufgabe der Redaktionskommission 
wird. So weit die Erklärung der Redaktionskommission zu 
dieser Ergänzung von Artikel 37. 

Schmld-Sutter Carlo (C, Al): Gestützt auf das, was der Prä­
sident der Redaktionskommission gesagt hat, stelle ich Ih­
nen den Antrag, die Abstimmung Ober dieses Geschäft 
auszusetzen. Das geht weit Ober eine redaktionelle Ände­
rung hinaus. Wir sind nicht mehr in der Lage, das nachzu­
vollzlehen, und gerade die Anhänge, die Änderungen 
bisherigen Rechts, sind extrem sensibel. Ich meine, es ist 
Aufgabe der Sachkommission, diese Änderungen noch ein­
mal anzuschauen'. 
Ich bitte Sie daher, dieses Geschäft von der heutigen 
Traktandenllste zu streichen und später neu zu traktandie­
ren. 

Stadler Hansruedi (C, UR), fQr die Kommission: Anlässlich 
der Beratung des Partnerschaftsgesetzes habe Ich die ein• 
zige materielle Änderung hier als Einzelantrag eingebracht. 
Dieses Vorgehen wurde damals mit dem Präsidenten der 
Kommission für Rechtsfragen so abgesprochen. Hier geht 
es ausdrucklich nicht um materielle Anderungen, es betrifft 
lediglich die Koordination mit anderen Erlassen. Wir haben 
dann die entsprechenden Änderungen bisherigen Rechts 
erst ab Seite 13 der entsprechenden Vorlage, die Sie jetzt 
zur Abstimmung vor sich haben. Es ist ein Artikel 37 einge­
fügt worden. Aber damit ist nicht übriges Recht geändert 
worden, sondern ledlgllch ein Koordinationsartikel elngefQgt 
worden. 

Stihelln Philipp (C, TG): Ich höre das geme. Aber ich kann 
es nicht nachvollziehen. Es mag sein. Aber ich weiss nicht, 
wer hier in diesem Saal das nachvollziehen kann, dass da 
tatsächlich nur angepasst worden ist, ohne dass darin auch 
materielle Änderungen enthalten sind. 
Ich bitte Sie, dem Antrag Schmid Carlo zuzustimmen. 

Marty Dick (RL, Tl): J'etais rapporteur sur cette loi et j'aime­
rals confirmer mot pour mot ce que Monsieur Stadler a dit la 
seule modlflcation de nature materielle a ete traitee lors de 
la deliberation de 1a loi. Monsieur Stadler a propose lui­
mAme une modlficatlon qui a ete acceptee par le conseil. 
Nous avons parle des problemes de coordination avec lea 
autres lols lors de la deliberation. Je vous assure qu'il n'y a 
pas de quoi fouetter un chat dans cette histoire. 

Schwelger Rolf (AL. ZG): Ich war ja lange Zelt Mitglied und 
Präsident der Redaktionskommission. Man stellt im Zuge 
der Komplexität der gesamten Gesetzesmaschinerie immer 
mehr fest, dass die Koordinationsansprüche steigen. Es hat 
dies verschiedene Grunde. Einer der Hauptgrunde besteht 
darin, dass sich verschiedene Gesetzesrevisionen bezOglich 
des lnkrafttretens voneinander unterscheiden, dass Mass­
nahmen fQr den Fall vorgesehen werden müssen, dass die­
ses Gesetz dann in Kraft treten sollte. Wenn es so wäre, 
dass die Redaktionskommission diese Koordinationsbe• 
lange, die wirklich nur formellen Charakter hätten, nicht 
mehr tun könnte, wOrde die Gesetzgebung in eine Situation 
geraten, die wegen ihres Oberperfektionismus nicht mehr 
behandelbar wäre. 
Angesichts der Tatsache, dass Sie der Redaktionskommls­
slon diese Koordinationsbefugnisse gegeben haben, ange­
sichts der Tatsache, dass Sie Immer um die 
Unvollkommenheit des gesamten Gesetzgebungsapparates 
wissen und der Redaktlonskommission eben die Kompetenz 
gegeben haben, solche formelle Mängel zu beheben, auch 
Im Wissen darum, dass diese Kompetenz daran geknüpft ist, 
dass der Rat hierüber orientiert wird, muss im Interesse ei­
ner elnlgermassen administrativ behandelbaren Situation in 
die Redaktionskommlssion Vertrauen gesetzt werden. 
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Ich appelliere auch an Sie im Interesse einer ver­
hältnismissigen Ratsarbeit, dieses in die Redaktionskom­
mission gesetzte Vertrauen, das auf einer gesetzlichen 
Grundlage beruht, nicht zu enttäuschen. Andernfalls kämen 
wir vom Hundertsten ins Tausendste. Selbstverständlich hät­
te es nicht den Charakter einer Blockade, aber es hätte zu­
mindest den Charakter einer Überbewertung des Formellen, 
was dann ebenfalls wieder zu Verzögerungen fahren würde. 

Prialdent (Schiesser Fritz, Präsident): Herr Schmid stellt 
den Ordnungsantrag, das Geschäft von der Traktandenllste 
abzusetzen. 

Abstimmung - Vote 
FürdenOrdnungsantrag Schmid-Sutter Carlo •••• 10 Stimmen 
Dagegen .... 28 Stimmen 

Bundesgesetz Ober die eingetragene Partnerschaft 
glelchgeschlechtllcher Paare 
Lol federale sur le partenarlat enreglstre entre per­
sonnes du mime sexe 

Abstimmung - Vote 
Für Annahme des Entwurfes .... 33 Stimmen 
Dagegen .... 5 Stimmen 
(4 Enthaltungen) 



NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Ref.0035 

Namentliche Abstimmung/ Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft/ Objet: 
Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare (Partnerschaftsgesetz) 
Loi federale sur le partenariat enregistre entre personnes du mame sexe (Loi sur le partenariat enregistre) 

Gegenstand / ObJet du vote: 
Eintreten 

Abstimmung vom / Vote du: 02.12.2003 12:29:58 
, Abate + R Tl Fluri + R so Kohler + C JU Rossini 

Aeschbacher = E ZH Frevsinaer = V VS Kunz = V LU Roth 
Aßernann + s BE Frösch + G BE Lana + G ZG Ruey 
Amstutz = V BE Fässler + s SG Laubacher = V LU Sadis 
Baader Cas0ar = V BL Föhn = V SZ Leu o C LU Salvi 
Bader Elvlra = C SO Gadlent + V GR Leuenberaer Geneve + G GE Savarv 
Bancia + s so Gallade + s ZH Leuteneooer Fllinoo + R ZH Schenk 
Baumann Alexander = V TG Garbani + s NE Leuteneooer Susanne + s BL Schenker 
Beck + R VD Genner + G ZH Leuthard + C AG Scherer Marcel 

lBerberat + S NE Germanier + R VS Levrat + S FR SchlbU 
; Bezzola + R GR Giezendanner = V AG LoeDfe 0 C Al SchlOer 

Bklcier = V SG Glasson + R FR Lustenbemer o C LU Schmied Walter 
Bitmasca AlliliD = V Tl Glur = V AG MaiOard . S VD Schneider 
Binder # V ZH GoU + s ZH Maiire + C GE Schwander 

: Blocher = V ZH Graf + G BL Markwalder + R BE Siearist 
Borer = V SO Gross Andreas + s ZH MartiWemer . S GL Simoneschi-Cortesi 
BonollJZZI = V ZH GrossJost + s TG MartvKälln + s ZH Sommaruaa Carlo 
Bruderer + SAG Guisan + R VD Mathvs = V AG SDeck 
Brun 0 C LU Gutzwiller + R ZH Maurer = V ZH Souhler 
Brunner Toni 0 V SG Gyr + s sz Maury Pasauier + s GE Stahl 
Brunschwia Graf + R GE GV!.ln Hans Rudolf . R BL Meier-Schatz + C SG Stamm Luzi 
Buanon = V VD GvsinRemo + s BS Messmer = R TG Steiner 
Burkhalter + R NE Günter + s BE Mever Therese + C FR Strahm 
Bäumle + G ZH Haerinci Binder + s ZH Miesch = V BL Studer Heiner 
BDchler = C SG Hauer + V BE Menetrev Savarv + G VD Stumo 
BDhlrnann + G LU Hassler = V GR Möraeli = V ZH Teuscher 
BDhrer + R SH Heaetschweiler + R ZH MDllerGeri + G AG Thanei 
Calhomas + C GR Heim Bea + s so MWlerPhiliDD = RAG Theiler 
Cavaifi + S Tl Hess Bernhard = • BE MDOer Walter = R SG TriDonez 

· Chevrier 0 C VS Hochreutener + C BE MWler-Hemmi + s ZH Vanek 
Christen + R VD Hofmann Urs + s AG MDri = V LU Vaudroz Rene 
Cina + C VS Hollenstein + G SG Noser + R ZH Veßlon 
Cuche + G NE Huber . R UR Oehrll = V BE Vermot 
Daguet + S BE Hubmann + s ZH Paaan = V GE VISCher 
Darbellav + C VS Huauenin + • VD Parmefin + V VD Vollmer 
De Burnan + C FR HumbelNat + C AG Pedrina + s TI Waber Christian 
DonZI! = E BE Hutter Jasmin = V SG Peffi + R Ti Walker Fl!lix 
Dormond Marlvse ·+ S VD Hutter Markus + R ZH Perrin + V NE Walter Hansitlm 
Dunant = V BS Häber6 + C TG Pfister Gerhard = C ZG Wandßuh 
Du0raz + R GE Hammerle + s GR Pfister Theoohil = V SG Wasserfallen 
Eaerszeoi + RAG lmfekl = C □111 Randeooer + R BS Wehrll 
EoolV + R GE lneichen + R LU Rechsteiner Paul + s SG Wei11elt 
EnQ eiberQer + R NW Janiak + s BL Rechsteiner-Basel + S BS Weveneth 
Fasel + G FR Jermann + C BL Recordon + G VD Wldmer 
Fattebert = V VD Joder + V BE Rennwald + S JU Wobrnann 
Favre + R VD Jutzet + s FR Rey + s vs ~Ursula 
Fehr Hans . V ZH Kaufmann = V ZH Revmnnd - V GE Wäfier 
Fehr Hans-JDm + s SH Keller Robert = V ZH Rlkiln + C ZH ZaDfl 
F ehr Jacaueiine + s ZH Kiener Neßen + s BE Rime = V FR Zisvadis 
Fehr Mario + s ZH Kleiner + R AR Robbiani + C TI Zuooiaer ---- -~-~-

+ ja/ oui/ sl 
= nein / non / no 

% entschuldigt gern. Art. 57 Abs. 4 / excuse seien art. 57 al. 4 / scusato sec. Art. 57 al. 4 
• hat nicht teilgenommen / n'a pas vote / non ha votato 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht / Le pr~ldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
Fraktion / Groupe / Grupoo C G R s E V - Tot. 

:ia / oui / sl ···-· 17 15 34 50 0 7 3 126 
nein / non / no 5 0 4 0 5 40 1 55 
enth. / abst. / ast. 6 0 0 0 0 3 0 9 
entsch. Art. 57 4 / excuse art. 57 4 / scusato Art. 57 4 0 0 0 0 0 0 0 0 
haJ. nicht teilgenommen / n'a pas vote / non he votato 0 0 2 2 0 5 0 9 

Bedeutung Ja/ Slgnlficatlon de oui: Antrag der Kommission = Eintreten 
Bedeutung Nein/ Slgnlflcatlon de non: Antrag Waber + SVP = Nichteintreten 

+ s vs 
+ S GE 
+ R VD 
+ R Tl 
+ s VD 
+ s VD . V BE 
+ s BS 
= V ZG 
= V ZH 
= V ZH 
= V BE 
+ R BE 
= V sz 
+ V AG 
+ C Tl 
+ s GE 
= V AG 
o V TG 
o V ZH . V AG 
+ R so 
+ s BE 
= E AG 
+ s AG 
+ G BE 
+ s ZH 
+ R LU 
+ R BE 
+ • GE 
+ R VD 
+ V VD 
+ s BE 
+ G ZH 
+ s BE 
= E BE 
o C SG 
= V TG 
= V BE 
= R BE 
= C SZ 
+ R SG . V BE 
+ s LU 
= V SO 
+ s BE 
= E ZH 
+ C ZH 
+ • VD 
• V ZH 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
11.12.200312:53:10/ 0012 

Conseil national, Systllme devote electronlque 
ldentlf: 47 .1 /02.12.2003 12:29:58 Ref.: (Erfassung) Nr: 0035 



NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Ref.0036 

Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschält/ Objet: 
Bundesgesetz Ober die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare (Partnerschaftsgesetz) 
Loi federale sur le partenariat enregistre entre personnes du mame sexe (Loi sur le partenariat enregistre) 

Gegenstand / ObJet du vote: 
Rückweisungsantrag 

Abstimmung vom/ Vote du: 02.12.2003 12:30:56 
····-

: Abate R Tl . F!url = R SO • Kohler + C JU Rosslni 
Aeschbacher + E ZH FreV51noer + V vs Kunz + V LU Roth 
Allemann = s BE Frösch + G BE lanc = G ZG Ruev 

1 Amstutz + V BE Fässler = S SGi • Laubacher = V LU Sadis 
i Baader Caspar + V BL Föhn 0 V SZ • Leu + C LU SaM 

BaderE!vira • C so Gadient = V GR i Leuenbemer Genllve = G GE Savarv 
I B_1mga = s so 

w .. ·---

Baumann Alexander 1+ V 1 TG: 
Gallade = S ZH 

1Garbani = S NE: 
Leuteneoaer Alippo = R ZH 

1 Leutenl!flner Susanne = s BL 
Schenk 
Schenker 

'Beck = R VD 1 Genner = G ZH 1 Leuthard = C AG Scherer Marcel 
. Bertleral = S NE Germanier = R VS •Levrat = s FR Schibfi 

Bezzola = R GR Giezendanner + V AG Loellfe + C Al Schlüer 
Rinner + V SG Glasson = R FR • Lustenberrmr + C LU Schmied Walter 
Rillnasca Allißo 0 V Tl Glut + V AG Malllard = s VD Schneider 

1 Binder·~-- # V ZH GoU = S ZH Maiire + C GE Schwander 
Blocher + V ZH Graf = G BL Maricwalder = R BE Sie!lrist 
Borer + V so Gross Andreas = S ZH MB!li Werner = s GL Simoneschl-Cortesi 
Bortoluzzl + V ZH GrossJost = S TG M11rtv Kälin = s ZH Snmmaruoa carto 
Bruderer = SAG Gulsan = R VD MlllhV!. o V AG 1 Speck 
Brun + C LU Gutzwiller = R ZH • Maurer + V ZH • SPUhler 
Brunner Toni 0 V SG Gvr = s sz MawvP = s GE Stahl 
Brunscnwin Graf = R GE Gvsm Hans Rudolf . R BLI Meier-Schatz = C SG StammLuzl 

1 Buanon + V VD GV!linRemo = S BS MesS!ner + R TG 1 Steiner 
Burkhafter = R NE Gllnter = S BE MaverTht!rese + C FR 1 Strahm 
Baumle = G ZH Haering Binder = S ZH Mlesch + V BL 1 Sluder Heiner 
Bllchler + C SG Haller = V BE MenlMmV Savarv . G VD StumD 
Bllhlmann = G LU Hassler + V GR Mlirnefi + V ZH 1 Teuscher 
Bllhrer 0 R SH Heqetschweiler = R ZH MilllerGeri = G AG ! Thanei 
Cathomas = C GR Heim Bea = s so Milller Philipp 0 RAG • Theiler 
Cavalli = s Tl' Hess Bernhard ·+ . BE MilllerWalter 0 R SG • Trinonez 
Chevrier + C vs HochreuteneJ = C BE Milller-Hernmi = S ZH Vanek 

• Christen = R VD Hofmann Urs = SAG MDri + V Lll Vaudroz Rene 
'Clna + C vs Hollenstein = G SG Noser = R ZH Veillon 
• Cuche = G NE Huber . R UR Oehrli + V BE Vennot 
• DaQuet = s BE Hubmann = S ZH Paaan + V GE VISCher 
1 Darbeßay + C vs 
1 DeBwnan + C FR 

Huauenin = • VD 
Humbel Näf = C AG 

Parme6n = V VD 
Pedrina = S Tl 

• Volbner 
• Waber Christian 

1 IJonzt! - "' . - + E BE Hutter Jasmin + V SG Pem = R Tl i Walker Felix 
I .. Dormond Ma~ = s VD Hutter Markus = R ZH Perrin = V NE 1 Walter Han~m 
1 Dunant + V BS Häberli = C TG Pfister Gerhard + C ZG • Wandfluh 
• Dupraz = R GE Hammerle = S GR • Pfister Theophü + V SG i Wasserfallen 
' E!lerszegi = R AG lmfeld + C 0~ • RandMner = R BS Wehrli 
Eaalv = A GE lneichen = R LU Rechst.einer Paul = S SG Weiaelt 

1 ~.!l~lbE!T!l!lr .0 R IIIW Janlak = S BL • Rechsteiner-Basel = S BS 1 Weveneth 
Fasel = G FR Jennann = C BL • Recordon = G VD Widmet 
Fattebert + V VD Joder = V BE Rennwald = S JU Wobmann 
Favre = R VD Jutzet = S FR Rey = s vs WvssUrsula 
FehrHans . V ZH Kaufmann + V ZH Revmnnd + V GE Waller 
Fehr Hans-Jllm = S SH Keller Robert + V ZH Rlklln = C ZH Zallfl 
Fehr Jaaiuellne = S ZH Kiener Nellen = S BE Rllne + V FR Tl<:Wldis 

. Fehr Mario . = S ZH --··---- Kleiner = R AR Robblanl + C Tl Zuookrer 

+ ja/ oui / sl 
= nein / non / no 

% entschuldigt gern. Art. 57 Abs. 4 / excus6 selon art. 57 al. 4 / scusato sec. Art. 57 al. 4 
• hat nicht teilgenommen / n'a pas vot6 / non ha votato 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht/ Le pr6sldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse/ Resultats: 
• Fraktion / Grouoe / Gruooo IC G R s E V - Tot. 
ja/ oul/ s1 ! 17 1 3 0 5 35 1 62 

1 nein/ non/ no 110 13 31 52 0 8 3 117 
! enth. ! abst. / ast. 0 0 4 0 0 7 0 11 
entsch. Art. 57 4 / excuse art. 57 4 / scusato Art. 57 4 1 o 0 0 0 0 0 0 0 
hat nicht tellaenommen / n'a oas vot6 / non ha votato 1 1 1 2 0 0 5 0 9 

Bedeutung Ja / Signification de oui: Zustimmung zum Rückweisungsantrag Chevrier 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: Ablehnung 

= s vs 
= s GE 
= R VD 
= R Tl 
= s VD 
= s VD . V BE 
= s BS 
+ V ZG 
+ V ZH 
+ V ZH 
+ V BE 

= R BE 
+ V sz 
= V AG 
+ C Tl 
= s GE 
+ V AG 
0 V TG 
0 V ZH . V AG 
= R so 
= s BE 
+ E AG 
= s AG 
= G BE 
= s ZH 
+ R LU 

= R BE 
= • GE 
= R VD 
= V VD 
= S BE 
= G ZH 
= S BE 
+ E BE 
= C SG, 
o V TG 
+ V BE 
+ R BE 
+ C SZ 
= R SG 
• V BE 
= S LU 
+ V so 
= S BE 
+ E ZH 

= C ZH 
= • VD . V ZH 

Nationalrat, Elektronisches Abstimmungssystem 
02.12.2003 12:31 :24 / 0013 

Conseil national, Systeme de vote 61ectronique 
ldentH: 47 .1 /02.12.2003 12:30:56 Ref.: (Erfassung) Nr: 0036 
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NATIONALRAT 
Abstimmungsprotokoll 

Ref.0048 

Namentliche Abstimmung / Vote nomlnatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft/ Objet: 
Bundesgesetz Ober die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtficher Paare (Partnerschaftsgesetz) 
Loi f!Klaale sur le partenariat enregistr~ entre personnes du mame sexe (Loi sur le partenariat enregistra) 

Gegenstand / Objet du vote: 
Gesamtabstimmung 
Vote sur rensemble 

Abstimmung vom/ Vote du: 03.12.2003 09:09:47 
Abate + R Tl Flurl + R so 
Aeschbachar = E ZH Frl!VSlnner • V VS 
Allemann ♦ S BE Frösdt + G BE 
Amstutz + V BE Fässler + s SG 
Baader CBslll!r = V BL Föhn = V SZ 
Bader Elvlra = C SO Gadlent + V GRI 
Banaa . s so Gaflade + S ZH 
Baumann Alexander = V TG Garbani + s NE 
Beck + A VD Genner + G ZH 
Berberat + S NE: Germanler + R VS 
Bezzola + R GR Glezendanner = V AG 
BIOaer = V SG Glassan + A FR 
Blllnasca Aldllo 0 V Tl Glur = V AG 
Binder # V ZH Gall + s ZH 
Blocher • V ZH Graf + G BL 
Borer • V so Gross Andreas + S ZHI 

IBortDluzzl „ V ZH GrossJost + s m 
1 Bruderer I+ SAG Gulsan + R VD 
8nm ·= C LU Gutzwller + R ZH 
BnmnerTDfli * V SG IGW + s sz 

Graf • R GE 1 Gllllffl Hans Rudolf + R BL 
Bllllnon = V VD r.vcm Rerna + S BS 

. Burkhaller + R NE Gllnler + S BE 
Baumle + G ZH Haerina Binder + S ZH 
Bllcltfer = C SG Haller + V BE 
BOhlmann + G LU Hassler = V GR 
BOhrer + A SH He!letschweDer + R ZH 

1 Calhomas + C GR HeimBea + s so 
1 Cavam + s Tl Hess Bernhard . • BE 
Chellrier = C VS Hochreutener + C BE 
Christen + R VD HofmannUrs + s AG 
Clna 1 + C VS Hollenstein + G SG 
CUche : + G NE Huber + R UR 
Dal!Uet + s BE Hubmann + s ZH 
Dalbellav + C vs Huauenln + • VD 
DeBurnan + C.FR HumbelNif + C AG 
Donze = E BE Huller Jasmin = V SG 

1 Oormond Manvse + s VD 1 Hllllllr Markus + R ZH 
1 Dunanl = V BS 
1 llllllrll7 + R GE 
Ell!!l'SZlllli + RAG 

1 Häberli 
+ii Himmelfe + s 

1 lmfeld = 

~ 
+ A GE 
+ R I4W 
• G FR 

l lnek:hen + R LU 
i Janiak + s BL 
: Jermann + C BL 

Fattebert „ V VD Joder + V BE 
Favre + A VD Juttet + SFR 
FehrHans • V ZH Kaufmann = V ZH 
Fehr Hans-Jura I+ S SH Keller Robert = V ZH 
Fehr Jacauellne 1 + S ZH Klener Nellen • S BE 
FehrMario + s ZH Kleiner + RAR 

Kohler + C JU Rosslnl 
Kunz = V LU Roth 
Lano + G ZG Ruev 
Lallbacher = V LU i Sadis 
Leu = C LU 1 SaM 
Leuenllerller Geneve + G GE i Savarv 
Leuteneoaer FDIPllO + R ZH Schenk 
Leuleneoaer Susanne + S BL Schenker 

: Leuthard + C AG 1 Scherer Marcel 
1 Levrat + s FR 'SchlbB 
Loeafe :ffl 1---A-er 
Maillard + S VD 

Schffler 
Schmied Waller 
Schneider 

Maiire + C GE Sehwandar 
Marllwalder + R BE 

1 ManlWemer + s GL 
1 MmtvKilin + s ZH 
'Mamv.: o V AG 
Maurer = V ZH ~-
Maurv Pasauier * s GE 'Stahl 
Meler-Schalz + C SG Stamm l.uzl 
Messnter . R TG Stelner 
MeverThdmse = C FR Slrahm 
Mlesch = V BL Studer Helner 
Menetrev Savarv + G VD Shnnn 

1 MöraeD = V ZHI Teusdter 
1 MODerGeri + G AG Thanel 
1 MODer Phlllrm = RAG TheDer 

MOller Walter = R SG: frtMnez 
1 MODer-Hemml . S ZH Vanek 
Mllrl • V LU Vaudroz Rene 
Noser + R ZH VelDon 
Oehrli = V BE Vermot 
Paaan = V GE Vlscher 
Parmelln + V VD Vollmer 
Pedr!na + s Tl Waber Christian 
Pelft + R Tl 1 Walkerfdx 

1 Perrin + V NE Waller Harmim 
Pfister Gerhard = C ZG Wandßuh 
Pfister fheollllll = V SG Wasserfallen 
RandMffel' + R BS We11111 
RechSll!lner Paul + 8 SG We!oelt 
Rechstelner-Basel + S BS w-nelh 
Recordon + G VD Wldmer 
Rennwald + s JU Wobmann 
llRV + s vs -Ursula 
ReYIIIDlld = V GE Wäfler 
Rlklln + C ZH Zapft 

: Rlme i • V FR Zlsvadis 
Robbiani + C Tl 1 Zuanioer 

+ Ja/oul/sl 
= nein / non / no 

% entschuldigt gem. Art. öl Abs. 4 / excuse selon art. 57 al. 4 / scusato sec. Art. 57 al. 4 
• hat nicht teilgenommen / n'a pas vottl / non ha votato 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht / Le pn6sldent ne prend pas part aux votes 

C G R s E V - Tot. 
15 14 34 45 0 8 2 118 
11 0 2 0 5 32 0 50 
1 0 0 0 0 4 0 5 
o:o 0 0 0 0 0 0 
1 1 417 0 11 2 26 

Bedeutung Ja/ Slgnlfk:atlon de oul: 
Bedeutung Nein / Slgnlflcatlon de non: 

+ s vs . S GE 
+ R VD 
+ R Tl 
+ S VD 
+ S VD 
= V BE 
+ s BS . V ZG 
= V ZH 
= V ZH 
= V BE 
+ R BE 
= V sz 
+ V AG 
• C 11 
+ s GE 
= V AG 
• V TG 
o V ZH 

,• V AG 
+ R so 
+ s BE 
= E AG 
+ s AG 
+ G BE . S ZH . RW 
+ R BE 
+ • GE 
+ R VD 
+ V VD 
+ s BE 
+ G ZH 
+ S BE 
= E BE 
o C SG 
o V TG: 
= V BEI 
• R BE 
= C SZ 
+ R SG 
* V BE 
+ s LU 
= V SO 
+ s BE 
= E ZH' 
+ C ZH . • VD 
= V ZHI 
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Namentliche Abstimmung / Vote nominatif 
CONSEIL NATIONAL 

Proces-verbal de vote 

Geschäft/ Objet: 
Bundesgesetz über die eingetragene Partnerschaft gleichgeschlechtlicher Paare (Partnerschaftsgesetz) 
Loi f~erale sur le partenariat enregistra entre personnes du mi:!me sexe (Loi sur le partenariat enregistra) 

Gegenstand / ObJet du vote: 
Schlussabstimmung 
Votefinal 

Abstimmung vom/ Vote du: 18.08.2004 08:28:51 
Abate + R Tl Fr..v,;inner = V VS 
Aeschbacher = E ZH Frösch + G BE 
Allemann + s BE 1 Fässler + s SG 

1 Amstutz = V BE Föhn = V SZ 
Baader Casoar = V BL : Gadlent + V GR 

• BaderElwa = C SO Gallade + S ZH 
i Ba1111a + s so 1 Garbani + S NE 
: Ba11111llml Alexander = V TG Genner + G ZH 

Beck 0 R VD Germanler • R vs 
• Befberat . S NE Glezendanner = V AG 
IBezzola + R GR Glasson + A FR 
: Blllaer = V SG Glur = V AG 

Bkmasca Allillo + V Tl Gall + s ZH 
Binder # V ZH Graf + G BL 

: Borer = V so Gross Andreas + s ZH 
,Bortoluzzl = V ZH GrossJost + s TG 

Bluderer + SAG Gulsan + A VO 
Brun 0 C LU Gutzwlller + R ZH 
BrunnerTonl = V SG G\11' + s sz 

Graf + R GE GVs!n Hans Rudolf . R BL 
'Bunnnn + V VD GYSIIIRemo + s BS 
Burkhalter + R NE GOnter + s BE 

! Bäum!e + G ZH Haer!no Binder + s ZH 
Bllchler 0 C SG Haller + V BE 

1 Bllhlmann + G LU 'Hassler = V GR 
BOhrer + R SH Heoelsr:hwelter . R ZH 
calhomas + C GR Helm Bea . s so 
cavam + s Tl 1 Hess Bernhard = • BE 
Chevrler = C vs Hochreutener + C BE 
Christen + R VO Hol'mann Urs + SAG 
Clna 0 C VS Hollensteln + G SG 

i Cuche ·+ G NE Huber + R UR 
1 Daauet ·+ S BE Hubmann + S ZH 
Darbellav ! 0 C VS ! Huauenln + • VD 
DeBuman 0 C FR HumbelNar + C AG 

1 Donze = E BE 1 Hutter Jasmin = V SG 
Donnond Marlv!II! + s vo Hutter Markus + R ZH 
Dunant = V BS Haberl o C TG 
Duoraz + R GE Hammerle +1S GR 
Eaerszeal + A AG lmfeld =lC □lll 
Eaalv . R GE lneicllen + R LU 

: EMl!lbal'ller 0 R NW : Janlak + S BL 
Fasel :+ G FR : Jennann 0 C BL 

1 Fattebert 1= V vo Joder + V BE 
: Favre 1+ A VO • Jutzet + s FR 

FehrHans = V ZH 1 Kaufmann = V ZH 
Fehr Hans-Jllrtl + s SH Kelter Roben = V ZH 
Fehr JaCl!IJellne + s ZH Klener NeBen + s BE 
FehrMallo + s ZH Kleiner + A AR 
Flurl + R so Kohler + C JU' 

Kunz = V LU Roth 
Lana + G ZG ! Ruev 
Laubacher 0 V LU Rulschmann 
Leu o C LU 1 Sadls 

: Leuenberaer Gelreve + G GE 1 SaM 
Leuteneaaer RJIDDO + R ZH 1 Savarv 
Leuteneaaer Susanne + S BL Schenk 
Leulhard + C AG Schenker 
Levral + s FR i Scherer Marcel 
Loeore • C Al 1 Schlbll 
, .. -----er o C LU ' Schlfler 
Malllard + S VD Schmied Walter 
Maftre + C GE 1 Schneider 
Marlcwalder + R BE ! Schwander 
Marli Werner + s GL 1Slem1!.l 
MmtvKlllin + s ZH Slmoneschl-Cortesi 
Malhvs = V AG Sommaruaa Carlo 
Maurer = V ZH Sneck 
MaWl Pasauler + s GE Souhler 
Meier-Schall + C SG Staltl 
Messmer = A TG Stamm Luzi 
MeVer Tlu!rest = C FR Slelner 
Mlesch = V BL Slrahm 
Menetrev SaVIIIY + G vo Studer Helner 
MllraeJ! = V ZH Slimm 

MllllerGerl + GAG 'Teuscher 
Müller Phffllln + A AG Thanel 
Mlllter Walter + R SG Theiler 
Mlllter-Hemml + S ZH TrtMnez 

,Mllrl = V LU i Vanel< 
' Noser + R ZH ! Vaudroz Rene 

Oehrll = V BE vemon 
Paaan = V GE Vermot 
Parmelin • V vo 1 Vischer 
Pedrlna + s Tl , Vollmer 
PelB + R Tl · Waber Christian 
Perrln + V NE WalkerFaßx 
Plis!er Gerhard 0 C ZG ! Walter Hansiiim 
Plis!erThP.MhD = V SG Wandßllh 
Raml...,~er . R BS •Wassenallen 
Rechstelner Paul • s SG Wehrll 
Rechstelner•Basel + s BS Welllelt 
Recordon • G vo Wl!Vl!lleth 
Rennwald + S JU Wldmer 
ReY + s vs Wobmann 
Revnmnd = V GE WVSSUrsula 
Rlldi1 + C ZH Waller 
Rirne + V FR 7anfl 

Robblani 0 C Tl ZISYlldis 
Rosslnl + s vs Zunnlner 

+ Ja/oul/sl 
nein / non / no 

% entschufdlgt gern. Art. 57 Abs. 4 / excuse eelon art. 57 al. 4 / ecusato sec. Art. 57 al. 4 
• hat nicht tellgenommen / n'a pas votc!i I non ha votato 

o enth. / abst. / ast. # Der Präsident stimmt nicht I Le presldent ne prend pas part aux votes 

Ergebnisse / Resultats: 
Fraktion / Graupe/ Grupoo C G R s E V - Tot. 1 

la/ oull sl 9 14 29 47 0 10 3 112 1 

nein/ non/ no 5 0 2 0 4 39 1 51 1 

enth. / abst. / ast. 12 0 3 0 0 1 0 16 
entsch. Art. 57 41 excuse art. 57 41 scusato Art. 57 4 0 0 0 0 0 0 0 0 
hat nicht tellaenommen / n'a DBS vote / non ha votato 2 1 6 5 1 5 0 20 ! 

Bedeutung Ja/ Slgnlflcation de oul: 
Bedeutung Nein/ Slgnlflcation de non: 

+ S GE 
0 R VO 
= V ZH 
+ R Tl 
+ s vo 
+ s vo 
= V BE 
+ s BS 
= V ZG 
= V ZH 
= V ZH 
= V BE . R BE . V SZ 
+ V AG 
0 C Tl . S GE . V AG . V TG . V ZH 
+ V AG 
+ R so 
+ s BE 
= E AG 
+ SAG 
+ GBE 
+ s ZH 
+ R LU 
+ R BE 
+ • GE 
+ R VO 
+ V VO 
+ S BE 
+ G ZH . S BE . E BE 
• C SG 
= V TG 
= V BE 
= R BE 
= C SZ 
+ R SG 
= V BE 
+ s LU 
= V SO 
+ s BE 
= E ZH 
+ C ZH 
+ - VDI 
= V ZH 
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